Google 



This is a digital copy of a book that was prcscrvod for gcncrations on library shclvcs bcforc it was carcfully scannod by Google as pari of a projcct 

to make the world's books discoverablc online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 

to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 

are our gateways to the past, representing a wealth of history, cultuie and knowledge that's often difficult to discover. 

Marks, notations and other maiginalia present in the original volume will appear in this flle - a reminder of this book's long journcy from the 

publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prcvcnt abuse by commcrcial parties, including placing technical restrictions on automatcd qucrying. 
We also ask that you: 

+ Make non-commercial use ofthefiles We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send aulomated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machinc 
translation, optical character recognition or other areas where access to a laige amount of text is helpful, please contact us. We encouragc the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attributionTht GoogX'S "watermark" you see on each flle is essential for informingpcoplcabout this projcct andhclping them lind 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are lesponsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can'l offer guidance on whether any speciflc use of 
any speciflc book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search mcans it can bc used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liabili^ can be quite severe. 

Äbout Google Book Search 

Google's mission is to organizc the world's Information and to make it univcrsally accessible and uscful. Google Book Search hclps rcadcrs 
discover the world's books while hclping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll icxi of ihis book on the web 

at |http : //books . google . com/| 



Google 



IJber dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Realen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfugbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 
Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nu tzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nie htsdesto trotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu veihindem. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 
Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google-MarkenelementenDas "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch fiir Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser We lt zu entdecken, und unterstützt Au toren und Verleger dabei, neue Zielgruppcn zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter |http: //books . google .corül durchsuchen. 











\ •>. 



\ 



X 



€.1^ 



3 



\. 



1 



.. ^■"' 




FESTGABE 



DOCTOR-JUBILÄUM 



DR LUDWIG ARNDTS 

RITTER VON ABNESBERG 

Oll 

AUFTRAGE DER 4URtSTENFACULT€T 2U MÜ^CHEN 
ITKUKKnErCHT 

ALOIS vov mtlNZ no KOMIAl» JIAUnKH. 



(Das AIhr iKs '•/■sr!.:.<jinri/ii'- Annes m NM'H'i'^m von K. Maiirtr: 
ZhI» lUfhle <itr hmiif fithi possessio von A. v. Briu:.) 



I 



^■ 



MÜNCHEN 

1875. 



Preis; 3 Marie. 



i 



FESTGABE 



ZUM 



DOCTOR-JUBILÄUM 



DES 



lEBM HOmn Dn PROFESSORS 

T>^ LUDWIG ARNDTS 

RITTER VON ARNESBERG 

IM 

AUFTRAGE DER JURISTENFACULTCT ZU MÜNCHEN 

UEBERREICHT 



VOH 



ALOIS TON BRINZ und KONBAD MAURER. 



(Das Alter des Gesetzsprecher-Amtes in Norwegen von K. Maurer; 
Zum Hechte der honte fidei possessio von A. v. Brim.) 



MÜNCHEN 

CHRISTIAN KAISER 

1875. 



k. 



FESTGABE 



ZUM 



DOCTOR-JUBILÄUM 



DES 



mm wmm m fbofessoss 
DB LUDWIG ARNDTS 

RITTER VON ARNESBERG 

IM 

AUFTRAGE DER JURISTENFACULTCT ZU MÜNCHEN 

UEBERREICHT 



VOM 



ALOIS TON BRINZ vm KONBAD MAURER. 



(Das Alter des Gesetzsprecher-Amtes in Norwegen von K. Maurer; 
Zum Rechte der bona fidei possessio von A. v. Brim.) 



MÜNCHEN 

CHRISTIAN KAISER 

1875. 




Akademische Bachdrttckerei von F. Straub. 



Hochverehrter Herr Hofrath! 

Ein halbes Jahrhundert ist verflossen, seitdem Sie zum 
Doctor der Rechte creirt wurden — ein Zeitraum reich auch an 
rechtswissenschaftlichem Ergebniss. In seine ersten Decennien 
fallt für uns eine jener freudigen Bewegungen, von denen die 
Forschung bei der Entdeckung neuer Quellen und der Eröffnung 
neuer Gesichts- und Standpunkte ergriiBten wird. Stets mit den 
anderen Wissenschaften in Verbindung erneute die Jurisprudenz 
damals, der in ihr übermächtig gewordenen Philosophie über- 
drussig, den Bund mit der Geschichts- und Sprachforschung ; die 
Niebuhr nnd Grimm, die Savigny und Eichhorn arbeiteten ein- 
ander in die Hand ; unter ihnen waltete kein Hader, ob deutsch, 
ob römisch; wie die Runen der Heimat, zogen die Ruinen der 
Antike an; in denselben Annalen wurde Gajus, und wurden die 
Weisthümer verhandelt; in erweitertem Gesichtskreise erblickte 
man die dithmarschischen Vetter neben den römischen Gentes, 
die Pfahlbürger und Zünfte neben der Plebs und den Tribus, 
die gemeine Mark neben dem ager publicus. In diese Zeit fallen 
Ihre Lern- und Ihre ersten Lehrjahre. An der Wiederherstellung 
und Läuterung antejustinianischer Quellen haben Sie selbst 
umfassenden Antheil genommen, den Werth und Erfolg einer die 
Gegenwart mit der Vergangenheit verbindenden Schule Sie selbst 
uns in zahlreichen Schriften vor Augen gelegt. — Gross und 
ehrwürdig ist die Geschichte auch um ihrer selbst willen. Wer 
irgend etwas Vergangenes darum weil es vergangen nicht mehr 
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zu sehätz^n, zn ergründen^ ja mit ganzer Seele za nm&saeii das 
fLerz Iiatte, wurde das BesL-te und die Bessten trotzdem sie mit und 
nm ihn «ind weder zu kennen noch zn würdigen rerstehen. Ro- 
mantik aber, welche das Alterthnm anfencht weil es alt, nnd das 
Vergangene weil es nicht mehr ist, entstellt Keinen mehr als 
den Jnristen. Denn er mnss, wenn er diesen Namen rerdienen 
soll, das Becht weisen nnd Becht sprechen, also wissen was 
Beeht ist, nnd dieses so ganz, sicher nnd wahrhaft kennen, 
als er es nnr in geistiger und sittlicher Verwandtschaft mit 
seiner unter und über uns, gegenwärtig und lebendig, waltenden 
Potenz zu lernen, zu kennen, und zu üben yermag. Ohne die 
besondere Pfl^e des^n was Becht ist, wurde dem Juristen 
fehlen was ihn tou Anderen unterscheidet, aber auch fehlen, 
was ihn mit Anderen ?erbindet — der Bechtssinn nnd das 
Bechtsgefuhl, das ihn mit dem Volke, der höhere Erkenntnisstrieb, 
der ihn mit dem Philosophen Terbindet. Ohne Kenntniss des 
Seienden gibt es keine Ahnung des Ewigseienden, ohne das Becht, 
welches ist, kein Verlangen nach dem was das Becht ist, war 
und sein wird« Gross ist der Fortschritt, den die Jurisprudenz 
auch auf diesem ihr eigenen Gebiete, der Erhebung, Sichtung, 
Klärung, Darstellung des geltenden Bechtes, gewissermassen unter 
Ihren Augen, und nicht zu geringem Theile unter Ihrer Führung 
gemacht hat* Denn hätten wir ein Citirgesetz: unter den 
Wenigen, an die der Civilrichter sich zu halten hätte, wurden 
Sie gewiss nicht fehlen; so gross ist der Einfluss, den Ihre 
Ansichten auch ohne Gesetz auf die Bechtsübung gewonnen 
haben. Gelernt und gelehrt aber wird das heutige römische 
Becht in einer grossen iZahl Ton Hörsälen, nicht nur Deutsch- 
lands und der Länder deutscher Zunge, sondern Italiens selbst in 
derjenigen Fassung, welche Sie zuletzt, oder Ihr treuer üeber- 
setzer, demselben gegeben haben, und damit es neben der mehr 
recipircndeo und ^^u^ammeofasseuden Art der Compendieu an 



Werken eigenster Arbeit nicht fehle, so haben Sie sich, um von 
allem übrigen abzusehen, in der Fortsetzung eines im vorigen 
Jahrhundert begonnenen, das römische Recht samt seiner ihm 
seit der Glosse zugewandten Arbeit beleuchtenden kritischen 
Werkes ein unvergängliches Denkmal vorartheilsfreiester Hingabe 
an die Sache, überlegener Umsicht und Herrschaft über den Stoff, 
und vollendeter, die Schwierigkeiten lieber aufsuchenden als 
fliehenden Gründlichkeit gesetzt So blickt denn die heutige 
Juristen weit zu Ihnen als einem ihrer Meister auf. Durch die 
Tugenden freilich welche Ihre Persönlichkeit schmücken — durch 
die Besonnenheit, welche Ihr ürtheil, durch die Einfachheit und 
Sicherheit welche Ihre Rede, durch die Gerechtigkeit welche 
Ihren Charakter auszeichnet, waren Sie zum Lehrer und Priester 
des Rechts geboren. Wer Ihre Schriften studiert, empfangt den 
Eindruck der Wahrhaftigkeit und Verehrmagswürdigkeit, mit 
welchem Ihr Wesen alle diejenigen erfüllt hat, welche Ihnen 
persönlich näher gekommen sind. 

Unsere Facultät nimmt dadurch, dass Sie, hochverehrtester 
Herr Hofrath, fast zwei Jahrzehnte ihr Mitglied waren, an Ihrem 
Ruhme Theil, und will darum unter denen, die Sie heute beglück- 
wünschen, nicht die letzte sein. Wir, die wir noch Ihre Schüler, 
oder CoUegen waren, erneuern heute den Dank für das was Sie 
uns durch Wort und That, Lehre und Beispiel waren ; die Freude 
und der Stolz, dass Sie zu den Unsrigen zählen, empfinden wir 
Alle. Der Himmel segne Ihr uns Allen theures Leben! 

München am 28. October 1875. 

Die Hünchner Juristenfacnltät. 
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Eine der merkwürdigsten Erscheinungen auf dem Gebiete 
der älteren Rechtsverfassung des Nordens ist das Amt des Gesetz- 
sprechers. In uraltem Rechtsbrauche wurzelnd, hat dasselbe auf 
die üeber lieferung und Fortbildung der hergebrachten Rechts- 
znstände in nachdrücklichster Weise eingewirkt, und die älteren 
Rechtsaufeeichnungen der nordgermanischen Völker stehen guten- 
theils noch unter seinem Einflüsse. Auch in die politischen Ge- 
schicke der nordischen Reiche haben die Träger der Würde 
mehrfach bedeutsam eingegriflfen, und erst jene Umwälzung, welche 
am Schlüsse des 12. Jahrhunderts beginnend und bis in das 
14. Jahrhundert herein sich fortsetzend die Monarchie und Ari- 
stokratie im Staate allmächtig werden Hess, hat dieselbe wenn 
auch nicht zu vernichten, so doch von Grund aus umzugestalten 
und ihrer früheren Selbstherrlichkeit zu entkleiden vermocht. Es 
fehlt zur Zeit noch an einer geschlossenen und erschöpfenden 
Darstellung des Amtes und seiner Geschichte, ja es ist sogar 
noch immer ernsthaft bestritten, ob dasselbe in einem der mäch- 
tigsten Reiche des Nordens, in Norwegen nämlich, überhaupt 
bodenständig, oder ob es daselbst nicht vielleicht erst im Laufe 

Brinx u. l£aarer, Feitgabe. 1 
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des 12. Jahrhunderts als ein Erzengniss neaerer Regierangsweisheit 
aufgekommen sei. Eine Gesammtgeschichte der Würde zu schreiben, 
wäre nun freilich eine ziemlich weitgreifende und umfangreiche 
Aufgabe, deren Lösung anderen Zeiten und anderen Kräften über- 
lassen bleiben muss; deren Alter und erste Geschicke in Norwegen 
zu verfolgen mag dagegen immerhin hier unteruommen werden, 
wobei allerdings eine gelegentliche Ueberschreitung der norwegi- 
schen Grenzen, und eine flüchtige Richtung des Blickes auf die 
Nachbarländer sich nicht vermeiden lässt. Ich halle sogar für 
gerathen, von einer übersichtlichen Schilderung derjenigen Gestalt, 
welche das Amt in ein paar anderen Ländern zeigt, meinen Aus- 
gangspunkt zu nemen, um meiner Untersuchung von Vornherein 
einen festeren Halt und grössere Leibhaftigkeit zu geben. 

Sehr klar gezeichnet tritt uns zunächst die Stellung des 
Gesetzsprecheramtes auf Island entgegen. Wir können nicht 
bezweifeln, dass dasselbe hier bereits durch Ulfljöts Gesetzgebung 
eingeführt wurde, durch welche um das Jahr 930 die erste Ord- 
nung der Landesverfassung erfolgte; wird uns doch Hrafn Haeugsson 
ausdrücklich als der Mann bezeichnet, welcher „zunächst nach 
Ulfljot'' die Würde bekleidete, ^) und von ihm ab können wir in 
ununterbrochener Reihenfolge die Männer nachweisen, welclie die- 
selbe bis zu ihrer im Jahre 1800 erfolgten Aufhebung inne hatten.*) 
Als technische Bezeichnung des Amtes gilt im isländischen Frei- 
staate der Ausdruck „lögsaga^^, d. h. Gesetzsagung, und als „lög- 
sögumaÖr", d. h. Gesetzsagungsmann, wird dessen Träger bezeichnet; 
wenn ich, Dahlmann folgend, dafür die Bezeichnung „Gesetzsprecher'' 



/ 

1) Islendfngabok, cap. 3, S. 6. Ich kann die Bedenken nicht für be- 
gründet halten, welche Job. Fred. Dalström, Den norske og islandske Tids- 
regning i det 10.de ärhundrede (Kopenhagen, 1874), in chronologischer Be- 
ziehung erhoben hat, und \7egen deren er, S. 25, Ulfljöts Gesetzgebung in die 
ersten Begierungsjahre E. Häkons des Guten (934—60) herabrücken will. 

2) vgl. Jon Siguid'sson, Lögsögumannatal og lögmanna ä Islandi, im 
Safn tu sögu Islands og islenzkra bokmenta, Bd. U, S. 1 u. fgg. (Kopenhagen, 
1860). 
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wähle, und diese zugleich auch für den entsprechenden norwegi- 
schen und schwedischen Beamten verwende, so geschieht diess 
nur um des behenderen Ausdruckes willen, und ohne streng quel- 
lenmässigen Stützpunkt. Die erwähnten beiden Ausdrücke werden 
übrigens als technische bereits von Ari froÖi verwendet, dem 
ältesten und verlässigsteu unter den Gesphichtschreibem Islands 
(t 1148), und sie sind andererseits auch noch in den Rechts- 
büchern des 12. und 13. Jahrhunderts die allein gebräuchlichen; 
erst nach der Unterwerfung der Insel unter den König von Nor- 
wegen (1262 — 64) kam für den Gesetzsprecher gleichzeitig mit 
einer tiefgreifenden Umgestaltung des Amtes selbst auch der neue 
Titel „lögmaSr^^ d. h. Gesetzmann, auf, während dieser Ausdruck 
auf Island vordem nur, gleichbedeutend mit lagamaÖr, den rechts- 
kundigen Mann als solchen, und ohne alle Rücksicht auf irgend- 
welches von demselben bekleidete' Amt bezeichnet hatte. Nur in 
Quellen , welche erst unter norwegischer Herrschaft geschrieben 
oder überarbeitet wurden, findet sich allenfalls auch «chon für 
die freistaatliche Zeilf der letztere Titel gebraucht; nur in zwei 
jüngeren Erzählungen, der IsfirSinga saga nämlich und der Svarfdaela, 
finden sich ferner auch wohl einmal lögmenn erwähnt, welche 
nach dem Vorbilde der späteren norwegischen Einrichtungen nur 
über einzelne Theile der Insel gesetzt gewesen sein sollen, — 
Beides Anachronismen, wie sie in den isländischen Quellen ja auch 
sonst oft genug vorkommen. *) In Wahrheit bezog sich vielmehr 
das Amt während der ganzen Dauer des Freistaates stets auf das 
gesammte Land und Volk, wie denn auch die Gesetzgebung des 
Landes w^ährend dieser ganzen Zeit einen wesentlich einheitlichen 
Charakter trug, und particularrechtliche Bildimgen nur in sehr 
unbedeutendem Umfange sich bemerkbar machten. Die Besetzung 
des Amtes erfolgte durch Wahl, und zwar stand das Wahlrecht 
der logr^tta zu, jener gesetzgebenden Versammlung also, welche 



1) Belege für den Sprachgebranch bietet znmalGud'brandr Vigfdsson, 
im Icelandic — English Dictionaiy, s. v. lögmadir. 

1* 
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alljährlicli an der Landsgemeinde (dem alt»iiigi oder all»ing) zu- 
sammentnitt. Seit dem Jahre 965, in welchem die Bezirksverfassung 
der Insel geordnet wurde, hatten in dieser Versammlung neben 
dem Gesetzsprecher selbst nur die 39 regierenden Herrn des Landes 
(die goSar) Sitz und Stimme, sowie 9 Ersatzleute, welche zu ihnen 
hinzugewählt wurden, um die Gleichheit der Vertreterzahl f&r 
jedes der 4 Landesviertel zu sichern. Seitdem das Land zum 
Christenthume übergetreten war und nacheinander zwei eigene 
Bisthümer erhalten hatte (1055 und 1106), wurde auch den beiden 
Landesbischofen die gleiche Berechtigung eingeräumt; der streng 
aristokratische Charakter der Versammlung aber wurde durch 
deren Aufname ebensowenig berührt als durch die andere That^ 
Sache, dass in derselben neben den bisher erwähnten Mitgliedern 
auch noch je 2 von jedem von diesen ernannte Männer geringeren 
Standes sassen, welche, ohne entscheidende Stimme, lediglich als 
Rathgeber je ihres Emenners zu dienen hatten, und die regierende 
Aristokratie, nicht die gesammte Bauerschaft des Landes war es 
somit, von welcher der Gesetzsprecher seilie Bestallung erhielt. 
Auf 3 Jahre wurde dieser zunächst gewählt; doch konnte dem 
Gewählten nach Ablauf dieser Frist die Würde belassen werden, 
wenn er damit einverstanden war, und andererseits machten be- 
gangene grobe Versehen im Amte auch dessen frühere Absetzung 
zulässig. Thatsächlich sehen vnr das Amt regelmässig in die 
Hand von Angehörigen der angesehensten Haüser des Landes ge- 
legt; doch gelangt dasselbe andere Male auch wohl an Leute ge- 
ringerer Herkunft, und zwar an Männer geistlichen wie weltlichen 
Standes, wenn deren hervorragende Rechtskenntniss sie desselben 
würdig erscheinen liess, oder ein herrschendes Geschlecht seinen 
Vortheil dabei fand, lieber einen seiner Anhänger als einen Familien- 
ai^ehörigen selbst mit demselben bekleiden zu lassen. Thatsächlich 
folgen sich auch wohl in der Würde mehrere Amtsperioden hin- 
durch Angehörige eines und desselben Hauses; aber rechtlich ist 
Dergleichen weder geboten noch begünstigt, sondern eben nur 
nicht ausgeschlossen. Die Thätigkeit des Gesetzsprechers bezieht 
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sich aber vorzugsweise auf die Landsgemeinde. Er hat in der 
gesetzgebenden Versammlung den Vorsitz zu fuhren, und die 
sämmtlichen Praesidialrechte in ihrem gewöhnlichen Umfange aus- 
zuüben ; insbesondere liegt ihm die Verkündigung aller in derselben 
gefassten Beschlüsse, sowie auch die Verkündung des Jahreskalenders 
für das kommende Jahr mit allen seinen beweglichen Festen und 
Fasten ob. Am Schlüsse der Dingzeit hat er diese Bekanntmach- 
ungen zu erlassen, und zwar von dem Gesetzfelsen (lögberg) aus, 
einer hervorragenden Stelle an der Dingstätte, von welcher aus 
überhaupt alle die mannichfachen Verkündigungen zu erfolgen 
haben, welche das ältere isländische Recht bei den verschieden- 
artigsten Gelegenheiten forderte; der Gesetzspre«».her hat dabei den 
Leuten, welche vom Gesetzfelsen aus sprechen wollen, das Wort 
zu ertheilen, und auf Ansuchen auch das Becht zu weisen (at 
segja mönnum log til), d. h. ihnen über die sehr verwickelten 
Formalitäten des Verkündigungswesens die nöthige Belehrung zu 
geben, wesshalb er denn auch an jenem Orte seinen ständigen 
Platz (lögsögumanns rum) hat. Auch den Alldingsgerichten gegen- 
über nimmt der Gesetzsprecher eine keineswegs belanglose Stellung 
ein, wie er denn auch nicht nur von den bei der gesetzgebenden 
Versammlung eingehenden Geldern (dem lögrettufe) einen be- 
stimmten Betrag erhält, sondern auch der Regel nach die Hälfte 
aller Geldbussen bezieht, auf welche in den Gerichten des Alldinges 
erkannt wird. Die Ernennung freilich der Richter, ihre Verhalt- 
ung zur Erfüllung ihrer Richterpflichten, ihr Schutz endlich gegen 
jede Störung in ihrer Thätigkeit, steht nicht dem Gesetzsprecher, 
sondern den Goden zu, und die Leitung der Gerichtsverhandlungen 
vollends liegt ausschliesslich in der Hand der streitenden Theile, 
ohne jegliches Eingreifen der öffentlichen Gewalt und ihrer Träger; 
aber der Gesetzsprecher hat doch wenigstens den Ort zu bestim- 
men, an welchem die Gerichtssitzungen gehalten werden sollen, 
soweit derselbe nicht ein für allemal durch das Gesetz bestimmt 
ist, — er lässt zu dem feierlichen Auszuge, welcher der Consti- 
tuirung der Gerichte vorangeht, durch die Glo^k^ dfts g^icbeß 
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geben, und fiilirt den Zug an, welcher denn auch von seinem 
Platze am Gesetzfelsen ausgeht, — er ist femer auch dazu ver- 
pflichtet, den Gerichten auf Verlangen das Recht zu weisen. Ja 
es wird dem Gesetzsprecher sogar ganz allgemein die Verpflichtung 
auferlegt, den Leuten, welche ihn darum angehen, über schwierige 
Rechtsfragen Aufschluss zu ertheilen, nur dass er nicht gehalten 
sein sollte über die geschickte Führung bestimmter einzelner Rechts- 
sachen processualischen Rath zu ertheilen, und die Geschichtsquellen 
berichten von zahlreichen Gutachten, welche in verschiedenen 
Fällen von bestimmten einzelnen Gesetzsprechern ertheilt wurden; 
sie lassen dabei erkennen, dass dessen Entscheidung (örskurSr) 
regelmässig als massgebend betrachtet wurde, wenn derselbe gleich 
die formell bindende Bedeutung eines Richterspruches nicht hatte, 
und darum unter besonderen Umständen auch wohl einmal unbe- 
achtet gelassen werden mochte. Endlich hat der Gesetzsprecher 
aber auch noch am Alldinge regelmässige Rechts vortrage zu halten, 
indem die Vorschrift gilt, dass derselbe jedas Jahr am ersten 
Freitage innerhalb der Dingzeit den auf die Dingordnung bezüg- 
lichen Abschnitt, ausserdem aber auch die sämmtlichen übrigen . 
Abschnitte des Landrechtes während seiner 3jährigen Amtsperiode 
vollständig vortragen müsse, wobei ihm jedoch die Vertheilung 
seines Stoffes unter die 3 Alldinge, welche in jene Zeitfrist fielen, 
sowie unter die 14 Tage anheimgegeben blieb, während deren 
jedes einzelne Allding versammelt war. Als „uppsaga", d. h. Auf- 
sagung, wird dieser Rechtsvortrag bezeichnet, gleichwie man auch 
von allen übrigen Verkündigungen des Gesetzsprechers, der Ge- 
richte, der Schiedsgerichte, u. dgl. m. den Ausdruck „segja upp", 
d. h. aufsagen, gebrauchte; für die Würdigung aber seiner Be- 
deutung ist entscheidend, dass derselbe, ebenso wie jene anderen 
Veröffentlichungen des Gesetzsprechers,, vor gesessener lögr&tta vor 
sich gehen musste, deren Mitglieder durch ihre Anwesenheit dem 
Worte des Vortragenden Nachdruck zu geben hatten (fylla upp- 
sögu), sodass -dieser also auch in dieser seiner Function im Grunde 
nur als der rechtmässige Vorstand und berufene Sprecher der 



I 

L. 
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gesetzgebenden Versammlung erschien. — Als die lebendige Ver- 
körperung des Rechtsbewusstseins der Nation stand hiernach der 
Gesetzsprecher da, und durch seine Rechtsvorträge, durch seine 
Stellung innerhalb der gesetzgebenden Versammlung, durch seine 
Consultativpraxis endlich, mochte diese nun am Gesetzfelsen, in 
den Alldingsgerichten oder privatim in der Heimat ausgeübt werden, 
griff er in die üeberlieferung und Weiterbildung des nationalen 
Rechtes mächtig ein. Aber selbst in dieser Beziehung war sein 
Einfluss mehr ein moralischer als ein rechtlich streng abgegrenzter; 
er beschränkte sich ferner nahezu völlig auf die beiden Wochen 
im Jahre, während deren die Landsgemeinde jedesmal versammelt 
war; von dem Gebiete der vollziehenden Gewalt aber war derselbe 
so sorgfaltig ausgeschlossen, dass selbst die feierliche Hegung des 
Alldinges nicht dem Gesetzsprecher, sondern dem alsherjargoÖi 
zustand, d. h. demjenigen Goden, welchem die Dingstätte gehörte, 
auf welcher die Landsgemeinde zusammentratt. Zu hervorragender 
politischer Bedeutung hat sich das Amt unter solchen Umständen 
auf Island niemals zu erheben vermocht; dagegen mag noch aus- 
drücklich auf den sehr bedeutsamen Einfluss aufmerksam gemacht 
werden , welchen dasselbe auf die Entwicklung der juristischen 
Litteratur auf der Insel geäussert hat. Jene Aufzeichnung des 
geltenden Rechts, welche, unter dem Namen der HafliSaskrä be- 
kannt, im Jahre 1117 beschlossen, und wenigstens grossentheils 
schon im folgenden Jahre dem Alldiuge vorgelegt und von ihm 
angenommen wurde, scheint im Wesentlichen nur eine schriftliche 
Redaction der wichtigeren Abschnitte jener vom Gesetzsprecher 
zu haltenden Rechtsvorträge gewesen zu sein, und die uns ganz 
oder theilweise erhaltenen Rechtsbiicher verrathen nicht nur durch 
ihre gelegentliche erklärende Bezugname auf die „uppsaga^S son- 
dern weit mehr noch durch die durchaus beibehaltene Form des 
mündlichen Vortrages, sowie durch vielfache Ausdrücke und Rede- 
wendungen, welche nur für einen am Alldinge selbst, und viel- 
leicht sogar an einem bestimmten Tage der Dingzeit in amtlicher 
Eigenschaft zur yersarnipeltea Gemeinde sprechenden Redner 
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passen, ihren innigen Zusammenhang mit jener „lögsaga^S nach 
welcher das Amt des Gesetzsprechers seinen Namen trägt. Wie 
die isländische Geschichtschreibung aus der Gewohnheit des münd- 
lichen Erzählens von Sagen, so ist demnach die isländische juri- 
stische Litteratur aus der uralten Gewöhnung an die Rechts- 
vorträge der Gesetzsprecher hervorgegangen, und hier wie dort 
ist die einmal typisch gewordene Darstellungsform dann auch 
für solche geschichtliche und juristische Werke massgebend ge- 
blieben, welche schon von Anfang an nicht mehr dazu bestimmt 
gewesen waren, mündlich erzählt oder vorgetragen zu werden.^) 

Schwerer schon ist es, über die Stellung der Gesetzsprecher 
in Schweden ins Klare zu kommen, da für dieses Beich bei 
Weitem nicht so zahlreiche und umfangreiche Quellen zu Gebote 
stehen, wie für den isländischen Freistaat, und da auch die neuere 
Litteratur der Entwicklung seiner älteren Bechtszustände ihre 
Aufmerksamkeit nur in geringerem Grade zugewendet hat.*) Die 
Provincialrechte enthalten nicht gerade wenige, aber nur sehr 
zerstreute und fragmentarische Angaben über das Amt, nicht eine 
zusammenhängende Darstellung der mit demselben verbundenen 
Bechte und Pflichten, wie sie die isländische Eondngsbök bietet; 
die Urkunden aber und die Geschichtswerke können diesen Mangel 
um so weniger ergänzen, als ein einheimisches Schriftthum sich 



1) Die Belege zu allem Obigen findet man in meiner Schrift: Island 
von seiner ersten Entdeckung bis zum Untergange des Freistaates (München, 
1874), S. 52—3 und 211—220, dann, soviel den Einfluss der lögsaga auf die 
juristische Litteratur betrifft, S. 67—8 und 464—66. 

2) vgl. zumal C. J. Schlyter, Om Sveriges äldsta indelning i landskap, 
och landskapslagames upkomst (Upsala, 1835), zumal S. 58—73; J. J. Nord- 
ström, Bidragtill den svenska samhälls-författningens historia, I (Helsingfors, 
1839), S. 29-36; U (1840), S. 524— 7 ; Chr.Naumann, Svenska statsförfatt- 
ningens historiska utveckling (Stockholm, 1864), S. 7— 10; Hjalmar Linder, 
De svenske lagmännens ställning tili konung och folk tili och med är 1347 ; 
I (Upsala, 1875); Rudolf Tengberg, Om den äldsta territoriala indelningen 
och förvaltningen i Sverige, I (Stockholm, 1875),. S. 45—50, u. dgl. m. 
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in Schweden erst sehr spät Bahn brach, während ausländische 
Verfasser der Natur der Sache nach nur sehr selten Veranlassung 
hatten, über die Rechtszustände des Reiches sich eiugehender zu 
unterrichten und auszusprechen. Doch giebt uns der bekannte 
isländische Geschichtschreiber Snorri Sturluson (f 1241), welcher 
in seiner Heimat das Gesetzsprecheramt selbst widerholt bekleidet 
und überdiess im Jahre 1219 den berühmten Gesetzsprecher ^skil 
in Vestergötland besucht hatte, ^) also sicherlich ganz der Mann 
dazu war über die Rechtsverfassung Schwedens genaue Kunde 
einzuziehen, von dieser eine so lebensvolle Dan^ellung, dass wir 
sie immerhin als Ausgangspunkt für unsere Betrachtung wählen 
können. Nachdem er eine Reihe von Landschafben aufgezählt 
hat, in welche das schwedische Reich sich theilte, föhrt dieser 
Gewährsmann fort:«) „in jedem dieser Landestheile besteht ein 
gemeinsames oberstes Ding (lögl>iug) und ein eigenes Recht (log) 
in manchen Beziehungen; über jedem Rechts verbände steht ein 
Gesetzsprecher (lögmaSr) , und der hat den meisten Einfluss auf 
die Bauern; denn das soll als Recht gelten, was er als solches 
vorträgt (^at skulu log vera, er hann raeÖr upp at kv^Öa). und 
wenn der König oder ein Jarl oder die Bischöfe das Land bereisen, 
und mit den Bauern Ding halten, da antwortet ihnen der Gesetz- 
sprecher Namens der Bauern, und sie leisten ihm derartige Folge, 
dass übermächtige Männer kaum ihr Allding zu besuchen wagen, 
wenn es nicht die Bauern und der Gesetzsprecher erlauben. Und 
wo inuner die Rechte auseinandergehen, da sollen sie alle im Sinne 
des upländischen Rechtes ausgelegt werden (l>ä skulu öU hallast 
til möts viS Upsalalög), und alle anderen Gesetzsprecher sollen 
Untergebene desjenigen Gesetzsprechers sein, welcher über Tiunda- 
land gesetzt ist/^ Es mag ja sein, dass diese Schilderung für die 



1) Sturldnga, IV, cap. 22, S. 49. 

2) Heimskrfngla, Olafs s. helga, cap. 76, S. 287 (ed.ünger). Die 
übrigen Bearbeitungen der Olafs saga bieten keine erheblicben Abweichungen, 
und mögen darum uncitirt bleiben. 
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Zeit, für welche sie gelten will, für den Anfang nämlich des 
11. Jabrhnnderts, nicht völlig richtig ist, nnd dass es deren Ver- 
fasser nicht gelungen ist, von allen Misverständnissen nnd Ana- 
chronismen sich vollkommen frei zu halten; für den Anfang des 
13. Jahrhunderts aber werden wir dieselbe immerhin im Grossen 
und Ganzen für zutreffend gelten lassen dürfen, zumal da sie nicht 
nur mit den weiteren Angaben Snorri's selbst über den Gesetz- 
sprecher torgnyr J)orgny'sson von Tiundaland, ^) Eniundr von 
Vestergötland , *) dann ^orviÖr von derselben Landschaft ') ganz 
wohl übereinstimmt, sondern auch durch den Inhalt rler Rechts- 
bücher und einzelner Urkunden durchaus bestätigt, und zugleich 
in willkommenster Weise ergänzt wird. Als laghmal>er oder lagman 
wird in diesen letzteren Quellen der Beamte bezeichnet, und als 
laghmansdöme oder laghsaga, seltener laghskila, dessen Amt, oder 
auch der Bezirk, über welchen sich dasselbe erstreckt; es ist also 
das norwegisch- isländische Wort lögmaSr, lögsaga, oder logmaÖr, 
logsaga, welches uns hier nur in nicht umgelauteter Form begegnet, 
während in lateinisch geschriebenen Quellen dafür die Bezeichnungen 
legifer, legislator, u. dgl. m. gebraucht werden. Nach Vestgöta- 
lagen galt dabei die Regel: „ein Bauernsohn soll der Lagmann 
sein; dess sollen alle Bauern Gewalt haben mit Gottes Hülfe,''*) 
und es wurde demnach das Amt einerseits von der Bauerschaft 
nach freier Wahl besetzt, während andererseits auch der Gewählte 
aus ihrem Kreise entnommen sein musste; ganz den Worten 
Snorri's entsprechend, welcher den oberschwedischen Gesetzsprecher 
l>orgn}'r selbst sich zum Bauernstaude (i buandatölu) rechnen, und 
den Personen gegenüberstellen lässt, welche den Fürstennamen 
(tignarnafn) tragen. Später freilich wurde es damit anders. Schon 
Helsingelagen lässt des Königs Beamten 12 Männer ernennen, 
welchen sodann die Wahl des Lagmannes zusteht, und dem Ge- 



1) ebenda, cap. 77, 8. 287, und cap. 79-81, S. 289-92. 

2) ebenda, cap. 96, S. 313—20. 

3) ebenda, Haralds s. hard'räd'a, cap. 74, S. 604. 

4) WGL I, R»tlb., 3, pr.j II, 3, pr. 
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wählten durch denselben Beamten das Richteramt übertragen, was 
völlig der Art entspricht, in welcher Uplandslagen die beiden 
Richter (domare) einer jeden Hundertschaft ernennen lässt; ^) in 
dem gemeinen Landrechte aber, welches König Magnus Eriksson 
im Jahre 1347 erliess, wird bestimmt, dass die Gemeinde am 
Landsding 6 Hofleute und 6 Bauern wählen solle, und dass diese 
12 Männer sodann unter Mitwirkung des Bischofs und zweier 
von ihm gewählter Kleriker 3 Männer zu bezeichnen haben, welche 
der Landschaft angehören, worauf dann der König einen von 
diesen Dreien mit dem Lagmannsamte bekleidet.') Die Würde 
also, deren Verleihung ursprünglich lediglich der Bauerschaft an- 
heimgegeben gewesen war, gerieth im Verlaufe der Zeiten in Ab- 
hängigkeit vom Königthume, und es mag damit zusammenhängen, 
dass immer häufiger Angehörige der vomemsten Geschlechter und 
der höheren Stufen des Königsdienstes zu derselben gelangten; 
doch ist nicht zu übersehen, dass auch torgnyr bereits als Ver- 
wandter und Pflegevater des westgötischen Jarles Rögnvald be- 
zeichnet wird, dass Emundr ein Mann vomemster Abkunft war, 
und dass der gleichfalls schon erwähnte Lagmann Mslnl nach- 
weisbar einem der angesehensten Geschlechter entstammte, sodass 
also jenes Eindringen vornemerer Herrn in die Würde jedenfalls 
schon ziemlich frühzeitig begonnen haben muss. Nach einer an- 
deren Seite hin ist beachtenswerth, dass sich auch schon frühzeitig 
eine gewisse Hinneigung zur Erblichkeit bei dieser bemerkbar 
macht. Mehrere Generationen hindurch sollen ^orgnys Vorfahren 
das Gesetzsprecheramt in Tiundaland geführt haben; in dem Ver- 
zeichnisse westgötischer Lagmänner aber, welches sich der älteren 
Redaction des Rechtsbuches dieser Landschaft angehängt findet,^) 
wird widerholt bemerkt, wie der Sohn seinem Vater in der Würde 



1) HelsL. I>ingmb., 1, pr.; vgl. ULL, I>ingmb.y 1» pr. 

2) MLL. I>ingmb. 1. 

3) WGL. IV, 14, S. 295— 7. Ich bemerke übrigens gelegentlich, dass in 
diesem Yerzeicbnisse weder Emundr noch I>oryid'r aufgeführt ist. 
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folgt, oder selbst als etwas Besonderes heryorgehoben, wenn ein- 
mal ein solcher um seiner Jugend willen nicht wagt, das yäter- 
liehe Amt sofort bei dem Tode des Vaters zu übememen. — Wie 
Snorri diess bereits berichtet hatte, besass übrigens jede einzelne 
Landschaft im Reiche ihren eigenen Lagmann, ganz wie jede von 
Haus aus ihr eigenes Landrecht und ihr eigenes Landsding be- 
sessen hatte. Völlig gleich war die Zahl der Lagniänner allerdings 
nicht zu allen Zeiten; aber nur darum, weil das Verhältniss, in 
welchem die verschiedenen Landschaften zu einander standen^ und 
das Mass der Selbstständigkeit, welches dieselben genossen, zu 
verschiedenen Zeiten wechselte. ^) Zu den Obliegenheiten des Gesetz- 
sprechers gehörte aber in Schweden ganz ebenso wie auf Island 
vorab die Haltung von Bechtsvorträgen , und gerade von diesen 
muss die Bezeichnung des Amtes als „laghsaga^^ hergeleitet werden. 
Ein Erlass, welchen Papst Innocenz UI. unterm .10. Masrz 1206 
an den schwedischen Episkopat richtete,') erwähnt ausdrücklich, 
dass „legislatores regni ejus annis singulis teneantur coram populo 
legem consuetudinis pnblicare^S indem er darüber Klage fuhrt, 
dass dabei Bestimmungen zum Vortrage kamen, welche die Ver- 
fügungen zu 6unst<en der Kirche ungebührlich beschränkten; jenes 
schon vorhin angeführte Verzeichniss aber der Lagmänner von 
Vesterg()tland berichtet von dem Lagmanue Alb', dass er auf 
Linkomaevallir seinen Rechtsvortrag gehalten, und von dem Lag- 
maune Aszur, dass er das gesammte westgötische Recht an einem 
einzigen Tage vorgetragen habe, jedoch nur ein einziges M^l, da 
er kurz darauf gestorben sei.*) Aus den letzteren beiden Angaben 
habe ich schon bei einer früheren Gelegenheit den Schluss ziehen 



1) ▼gl* ^ber diesen Punkt neben den bereits angeführten Schriften 
Schlyter's und Tengberg's auch noch Carl Gustaf Styffe, Skandi- 
navien under Unionstiden (Stockholm, 1867), S. 98. 

2) Diplom. Suecan., nr. 131, Bd. I, S. 156-7. 

3) WGL. IV. 14, S. 295 und 296. 
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zu dürfen geglaubt, *) dass der Rechtsvortrag in Vestergötland der 
Regel nach an der gewohnlichen Dingstätte des „Aller Goten 
Dings^* gehalten worden sei, und dass man dessen Stoff gewöhnlich 
über mehrere Jahre zu vertheilen pflegte, da nur unter dieser 
Voraussetzung das Vortragen des gesammten Landrechtes an einem 
Tage imd an einem anderen Orte als etwas Absonderliches hervor- 
gehoben werden konnte; die Uebereinstimmimg des schwedischen 
Rechtsbrauches mit dem isländischen wird, wenn man beide Ver- 
muthungen gelten lässt, in ein paar sehr wesentlichen Punkten 
vervollständigt. Wenn aber Snorri an der oben angeführten Stelle 
berichtet, dass in Schweden Dasjenige als Recht gelte, was der 
Gesetzsprecher als solches vortrage, so darf man daraus keineswegs 
auf irgendwelche gesetzgebende Gewalt desselben schliessen, sondern 
nur aiif das hohe Mass von Ansehen, dessen seine Vorträge als 
berufenstes Zeugniss über das geltende R^cht genossen; wenn ge- 
l^enÜich die „lagh |>y tal6 waru oc takin i hwariu landzskappi*^ 
unterschieden werden,') so ist damit der Gegensatz deutlich genug 
bezeichnet, welcher zwischen dem in der einzelnen Landschaft an- 
genonmienen, also gesetzlichen Rechte, und dem von dem Lag- 
manne vorgetragenen, also der lex consuetudinis, wie Papst Innocenz 
sich ausdruckt, bestand. Uebrigens war die Thätigkeit der Lag- 
männer keinesw^ auf den Rechtsvortrag beschränkt; vielmehr 
übten dieselben zunächst auch noch einen sehr bedeutenden Einfluss 
auf die Handhabung der Rechtspfl^e, und weiterhin auf die 
gesammte Wirksamkeit ^es Landsdinges aus. Die jüngere Re- 
cension von Westgötalagen gestattet dem Lagmanne ebensogut 
wie dem Landsherm, d. h. dem vom Könige ernannten obersten 
Richter innerhalb der Landschaft, zu bestimmen, dass öfter als 
das Gesetz diess vorschreibt Ding gehalten werden solle; •) sie 



1) In einem Aufsätze „Ueber die altschwedischen Gesetze und deren Aus- 
gaben*', im Bde. XIII der Kritischen Vierteljahresschrift für Gesetzgebung und 
Rechtswissenschaft (1871), S. 77—78. 

2) WGL. IV, 15, S^ 299. 

8) WGL. II, Fornb. 43; ebenso UI, 57. 
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schreibt ihm ferner ein „dömse", d. h. Rechtsprechen zu,^j und 
ein iBichten von Leuten, welche sich beharrlich weigern zu Recht 
zu stehen;*) sie verfügt, dass eine gewisse Art processualer Sicher- 
stellung (skia^lsetak) „firi land ok lagman^\ d. h. vor dem Land 
und dem Lagmanne, erfolgen solle,') und raümt dem letzteren die 
Befugniss ein, zum Abschlüsse eines Austragsvertrages (des flaiiara 
sik) seine Zustimmung zu ertheilen oder zu verweigern.^) Auch 
die Zusätze, welche diese Redaction hinterher erfahren hat, wissen 
von der richterlichen Thätigkeit des Lagmannes zu erzählen , ^) 
und besprechen insbesondere auch den Fall, da derselbe für sein 
Urtheil (dorn) Geld nimmt ;^) änlich verhalten sich femer auch die 
ungefähr dem Jahre 1300 angehörigen Excerpta Lydekini, und 
zwar nicht blos an Stellen, welche der jüngeren Textesredaction 
entlehnt sind,^) und mag bezüglich ihrer besonders hervorgehoben 
werden, dass sie den Lagmann neben dem Kläger und dem Könige 
zu einem Drittel an gewissen Bussbezügen Antheil nemen lassen.^) 
In Uplandslagen wird der Ausdruck „laghskila*^ auf die Thätigkeit 
des Lagmannes angewandt, ein Ausdruck also, welcher, etwa mit 
Rechtsweisung zu übersetzen, auf die Entscheidung einzelner Rechts- 
fragen und Rechtsfalle hindeutet; mit schwerer Strafe wird der- 
jenige bedroht, welcher den Lagmann tödtet während er in recht- 
mässiger Ausübung dieses seines Berufes begriffen ist (standser a 
laghskilu raettri). ^) Das Rechtsbuch lässt den Lagmann ferner 
Ding halten,^®) und in zweiter Instanz erkennen (ataer skilia), wenn 



1) WGL. II, Aruffib. 10. 

2) ebenda, Giptsßb. 12; Fornb. 48. 

3) ebenda, {»luveb. 43; ebenso aber auch schon 1, Jiiuyseb. 11. 

4) ebenda, Jor])8eb. 5. ^ . 

5) ebenda. Addit. 2, §. 10, 11 und 14; 9, pr.; 12, §. 1; 13, §. 1. 

6) ebenda, Addit. 1. 

7) WGL. III, 68. 

8) ebenda, 75; 89. 

9) ÜLL. Manbb. 12, §.10. 
10) ebenda, Eiöpmb. 10, §. 1. 



— 15 — 

behauptet wird, dass in erster Instanz falsch erkannt worden sei, 
wogegen sein eigener Spruch wider an des Königs Gericht gezogen 
werden kann, nur dass hier wie dort der Zug die Eingehimg einer 
rechtsförmlichen Wette für den Fall des Unterliegens voraussetzt. ') 
Auch die übrigen Rechtsbücher enthalten änliche Bestimmungen, 
und insbesondere sprechen auch sie von einer laghmansskila,*) oder 
von einem laghmansdome , *) sowie sie auch von einem Antheile 
des Gesetzsprechers an verwirkten Bussbeträgen wissen;*) ohne 
mich bei allen Einzelnheiten aufhalten oder irgendwie die hieher 
gehörigen Vorschriften erschöpfen zu wollen, glaube ich doch noch 
einer sehr merkwürdigen Bestimmung in Vestmaunalagen erwähnen 
zu sollen, welche mit geringen Abänderungen auch in das gemeine 
Landrecht von 1347 übergegangen ist, und nach welcher der 
Unterrichter die Entscheidung von Rechtssachen gleich von Vorn- 
herein dem Lagmaune anheimstellen kann, indem er die Erklärung 
|ibgiebt, seinerseits des Rechtes nicht kundig zu sein.^J Aber 
auch in politischer und administrativer Beziehung sehen wir die 
Lagmänner eine in hohem Grade bedeutsame Stellung einnemen, 
und in den Berichten der Geschichtsquellen tritt sogar diese Seite 
ihrer Wirksamkeit ganz besonders deutlich hervor. Obwohl zu 
den fürstlichen Personen nicht gehörig, sitzt nach Snorri der alte 
torgnyr doch von einer zahlreichen Dienstmannschaft (hir5, 
huskarlasveit) umgeben gleich den mächtigsten Herrn auf seinem 
Hofe. Den Jarl von Vestergötland weiss er auf diesem in wür- 
digster Weise zu empfangen, und gleich den Königen und Kirchen- 
fürsten hat er seine eigene Sprechstube (mälstofa) in seinem Hause, 
in welcher er mit dem Gaste über des Landes Nothdurft Raths 



1) ebenda, fingnib. 5, §7; 7, §.1; 10; vgl. Kirkiub.20 und Addit. 18. 

2) ÖGL. Val^arab. 30, §.2; SML. Kirkiab. 19, yg\ liygmb 8, §. 1; 
WML. I, Bygnab. 35, §. 1; II, Mngmb. 19. 

3) HelsL. Kirkiub 19, §. 3 und 5; 20; Mngmb. 1, pr.; 11. 

4) ÖGL. Rffifstab. 3, §. 2; SML. Addit. 11. 

5) WML. II, Mngmb. 8, vgl. I, Mngb. 2, pr.; MLL. Mngrab. 17. 
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pflegt; am Up0alai»iiige aber sitzt er mit dem Jarle auf einem 
Stuhle, und nachdem dieser vom Könige in Imrtester Weise an- 
gefahren worden war, weil er einen ihm unliebsamen Vorschli^ 
am Dinge vertreten hatte, weist er in den schärften Worten 
Konig Olaf ob seiner Eigenwilligkeit zarecht, und bestimmt ihn 
durch ziemlich unverholene Drohungen mit einem allgemeinen 
Volksaufstaniie zur Unterwerfung unter den Willen seines Volkes. 
Um einen Triedensschluss mitNorw^en handelt es sich in diesem 
Falle, welcher sehr deutlich erkennen lasst, wie ein energischer 
Gesetzsprecher, auf die nicht wankende Ergebenheit seiner Bauern 
gestützt, im Staate vielfach grosseren Einfluss üben konnte als die 
vornemsten Fürsten; um änliche Fragen der höheren Politik handelt 
es sich aber auch bei dem Auffareten des westgötischen Li^mannes 
Emund gegen denselben König. Auch er wird als ein grundreicher 
Mann von angesehenster Abkunft geschildert, und als die mächtigste 
Persönlichkeit in Vestergötland bezeichnet, seitdem Bögnvaldr jad 
das Reich hatte verlassen müssen; auch er tritt dem Könige und 
den Führern des oberschwedischen Volkes gegenüber als der 
Sprecher seiner Bauern auf, wobei nicht zu übersehen ist, wie er 
das, was er dem ersteren gegenüber vorzubringen hat, gelegentlich 
in die Form einer Bitte um Rechtsbelehrung über eine Frage ein- 
kleidet, bezüglich deren das westgötische Recht von dem upländ- 
ischen abgehe, und wie er in rechtsformlichster Weise von der 
Entscheidung Act nimmt, welche der König über die ihm vorge- 
legte Frage &llt. Es stimmt zu dieser politisch hervorragenden 
Stellung der Lagmänner, wenn wir dieselben gelegentlich auch 
an Heerzügen einen einflussreichen Antheil nemen sehen. Die 
Rolle zwar, welche torvi^r als Führer einer Schaar westgötischer 
Bauern auf einer Heerfahrt gegen Norwegen spielt, ist eine 
ziemlich klägliche; aber der alte ^orgnyr mochte sich rühmen, 
mit König Erik dem Siegreichen auf mancher erfolgreichen Heer- 
fahrt gewesen zu sein, und von ^Eskil weiss das mehrerwähnte 
Lagmännerverzeichniss zu berichten, dass er neben allen seineu 
anderen Vorzügen auch „ein tüchtiger Kerl mit dem Schwerdt, 



— 17 — 

und in Allem , was «um Streit gehört", gewesen sei. In den 
Rechtsbücliern tritt im üebrigen die politische Seite der Lag- 
maunswürde selbstverständlich mehr in den Hintergrund; doch 
fehlt es auch in ihnen nicht völlig an hieher gehörigen Bestim- 
mungen. So spricht Westgötalagen gelegentlich aus, dass der 
Besitz von Theilen der Landsalmende nur durch des Lagmanns 
und der Landsgemeinde Verwilligung erlangt werden könne/) 
und dasselbe Bechtsbuch überträgt ihm beim Regierungsantritte 
eines neuen Königs die Fürsorge für die Bestellung der Geiseln, 
welche gegeben werden müssen ehe dieser die Grenze der Land- 
schaft überschreiten darf, und lässt sodann ihn am Dinge aller 
Goten dem neuen Regenten das Eönigthum rechtsförmlich zu-, 
erkennen (döma)). *) Sehr weitläufig behandelt femer ein Zusatz, 
welchen eine Handschrift von Södermannalagen enthält, diese Be- 
theiligung der Lagmänner an der Königswahl, an der Huldigung, 
und an der mit beiden Acten zusammenhängenden Eriksgata, 
d. h. dem Krönungsumritte des Königs durch sein ganzes Reich;') 
aber auch eine vielbesprochene Bemerkung in dem Königsver- 
zeichnisse, welches sich dem westgötischenRechtsbiiche angehängt 
findet , lässt erkennen , dass man es als eine heilige Pflicht der 
Lagmänner ansah, bei jener Gel^enheit die Rechte ihrer Land- 
schaft eifersüchtig zu wahren, und dass es als ein besonderer 
Ruhm derselben galt, wenn etwa einmal ein König über dem Ver- 
suche, diese Rechte zu verletzen, sein Leben verlor.^) Man sieht, 
diese vereinzelten Angaben der Rechtsbücher stimmen vortrefflich 
mit der Schilderung überein, welche Snorri von der Stellung der 
alten Lagmänner Schwedens giebt; sie passen aber andererseits 
auch sehr wohl zu dem Bilde, welches sich aus den Urkunden 
der späteren Zeit über die Rolle gewinnen lässt, welche dieselben 



1) WGL. III, 144. 

2) ebenda, 1, Bstlb. 1, pr. und II, 1. 

3) SML. Addit. 1; vgl. Schlyter, Juridiska Afhandlingar (üpsala, 1836), 
S. 1—54. 

4) WGL. IV, 15, S. 300-r301. 

Maurer u. Brinz, Festgabe. 2 
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in des Königs Rath spielen, nur dass selbstverständlich von der 
Zeit an, da das Amt eine mehr aristokratische Gestalt angenommen 
hatte und zugleich in engere Beziehungen zum Eönigthume ge- 
treten war, die ihm zukommende Mitwirkung an der politischen 
Führung des Reichs die Vertretung der volksthümlichen Wünsche 
und Interessen nicht mehr so scharf ausgeprägt in den Vorder- 
grund treten lassen konnte , wie diess in jener früheren Zeit der 
Fall gewesen war, in welcher der Lagmann noch der gewählte 
Führer der Bauerschaft seines Bezirkes gewesen war. Sowohl 
das Verzeichniss der wesi^ötischen Lagmänner, als die Erzählungen 
Snorri's und die Angaben, welche die Vorrede zu Uplandslagen 
über Viger spa, den ältesten bekannten Gesetzsprecher der Ober- 
schweden enthält, zeigen übrigens deutlich, dass das Amt bis tief 
in die heidnische Zeit zurückreichte; wir werden hiemach keinen 
Anstand zu nemen brauchen, dasselbe zu den fundamentalen In- 
stitutionen der ältesten schwedischen Rechtsverfassung zu zählen. 
Vergleicht man aber das schwedische Recht mit dem isländischen, 
so ergiebt sich neben einer durchschlagenden Gleichartigkeit in 
der Stellung der Gesetzsprecher in beiden Ländern eine immerhin 
sehr erhebliche Verschiebung derselben im Einzelnen. Die Be- 
zeichnung der Würde ist in beiden Ländern nur scheinbar eine 
verschiedene, indem ja der isländische Titel ihres Trägers von 
der auf Island wie in Schweden ganz gleichmässig üblichen Be- 
zeichnung des Amtes selbst als lögsaga, laghsaga hergenommen 
ist , während der schwedische nur in kürzerer Form genau Das- 
selbe besagt. Hier wie dort wird das Amt ferner ganz gleich- 
mässig durch Wahl besetzt, woneben sich hier wie dort widerum 
gleichmässig allenfalls auch ein gewisses Festhalten an bestimmten 
Familien geltend macht ; aber doch ist die Art der Wahl auf Is- 
land ungleich aristokratischer gestaltet, seitdem nur noch die 
regierenden Herrn in der wählenden Versammlung ein Stimmrecht 
haben, und im Zusammenhange damit sehen wir auch nur noch 
regierende Herrn oder doch vertraute Anhänger von solchen zu 
der Würde berufen, während deren Besetzung in Schweden einen 
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ungleich demokratischeren Charakter behauptete, sodass noch von 
dem Uten unter den Lagmännern Vestergötlands gesagt werden 
konnte: „ihn forderte nicht sein Reichthum oder andere Vorzüge 
so sehr, wie seine Tüchtigkeit und Herzensgrösse uud Klugheit 
ihn zu dieser Würde erhöhte". ^) Bezüglich seiner Competenz 
endlich ist zwar der schwedische Gesetzsprecher ebensogut wie 
der isländische von jedem directen Antheile an der Executive 
ausgeschlossen, und in seiner Wirksamkeit wesentlich auf die 
Zeit beschränkt, während welcher die Landsgemeinde versammelt 
war; aber da der Lagmann in Schweden, anders als sein isläu-^ 
discher College, so ofb er wollte sein Landsding einberufen konnte, 
war ihm zu jeder Zeit die Möglichkeit geboten, in die öffentlichen 
Angelegenheiten bestimmend einzugreifen, und ebendamit ein 
stetiger Einfluss auf deren Verlauf gesichert. Theils aus diesem 
Umstände, theils aber, und mehr noch, aus der sehr entschieden 
demokratischen Grundlage seiner Würde, welche ihn zum be- 
rufensten Sprecher und Vertreter seiner Bauerschaft machte, er- 
klärt sich leicht die hohe politische Bedeutung, welche dem 
schwedischen Lagmanne zukam, wogegen bei dem isländischen 
Lögsögumanue theils die Gleichartigkeit seiner Interessen mit 
denen der übrigen regierenden Herrn, theils auch wohl die Be- 
schränkung seiner Wirksamkeit auf 14 Tage im Jahre eine än- 
liche Machtstellung nicht aufkommen lassen konnte. Auch der 
Rechtspflege gegenüber ist die Stellung des schwedischen Gesetz- 
sprechers eine bedeutend selbstständigere als die des isländischen ; 
nicht auf die Ertheilung bioser Rechtsgutachten ist der erstere 
nämlich beschränkt, sondern er nimmt die Stelle des ordentlichen 
Richters am Landsdinge ein, neben welchem das Volk selbst, da 
die nsemd gleichwie die englisch-normannische Jury nur als ein 
Beweismittel zu betrachten ist, bei der Fällung der ürtheile gar 
nicht mitwirkt. Dagegen standen sich in Bezug auf ihre Ver- 
pflichtung, vor versammelter Landsgemeinde das geltende Recht 



1) WGL. IV, 14, S. 296. 
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vorzutragen, die Gesetzsprecher iu beiden Staaten vollkommen 
gleich. Hier wie dort sicherte ihnen gerade dieser Theil ihres 
Berufes einen sehr beträchtlichen Einfluss auf den Gang der 
Bechtsbildung, und von hier aus erklärt sich, dass die schwedischen 
Rechtsquellen ihnen das Machen und Entwickeln des Rechts (göra 
ok framföra lagh) zuschreiben, oder einzelne unter ihnen als die 
Erdenker und Schöpfer des Rechts feiern, oder wider umgekehrt 
andere wegen des Aufbringens von Unrecht und Verwirrung in 
den Gesetzen tadeln können, *) wenn sie auch, wie oben bereits 
bemerkt, zwischen dem von ihm vorgetragenen und dem von der 
gesetzgebenden Gewalt gesetzten Rechte wohl zu unterscheiden 
wussten. So zeigen denn auch die schwedischen Provincialrechte 
ganz ebensogut wie die isländischen Rechtsbücher sehr deutliche 
Spuren der Einwirkung dieser officiellen Rechtsvorträge auf die 
Form ihrer Darstellung, und in den Eingangsworten sowohl als 
Schlussworten zumal, sei es nun des ganzen Rechtsbuches oder 
auch seiner einzelnen Abschnitte tritt dieser Einfluss oft in der 
augenfälligsten Weise zu Tage. Ich habe, nach Schlyter's Vor- 
gang, an einem anderen Orte bereits einlässlich auf diesen Punkt 
aufmerksam gemacht, und dabei eine Reihe von Belegen für die 
kräftig parsönliche Ausdrucksweise und die vielfach halbwegs 
dichterische Haltung solcher Eingangs- und Schlussformeln, dann 
auch für die direct an die zuhörenden Bauern sich richtende 
Passung einzelner im Contexte selbst sich vorfindender Sätze zu- 
sammengestellt , *) und ich verweise auf diese meine frühere Aus- 
einandersetzung, um mich nicht selber ausschreiben zu müssen. 
Bezüglich der ebenso wichtigen als schwer zu beantwortenden 
Frage aber, wie sich jene vielfachen Abweichungen in der Stellung 
der isländischen und der schwedischen Gesetzsprecher neben aller 
principiellen Gleichartigkeit derselben erkläre, beschränke ich mich 
auf die Bemerkung, dass sich uns in dieser Beziehung die 3fache 



1) ebenda, S. 295-6; ÜLL. Pr»f., S. 6-7. 

2) Krit. Vierteljtthresschrift, Bd. XllI, S. 81-89. 
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Möglichkeit eröffnet, dass entweder das eine von beiden Rechten, 
oder das andere , oder endlich beide zugleich von einem ihnen 
iirspriinglich gemeinsaraen Ausgangspunkte sich hinterher in ver- 
schiedener Richtung entfernt haben könnten. 

In Dänemark weiss ich nicht die geringste Spur von Gesetz- 
sprechern nachzuweisen. Allerdings kommen auch hier Beamte 
vor, welche an den Landsdingen den Vorsitz fuhren, und neben 
dem Titel der „Landsdommere" oder rectores placiti, unter welchem 
dieselben zumeist auftreten, findet sich auf sie auch wohl die Be- 
zeichnung legiferi angewendet, derselbe Titel also, welchen in 
Schweden auch wohl die Lagmänner za führen pflegen. ') Aber 
vor dem Beginne des 14. Jahrhunderts treten derartige Beamte, 
soviel bekannt, in den Quellen nicht auf; sie sind lediglich auf 
die Handhabung der Rechtspflege beschränkt, und verdrängen erst 
allmälig aus der ürtheilsfällung die Dingleute, bei welchen diese 
ursprünglich gewesen war; von einem Rechtsvortrage endlich, wie 
solcher dem Gesetzsprecheramte in Schweden wie auf Island so 
wesentlich angehörte, ist bei ihnen niemals die Rede gewesen. 
An eine Parallelisirung dieser dänischen Landesrichter mit den 
isländischen und schwedischen Gesetzsprechern ist hiernach in 
keiner Weise zu denken, wenn auch vielleicht die Stellung dieser 
letzteren bei deren Einführung als Vorbild gedient haben, und 
zumal deren Bezeichnung als legiferi von Schweden herüber ent- 
lehnt worden sein mag. 

Nach diesen Vorbemerkungen mag endlich auf die Geschichte 
des Gesetzsprecheramtes in Norwegen eingetreten werden, über 
deren erste Anfänge neuerdii^s sehr verschiedene Ansichten auf- 
gestellt worden sind. Während Dahlmann die Würde bereits 
zur Zeit des Heidenthumes in diesem Lande vorfinden wollte,*) 
betrachteten die namhaftesten unter den neueren norwegischen 



1) vgl. Chr. L. E. Stemann, Den danske Retshistorie (Kopenhagen, 1871), 
S. 221. 

2) Geschichte von Dänneraark, Bd. II, S. 327 8 (Hamburg, 1841). 
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Geschichtschreibern und Juristen dieselbe als eine spätere Ein- 
richtung, welche König Sverrir ungeföhr in den Jahren 1184 — 
88 zu dem bewussten Zwecke getroffen habe, um dem Königthume 
grösseren Einiluss auf die Rechtspflege zu verschaffen. ^) Wenn 
ich ferner von Anfang an zu der ersteren Ansicht mich bekannt, 
und auch hinterher mehrfach versucht habe, dieselbe den nor- 
wegischen Meistern gegenüber zu vertheidigen,*) so haben meine 
Beweisgründe doch auch den neuesten norwegischen Rechtshistoriker 
nur insoweit zu überzeugen vermocht, als derselbe nunmehr das 
Aufkommen des Amtes bis in den Anfang des 12. Jahrhunderts 
hinaufreichen lassen will, wogegen er auch seinerseits nach wie 
vor bestreitet, dass dasselbe von Alters her einen wesentlichen 
Bestandtheil der norwegischen Verfassung gebildet habe.') Wenn 
ich es nun versuche, die Richtigkeit oder Unrichtigkeit dieser 
sich schroff gegenüberstehenden Ansichten nochmals einer Prüfung 
zu unterziehen , so erkenne ich von Vornherein bereitwillig an, 
dass jede derselben in den Quellen Anhaltspunkte findet, und 
dass andererseits keine alle und jede Schwierigkeiten vollkommen 
befriedigend zu beseitigen vermag; ein überwiegendes Mass von 



1) So Fr. Brandt, FremstilliDg af de Forsßndringer , som Norges döm- 
mende Institutioner i seldre Tid have nndergaaet, in Lange's Norsk Tidsskrift, 
Bd. V, S. 106-11 (1851—52); Miinch, Norges Beskrivelse, S. 11—12 (Moss, 
1849), nndDet norske Folks Historie. Bd.ni, S. 189-94, ( Chris tiania, 1857); 
Aschehong, Statsforfatningen i Norge og Danmark indtil 1814, S. 44—5 
(Chri«tiania, 1866); R. Keys er, Norges Stats- og Retsforfatning,S. 247-50, 
(Christiania, 1867). 

2) Die Entstehung des isländischen Staats und seiner Verfassang,- S. 137 
—41 (München, 1852), wo freilich noch manche Ungenauigkeiten mit unter- 
laufen; Krit. Vierteljahresschrift, Bd. X, S. 374—81 (1868); Die Entstehung 
der älteren GalaMngslÖg, in den Denkschriften der Münchner Akademie d. W., 
I. Cl, XII. Bd., III. Ahth., S. 165-69 (1872>. 

3) Ebbe Hertzberg, Grundtrsekkene i den »Idste norske Proces, S. 156 
— 77 (Cbrlstiania 1874); in einer früheren Schrift: En fremstilling af det norske 
arUtokratis historie indtil kong Sverres tid, S. 150 (Christiania, 1869), war 
der Verfasser noch der Ansicht Munchs gefolgt. 
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Wahrscheinlichkeit wird das einzige Ergebniss sein, welches sich 
allenfalls der Dürftigkeit der uns vorliegenden Quellenzengnisse 
abringen lassen mag. Diess vorausgeschickt, ist zunächst zuzu- 
geben, dass uns bestimmte einzelne Personen, welchen der Lög- 
mannstitel ausdrücklich beigelegt würde, in einer jeden Zweifel 
ansschliessenden Weise erst seit der Mitte des 12. Jahrhunderts, 
wenn auch nicht erst seit König Sverrirs Zeit (1177 — 1202), ge- 
nannt werden. Ein GyrSr logmaSr Gunnhildarson , welcher um 
das Jahr 1159,^) und ein Simon lögmaSr a t^ufu, welcher um das 
Jahr 1200 genannt wird,^) endlich der bekannte Gunnarr grjönbakr 
aus Drontheim, welcher im Jahre 1223 neben einer Reihe anderer 
Logmänner am Herrentage zu Bergen auftritt, und von welchem 
bei dieser Gelegenheit gesagt wird , dass er sein Amt bereits zu 
Konig Sverrirs und Erzbischof Eysteins Zeit, also vor 1188 an- 
getreten habe,') sind die ersten Lögmänner, welche ich in völlig 
unzweideutiger Weise als solche bezeichnet finde, und nur einer 
von ihnen reicht unzweifelhaft über König Sverrirs Zeit hinaus. 
Zuzugeben ist ferner, dass von diesem Zeitpunkte zurückgehend 
die Quellen nur noch etwa bis in die ersten Jahrzehnte des 
12. Jahrhunderts hinauf für eine Beweisführung zu Gunsten der 
Existenz des Amtes ein einigermassen reichliches Material an die 
Hand geben. Auf der einen Seite erwähnen nämlich die Rechts- 
bücher an ein paar vereinzelten Stellen der lögmenn, und wenn 
zwar deren uns vorliegende Redactionen erst der Mitte des 12., 
und theilweise sogar erst der Mitte des 13. Jahrhunderts ange- 
hören, so haben wir doch allen Grund, in den einschlägigen Be- 
stimmungen älteres Recht zu sehen. Es wird aber in den Frostu- 
I>ingslög gesagt, dass des Königs Vogt von denjenigen Bauern, 
welche ihren Antheil am Hngfararf^, d.h. an der Reiseentschädigung, 
welche den zum Dingbesuche ernannten Vertretern der einzelnen 



1) Heimskr. Hakonar s. herd*ibreid-8, cap. 4, S. 758; FMS., Vü, 
cap. 4, S. 255-56. 

2) Sverris s., cap. 162, S. 896; Flbk, II, B. 681. 

3) Hakonar b. gamla, cap. 90, S. 830; Plbk, IIJ, S. 55, 
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Bezirke zn entrichten war, zn zahlen unterlassen, die verwirkte 
Busse einzutreiben habe, und sodann beigefufj^t: „der Vogt soll 
die Hälfte haben, und die Logmänner die Hälfte, alle Leute ans 
dem betreffenden Yolklande'". *) In dem Rechte der Hochlande 
wird ferner einmal für den Fall einer jSchtung w^en eines 
kirchlichen Vergehens bestimmt: „da soll man das iEchtergnt in 
3 Theile theilen; der Bischof nimmt ein Drittel, der König das 
zweite, die Lögmänner das dritte".*) Eine zweite Stelle endlich 
des letzteren Rechtsbuches sagt in änlichem Zusammenhange: 
„Wenn es aber ^chtergut ist, so nimmt der Kläger ein Drittel 
dessen, was der Acht verfallen ist; die zwei Drittel aber, welche 
übrig bleiben, sollen in 3 Theile zerlegt werden; ein Drittel 
nimmt der König, der Bischof das zweite, die Lögmänner das 
dritte*'. *) Munch , welcher zuerst auf die erste dieiser 3 Stellen 
aufmerksam machte , *) wollte in ihr das Wort „lögmenn" als 
sinnlos streichen; aber damit ist far diese Stelle nur eine höchst 
gewaltsame, iind far die beiden anderen, von Munch damals un- 
bemerkt gelasseneu Stellen gar keine Lösung gewonnen. Die 
Herausgeber der Gesetzsammlung ferner wollten an der zweiten 
und dritten Stelle das Wort im Sinne von „lögunautar'S d. h. 
Dinggenossen nemen , ^) und beriefen sich dieserhalb auf eine 
weitere Stelle der Ei6sifal>mgslög, in welcher für einen ganz ana- 
logen Fall bestimmt wird: „bei allem ^htergute, wenn der 



1) Frl>L. I, §• 1: ärmad'r skal hafa halft, en lögmenn hälft, fylkismenn 
allir. 

2) E5L. I, §. 30: {)ä skal Wskifta dtlsBgum eyri; tekr biskup Jri^jüng, 
kondngr annan, lögmonn (nicht lögmad"!) hinn Jrid'ja. Vgl. II, §. 26. 

3) ebenda, I, § 44: En ef l^at er utlcgd'arf^, lä te]{r sakar äberi (ridjdng 
>es8 er ütlsBgt er, en 2 lutir er eftir eru, >ä skala (nskiftast; tekr konüngr 
i&rid'jang, biskup annan, lögmenn hinn ])rid'ja. 

4) In seiner Abhandlung: Om de saakaldte Lendirmenn i Norge, in den 
Samlinger til det norske Folks Sprog og Historie, Bd. V, S. 87-88, Anm. 
(1837); jetzt auch in seinen: Samledc Afhandlinger, Bd. I, S 95, Anm» 1 
(Christiania, 1873). 

5) Norges gamle Love, I, §. 385, Anm. 82. 
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Bischof die Klage stellt., hat er ein Drittel, der König das zweite, 
die Bauern das dritte, welche in der Sache richten;''*) es hätten 
sieh in gleicher Richtung allenfalls auch noch zwei weitere Stellen 
derselben Quelle verwerthen lassen, welche bei einer änlichen 
Dreitheilung an dritter Stelle einfach die Bauern nennen,*) sowie 
ein paar Stellen der Gnla{>ingslög, welche in änlichem Znsammen- 
hange sagen: „das haben zur Hälfte wir Dinggenossen, und zur 
Hälfte hat es unser König".') Fritzner will dem Worte dieselbe 
Bedeutung an allen 3 angeführten Stellen beigelegt wissen;^) ich 
selber aber habe früher einmal die Yermnthung ausgesprochen,'*) 
dass unter den lögmenn derselben die lögrdttumenn , also die 
Mitglieder des zugleich richtenden und gesetzgebenden Ausschusses 
am lög{>inge, zu verstehen sein möchten, während ich allerdings 
an den unten noch zu erörternden Stellen der Ueschichtsquellen 
den Ausdruck auf das hier in Frage stehende Amt und dessen 
Trager bezogen wissen wollte. Aber der Gleichstellung der lög- 
menn mit den lögunautar stehen sowohl der Beisatz der FrI>L. 
„fylkismenn allir" als auch die Worte der E|>L. „boendr er um 
doema" schlechterdings im Wege, und gegen die von mir ausge- 
sprochene Ansicht hat Hertzberg mit vollem Rechte geltend ge- 
macht, dass es nicht angehe, einem und demselben Ausdrucke für 
dieselbe Zeit und denselben Ort zwei ganz verschiedene technische 
Bedeutungen beizulegen; derselbe Verfasser hat indessen auch so- 
fort durch einen sehr scharfsinnigen eigenen Vorschlag den An- 



1) E)>L. I, §. 25: allt dtlegd'arfe er biskup gefr sok ä, ^ä ä hann (rid'jüng, 
konangr annan, boendr Md'jdng er am doema. Vgl. II, §. 21. 

2) ebenda, I, §. 39: En Jvi verd*i skal Wskifta; tekr bisknp l)ri^jung, 
konongr annan, boBodr hinn ^ridja; I, §.8: en >yi fe skal skifta i 3 stad'e; 
tekr biskup ])rid'jdng, annan koiiongr, loßndr hinn >ri^ja; vgl. II, §. 32 und 

§. 7. 

3) G^L., §.3: (at eigum Ter hälft lögunautar, en hälft ä kondngr värr; 
§. 313: >at f^ ä konongr hälft, en aller laugunautar hälft. 

4) Ordbog, s. V; lögmad'r. 

5) Kritische Vierteljahre8schr., X, S. 376-77. 



— 26 — 

stand zu beseitigen gewnsst, welchen theils jener Beisatz der Fr|>L., 
und theils der andere umstand erregt hatte, dass nach den E{>L. 
bald die lögmenn, bald die richtenden Bauern die Bezugsberechtigten 
sein sollten. Ganz ebenso, wie in Bezug auf den dem Könige 
gebührenden Antheil an den Strafgeldern bald dieser selbst und 
bald dessen Vogt als der Bezugsberechtigte bezeichnet werde, 
könne nämlich, meint Hertzberg, auch bezuglich jenes anderen 
Antheiles bald den Bauern und bald den Lögmännern die Empfangs- 
berechtigung zugeschrieben werden, wenn man nur , was kaum 
zu beanstanden sein wird, annemen wolle, dass die Lögmänner 
ganz ebenso die den Bauern anfallenden Gelder für diese einzu- 
ziehen berufen waren, wie diess beim Vogte dem König gegenüber 
unzweifelhaft der Fall war. Mit dieser Auslegung scheint in der 
That jede Schwierigkeit geebnet, und steht Nichts mehr im Wege, 
die lögmcnn an jenen Stellen der Rechtsbücher in dem oben- 
erwähnten Sinne zu deuten. Auf der -anderen Seite sprechen aber 
auch die Geschichtsquellen gel^entlich eines Rechtsstreites, welchen 
König SigurSr Jorsalafari in den Jahren 1114 — 15 gegen den 
Landherrn SigurS Hranason führte, widerholt von lögmenn,*) 
und wenn zwar ihre dessfallsigen Angaben zufolge der in ihnen 
mehrfach bemerkbaren Verwirrung nicht eben leicht sicherzustellen 
sind, so bieten sie dafür doch den Rechtsbüchem gegenüber den 
grossen Vortheil einer bestimmten Datirung. Der Anlass und 
Verlauf jenes für die Geschichte des norwegischen Gerichtswesens 
überaus wichtigen Processes ist aber folgender. SigurSr Hranason 
hatte von König Magnus berfatti als Lohn für seine unter schwie- 
rigen Umständen ihm bewiesene Treue die Hand der Skjaldvör, 
einer halbbändigen Schwester des Königs, und zugleich den sehr 
einträglichen Finnenhandel in der Art zu Lehen erhalten, dass 
er von demselben eine bestimmte Abgabe zahlen, den Ueberschuss 



1) Heimskr. Sigurd'ar s. Jorsalafara^ cap. 22, S. 676-9; FMS. 
VII, cap. 28—36, S. 126-50; Morkinskinna, S. 174—85; Frissbok, cap. 22, 
S. 295-7. 



li 



— 27 — 

des erzielten Gewinnes aber fiir sich behalten sollte. Als König 
Magnus gestorben und die Regierung an seine 3 Söhne, Eysteinn, 
SigurS und Olaf gelangt war, überwarf sich SigurS Hranason mit 
König SigurS, und wurde sofort von diesem wegen angeblicher 
Unterschlagung eines Theiles der Einname aus der Finnfahrt vor 
Gericht gesteUt, wogegen König Eysteinn theils um der Gerech- 
tigkeit seiner Sache und der zwischen ihnen bestehenden Schwäger- 
schafk willen, theils aber auch aus Eifersucht auf seinen jüngeren 
Bruder ihn in Schutz nam. Einer der rechtskundigsten Männer 
seiner Zeit, befolgt dabei König Eysteinn die Taktik, dass er an 
einem Gerichte nach dem andern dem König SigurS mit der Ein- 
rede der Incompetenz des gewählten Gerichtes entgegentritt, und 
nachdem ihm diess zu 3 verschiedenen Malen gelungen ist, 
schliesslich auf den Rechtssatz sich beruft, dass eine an 3 Ge- 
richten abgewiesene Sache nicht mehr an ein viertes gebracht 
werden dürfe; verschiedene Ueberlieferungen , welche den ver- 
schiedenen Bearbeitungen der Königssagen zu Grunde liegen, 
lassen aber im Einzelnen den Verlauf des Processes nicht ganz 
gleichmässig sich vollziehen, wenn sie auch im Grossen und 
Ganzen den Hergang der Sache in ziemlich übereinstimmender 
Weise berichten. Einige Texte lassen zunächst am Kefieyjarl>inge 
oder Kepsiseyjarl>inge, unter welchem dem ganzen Znsanunenhange 
nach nur ein heraSsI>ing oder Gaugericht in der Landschaft 
Hälogaland verstanden werden kann, vom Beklagten die Einrede 
erheben , dass dieses Ding lediglich von den Lögmännern und 
Bauern eingesetzt worden sei, damit sie unter sich an demselben 
Recht geben und nemen können, wogegen ein Landherr nicht 
vor dasselbe gestellt werden könne, und die Lögmänner erachten 
diese Einrede sofort für begründet; ^) nach einer zweiten Dar- 
stellung aber, welche statt des Kefleyjarl>inges das Arnarnessl>ing 
oder Arnarheimsl>ing nennt, verlangt König SigurS an diesem 



1) So Morkinsicinna, S. 179, und änlich FMS., S. 183, nur dass hier 
gelegentlich der Einsetzung des Dinges der lögmenn nicht gedacht wird. 
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von den Logmänneru die Fällnog eines Urtheils in der Sache.') 
Widernm lässt ein Bericht am Guläpiuge^ an welches die Sache 
sofort gelangt, und weiterhin am HrafnistnMnge, an welches sie 
von hier ans gebracht wird, Lögmänner mit der Prüfung und 
Entscheidung einiger weiterer Rechtsfragen befasst erscheinen, 
welche sich auf die Competenz dieser Dingversammlungen be- 
ziehen,*) wogegen freilich die übrigen Texte von einer Verhandlung 
am 6ula|>inge Nichts wissen, und gelegentlich der Verhandlungen 
am l>rändarness|>inge , welches sie anstatt des Hrafnistu[»inges 
nennen, der logmenn keine Erwähnung thun. Als die Sache 
endlich am Frostu[»inge anhängig gemacht wird, und Konig 
Eysteinn als Vertreter des Beklagten sich zuerst auf das Recht 
der Könige, über ihre eigene Lebenszeit hinaus Lehen zu verleihen, 
und weiterhin auf den bereits erwähnten Satz beruft, dass eine 
an 3 Gerichtsversamrolungen durchgefallene Sache nicht mehr an 
eine vierte gebracht werden dürfe, lässt zwar die Heimskringla 
das Urtheil den „lögrettumenn" abverlangen, aber nach den übrigen 
Berichten sind es widernm die „lögmenn", welche um ihre Ent- 
scheidung angegangen werden, und welche sofort auch ihre An- 
sicht über die streitigen Rechtsfragen aussprechen. Auch in diesen 
Berichten treten demnach, wie diess auch von Hertzberg aner- 
kannt wird, die lögmenn als eine bestimmt begrenzte Glasse von 
Leuten hervor, welche in ganz besonderen Beziehungen zur Rechts- 
sprechung stehen. Die Morkinskinna stellt ausdrücklich die „lög- 
menn ok boendr" einander g^enüber, während sie doch wider 
beide zusammengenommen von den lendirmenn oder Landherren 
unterscheidet. Die Hrokkinskinna zeigt sie bei der Urtheilsfällung 
betheiligt, und doch zugleich von den Richtern selber unterschieden.^) 
Dass endlich die Heimskringla an einer der einschlägigen Stellen 



1) So die Heimskringla, und auch die Morkinskinna, welche hier 
zwei Varianten der Erzählung sich folgen lässt. 

2) So die Heimskringla. 

3) {"MS., S. 141: Sigurd'r konungr beiddi H lögmenn ok doraendr at 
d?ema m^lit 4 hepdr Sipr^i JTrapasjni. 



- 29 — 

statt ihrer die Mitglieder der lögretta nennt, ist ohne alle Be.- 
deutung, da an anderen Stellen auch dieser Text von den lögmenn 
spricht. Es geht hiernach nicht an , einen für Island allerdings 
wohlbezeugten Sprachgebrauch auf Norwegen herüber zubeziehen, 
und unter den lögmenn einfach rechtskundige Männer als solche 
ohne jeden amtlichen Charakter zu verstehen. Ebensowenig darf 
man mit Munch daraus, dass die Heimskringla einmal ein Urtheil 
von den lögrettumenn verlangen lässt, wo die anderen Texte ein 
solches von den lögmenn, oder von den lögmenn und dömendr 
zugleich einfordern lassen, sofort schliessen, dass diese mit jenen 
identisch, und dass somit unter den Lögmännern nur die in der 
lögretta sitzenden und darum zur ürtheilsfallung berufenen Bauern 
zn verstehen seien. Endlich darf man auch nicht übersehen, dass 

• 

unsere Texte nicht nur am ProstuI>iuge oder Gula|>inge, sondern 
auch am heraäs|>iuge Lögmänner auftreten lassen, während doch 
an den Untergerichten von keiner lögretta die Rede war, viel- 
mehr die Gesammtheit der Dingleute die Urtheile fällte, — dass 
ferner unsere Stellen in Bezug auf die Thätigkeit der Lögmänner 
genau dieselben Ausdrücke brauchen, welche für die Function . 
derjenigen Beamten technisch sind , welche in der späteren Zeit 
jenen Titel tragen , die Ausdrücke orskurÖr nämlich *) und segja 
log um.*) Nach allem Dem wird man immerhin als feststehend 
betrachten dürfen, dass es in Norwegen bereits geraume Zeit vor 
König Sverrir Beamte gab, welche, als lögmenn bezeichnet, an 
den Verhandlungen der Dinggerichte, und zwar der nideren so- 
wohl als der höheren Dinggerichte betheiligt waren, und welche 
zumal berufen erschienen über 'streitige Rechtsfragen ihre Ansicht 
auszusprechen (segja log), wobei dann ihr Ausspruch (örskurÖr) 
für das von der lögretta oder von den Dingleuten in ihrer Ge- 
sammtheit zu fällende Urtheil ziemlich massgebend zu sein pflegte. 
— Dieser ihr Einfluss auf die Rechtspflege scheint übrigens die 



1) Morkinskinna, S. 183; PMS., S. 141. 

2) FMS., S 142. 
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Aufgabe der Lögmänner in der hier fraglichen Zeit keineswegs 
erschöpft zu haben. Wir haben bereits gelegentlich erfahren, 

« 

dass dieselben mehrfach in Vertretung der Bauerschaft die dieser 
zufallenden Geldstrafen zu erheben hatten, und einzelne Andeu- 
tungen scheinen andererseits auch darauf hinzuweisen, dass ihnen 
auch eine gewisse Einwirkung auf die Ueberlieferung und Port- 
bildung des Rechts zugestanden habe. Das Recht der Landschaft 
Vikin fuhrt einmal eine bestimmte Rechtsvorschrift auf einen 
Mann Namens Bessi oder Bersi zurück, und bezeichnet dieselbe 
nach ihm geradezu als „Bessalog", d. h. Gesetz des Bessi.*) Wir 
werden kaum bezweifeln können, dass damit jener Lög-Bersi, d. h. 
Gesetz-Bersi gemeint ist, dessen Enkel um das Jahr 1137 herum 
einen norwegischen Eönigssohn in seiner Pfl^e hatte , *) und 
welcher hiemach der zweiten Hälfte des 11. Jahrhunderts ange- 
hört haben muss; wer sollte aber dieser auf den Gang der Gesetz- 
gebung so einfiussreiche, und doch in den Quellen sonst nirgends 
nachweisbare Mann gewesen sein, wenn nicht ein Lögmann in Vikin? 
So spricht ferner eine Handschrift des hochländischen Rechtes von 
• der Verpflichtung des Bischofs, alljährlich zum EiSsifa[»inge zu 
kommen, um hier den Rechtsvortrag (logtalu) zu hören, während 
die andere von einem „heyra logbok" spricht,') also lediglich das 
Verlesen einer Rechtsaufzeichnung an die Stelle des mündlichen 
Vortrages des Rechtes setzt, und auch das drontheimer Recht 
bietet einen Anklang an dieselbe Sitte, wenn es von einer „uppsaga 
laga värra", d. h. einer Verkündigung unseres Rechtes spricht.*) 
Auch können die Worte „her a [»ingvelli", d. h. hier an der 
Dingstätte, welche in demselben Rechtsbuche von der Dingstätte 
zu Frosta, und die Worte „her i Gula", welche in den Gula- 
|>ingslög widerholt in Bezug auf die Dingstätte zu Gula gebraucht 



1) B5L., III, §. 4. 

2) Heimskr. Inga s. Haraldssonar, cap. 1, S. 724. 

3) E5L. I, §. 10. 

4) Pr)>L. X, §. 1. 
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stehen , *) doch nur von einem Manne gebraucht worden sein 
welcher regelmässig und in officieller Eigenschaft am Dinge zu 
sprechen pflegte. Berücksichtigt man nun, dass auch noch im 
gemeinen Landrechte des Eonig Magnus lagabsetir eine Handschrift 
von dem Lesen des Gesetzbuches Erwähnung thut,') — dass ferner 
das Dienstmannenrecht desselben Königs noch ausdrücklich die 
alljährliche Verlesung seiner Vorschriften vor der versammelten 
Dienstmannschaft während der Weihnachtszeit fordert , ') — dass 
endlich sogar noch eine weit spätere Verordnung des König Häkon 
Magnüsson dem Lögmanne die jährliche Verlesung des Gesetz- 
bnche» am Lögdinge zur Pflicht macht, ^) so wird man doch wohl 
berechtigt sein anzunemen, dass änlich wie in Schweden und auf 
Island ein regelmässig widerkehrender Rechtsvortrag am Lögdinge 
von Alters her gehalten worden sei, und dass es der Lögmann 
war, welchem dessen Haltung oblag. Hei-tzberg freilich will diese 
Schlnssfolgerung nicht gelten lassen , obwohl er , wie bemerkt, 
die Existenz von Lögmännern in Norwegen und deren Betheiligung 
bei der Rechtspflege für die Zeit vom Anfange des 12. Jahrhunderts 
herab zugiebt. Er meint, dass sich der Gebrauch des Wortes 
„hfer" in Bezug auf die Dingstätte in unseren Rechtsbüchern ganz 
wohl durch die Anname erklären lasse, dass deren bezügliche Ab- 
schnitte am Dinge, oder auch von einem in der Nähe der Ding- 
statte wohnenden Manne nidergeschrieben worden seien; dass 
unter der lögtala der Ei8sifel>ingslög und unter dem „lesse lag- 
boken for almugenom^^ der angeführten späteren Verordnung recht 



1) ebenda, I, §. 2; G]>L., §. 3 und 4. 

2) Zu dea Worten der Landsl. |>ingfb. §. 3: En logmad'r skal lata 
rfngja hinui meätu klokka li er hann vill med* bok til Mngs SGökja; en ]>eirri 
klokku skal eigi til annars rfngja med'an liugit stendr, bietet eine Handschrift 
die Variante : eigi til annars rfogja, en logmad^r vil logbok lesa med'an lingii 
stendr. 

3) Hird-skrä, §. 54. 

4) Norges gamle Love, III, nr. 60, S. 143. Die Verordnung ist 
nicht datirt. 
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wohl die Entscheidaiig einzelner Rechisfalle darch den Lögmaun, 
und das sie begleitende Heraaslesen der massgebenden Bestimm- 
ungen ans dem. Gesetzbnehe gem^t sein könne, da ja auch der 
Ausdruck ,,segja log** ebensc^ut solche einzelne Entscheidungen 
als den RechtsTortrag zu bezeichnen pflege; dass endlich ein 
Schluss aus dem Dienstmannenrechte auf das Landrecht Yon Vorn- 
herein nicht zulässig sei, und dass fiberdiess im Dienstmannen- 
rechte selbst jenes alljährliche Verlesen des Rechtsbuches als eine 
spätere Neuerung au&ufassen sei. Schon im Einzelnen wenig 
einleuchtend, scheinen mir indessen diese Einwendungen in ihrer 
Gesammtheit vollends unhaltbar, sofeme sie allzu vielen von ein- 
ander volUg unabhängigen Quellenangaben um ein^ und derselben 
Voraussetzung willen Gewalt anthun müssen, und nicht mehr Ge- 
wicht kann ich auch den Schlüssen zugestehen, welche derselbe 
Verfasser aus ein paar weiteren Stellen unserer Rechtsbücher, so- 
wie aus gewissen Vorgängen zu ziehen sucht, welche sich am 
Herrentage zu Bergen im Jahre 1223 begaben. Wohl richtig, 
dass Konig Hakon der Alte an einer unten noch zu erwägenden 
Stelle seiner Einleitung zu den FrostuI»mg8lög nur von der Be- 
theilignng der Logmänner an der Rechtsprechung redet, ohne 
irgendwelcher Rechtsvortrage derselben zu gedenken;^) aber da es 
an der betreffenden Stelle nur darauf al^esehen ist, diejenigen 
mit einer Geldstrafe zu bedrohen, welche sich ihren Vorladungen 
und Entscheidungen nicht fugen würden, hatte der Konig schlechter- 
dings keine Veranlassung, über einen anderen als gerade diesen 
Theil ihres Berufes sich aui^zusprechen. Ganz richtig auch, dass 
am Eingange der Wergeldstafel der FrostuI»ingslog über eine ge- 
wisse Unsicherheit und Unklarheit gekli^ wird, welche sich in 
die Vertheilung der Wergeldsbeträge neuerdings eingeschlichen 
habe;') aber wir wissen ja, dass es gerade ein Logmann, Bjarni 
MarSarson nämlich, gewesen war, welcher in den von ihm ent- 



1) FrJL., Einleitung, §. 16. 

2) FrPL , VI, $ 1. 
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worfeuen Wergeldstafeln am Weitesten von den Grundregeln des 
älteren Rechtes abgewichen war , ^) und wir werden somit aas 
jenen Klagen nur folgern dürfen, dass die Gesetzgebung, sei es 
nun überhaupt oder doch gerade auf dem Gebiete des Wergeids- 
wesens, der Praxis und zumal auch den Lögmännern noch genügend 
freie Hand liess, um ihnen eine sehr verschiedene Gestaltung des 
überlieferten Rechtes zu ermöglichen, sodaES also nicht auf die 
Nichthaltung von Rechtsvorträgen Seitens der Lögmänner aus 
denselben ein Schluss zu ziehen sein wird, sondern nur auf das 
Fehlen jener sklavischen Gebundenheit dieser Vorträge an eine 
bis in das geringste Detail herab fixirte Legislation, wie solche 
Yilhjälmr Finsen neuerdings für die isländische Verfassung be- 
haupten wollte,^) — letzteres ein Schluss, welcher durch die 
selbstständige Haltung sehr entschieden bestätigt wird, die den 
schwedischen Lagmännern in Bezug auf die Ueberlieferung und 
Weiterbildung ihres Rechtes nachweisbar eingeräumt war. ') 
Widerum findet sich zwar am Schlüsse des vom Heerwesen han- 
delnden Abschnittes der Gu1al>ingslög , dann am Schlüsse des 
Christenrechtes von Vikin, eine Schlussformel angehängt, welche 
einen Zweifel an der völligen Zureichendheit und Verlässigkeit 
der eigenen Darstellung ausspricht; es heisst nämlich dort: ^) 
„Nun haben wir unsere Landeswehrordnung aufgezeichnet, und 
wir wissen nicht, ob es recht oder falsch ist; aber wenn es falsch 
ist, da sollen wir die Bestimmungen haben über unsere Heeres- 
lasten, welche vordem bestanden haben, und welche Atli vor den 



1) vgl. meine Abhandlang: Die Entstehungszeit der älteren Frostu^ings- 
log, in den Denkschriften der Münchner Alcademie d. W. , L Cl-, XIII Bd., 
III. Abth., S. 37-42 (1875). 

2) In den Aarböger for nordisk Oldkyndighed og Historie, 1873, S. 101 

3) vgl. hierüber m e i n e Bemerkungen in der Krit. Vierteljahresschr., XIII, 

S. 78—80. 

4) Gl>L. §. 314. 

Biinz n. Maarer, Festgabe. 3 
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Leuien in Gala Tortrog (talrli), es sei denn, dass nnser Konig uns 
and^e zugestehen wolle, und dass wir Alle zusammen darüber 
Ulis einigen^S und hier:') „Nun ist das Christenrecht vorgetn^en 
"(taldr) so wie wir uns desselben erinnern; fehlt Etwas daran, so 
mögen es die Bischöfe ei^änzen mit ihren Geboten und Rechten. 
Es behüte uns Jesus Christus. Amen^^ Aber man wird aus solcher 
Sprechweise nicht einen Einwand gegen die in der Yergleichung 
der schwedischen Rechtisbücher begründete Anname entnemen dürfen, 
dass bei der Aufzeichnung der betreffenden Abschnitte ein officieller 
RechtsYortrag als Vorbild gedient habe, sondern man wird in der- 
selben nur eine Redewendung zu erkennen haben, welche die Be- 
scheidenheit des Sprechenden in das gehörige Licht setzen sollte, 
ohne im Uebrigen irgendwie ernst gemeint zu sein. Ganz änlich 
steht es aber andererseits auch hinsichtlich jener Berichte über 
den Herreutag zu Bergen.*) Der Streit, in welchem Konig Häkon 
mit dem Jarle Skuli über ihre beiderseitigen Ansprüche auf den 
Thron begriffen war, wurde hier dem Spruche der anwesenden 
Lögmänuer unterstellt, und unter diesen zuerst der alte Gnnnarr 
grjönbakr aus Drontheim aufgefordert, das Recht zu weisen, 
worauf dann auch noch an l>6r8r skolli aus Vikin und an eine 
Reihe anderer Lögmänner die gleiche Aufforderung gerichtet wurde. 
Da meint nun der Erstere, er sei nur berufen unter gemeinen 
Bauersleuten Recht zu sprechen, und nicht unter so mächtigen 
Ftiraten, wie sie sich hier gegenüberstünden ; er spricht aber den- 
noch unter Berufung auf das Gesetz des heil. Olafs sofort mit 
aller Bestimmtheit dem Häkon die Krone zu, und allen anderen 
Prätendenten ab. Der Letztere aber erklärt zwar gleichfalls zu- 
nächst, dass er nicht etwa darum den Lögmannstitel trage, weil 
er mehr als Andere rechtsverständig sei, und dass er zwar oft 
genug seinen Bauern Recht gesprochen habe, aber bezüglich der 
Angelegenheiten von Königen nur wenig Bescheid wisse; er giebt 



1) B])L. I, §. 18; II, §. 27. 

2) Häkonar s. gamla, cap. 90—97, S. 330-35; Plbk, III, S. 55-58. 
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jedoch ebenfalls seine Rechtsweisnng sofort mit aller Bestimmtheit, 
und unter Berufung auf seinen Vater, welcher vor ihm Lögmann 
gewesen sei, in gleichem Sinne ab. Beidemale ist natürlich die 
Hervorhebung der ünzureichendheit des eigenen Wissens nur eine 
übertrieben bescheidene, und keineswegs ernstlich gemeinte Rede- 
wendung der schlichten Logmänner gegenüber der hocharistokra- 
tischen Versammlung, vor welcher sie stehen, und darf man aus 
derselben keinerlei Schlüsse auf deren amtliche Stellung ziehen. 
In der That müssten deun auch jene Erklärungen, wenn sie über- 
haupt buchstäblich zu nemen wären, ganz ebensogut dem von 
Hertzberg zugestandenen Antheile der Lögmänner an der Recht- 
sprechung im Wege stehen, als deren von ihm bestrittener Halt- 
ung von Rechtsvorträgen. 

Nach den bisherigen Ausfuhrungen wird die Existenz von 
Lögmännern als Beamten, welche mit gewissen auf die Recht- 
sprechung sowohl als Rechtsüberlieferung bezüglichen Befugnissen 
ausgestattet waren, bis in die ersten Jahre des 12. Jahrhunderts 
liiuauf wohl als völlig gesichert angesehen werden dürfen. Es 
kann unter solchen umständen nicht auffallen, wenn aach die 
norwegischen Provincialrechte , deren erste Aufzeichnung gerade 
iu den Anfang des genannten Jahrhunderts gesetzt werden darf, 
in gar mancherlei Redewendungen erkennen lassen, wie auch für 
sie der Rechtsvortrag des Gesetzsprechers als massgebendes Vor- 
bild gedient hatte, und ich unterlasse es nur darum, auf diesen 
Punkt hier des Näheren einzutreten, weil ich denselben bereits 
in früheren Arbeiten zu verfolgen Gelegenheit gehabt habe. *) 
Aber damit ist selbstverständlich noch keineswegs die andere Frage 



1) vgl.* meine Abhandlangen über die Entstehungszeit der filteren Gnla- 
Mngslög, S. 160—69, and über die Entstehungszeit der älteren FrostnMngslög, 
S. 81—82. Für die B]>L. und E]>L. Hessen sich änliche Belege, wie sie hier 
für die beiden anderen Bechtsbücher gegeben sind, mit Leichtigkeit zusammen- 
stellen; als besonders charakteristisch erwähne ich aber noch der Darstellungs- 
form des Bruchstückes IV des älteren Stadtrechtes, S^ 334—6. 

3* 
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beantwortet, ob die LogmaDuswürde auch bereits der frälieren 
Vorzeit Norwegens angehört habe, und ihre Beantwortung bietet 
in der That die grossten Schwierigkeiten. Die dürftigen Behelfe, 
welche die Quellen zu ihrer Losung an die Hand geben, be- 
schränken sich auf folgende. Gelegentlich eines Rechtsstreites, 
welchen der isländische Dichter Egill Skallagnmsson um das 
Jahr 934 am Gula[»irge durchzuführen hatte, sehen wir denselben, 
als die Verhandlung der Sache mit Waffengewalt verhindert wird, 
gegen diese Gesetzwidrigkeit feierlich Protest erheben, und diesen 
seinen Protest an alle am Ding Anwesenden richten: „lenda menn 
ok logmenn, ok alla all>y6u^\ d. h. Landherrn, und Lögmänner, 
und das gesammte Volk. ^) Allerdings giebt dieEigla dabei nicht 
an, welches die Stellung der von ihr genannten lögmeun gewesen 
sei; indessen scheint sich doch aus dem Gegensatze, in welchen 
sie dieselben bringt , wenigstens soviel entnemen zu lassen , dass 
unter denselben Männer von einer bestimmt abgegrenzten Lebens- 
stellung, und nicht blos Leute von mehr als gewöhnlicher Rechts- 
kenntniss zu verstehen seien, und unter dieser Voraussetzung 
wird man sofort unbedenklich unter ihnen Leute desselben Berufes 
verstehen dürfen wie diejenigen, welche um 2 Jahrhunderte später 
den gleichen Titel tragen. Allerdings hat Hertzberg gegen diesen 
Schluss eingewendet, dass ja auch anderwärts „lendir menn, rikir 
büendir ok oll al[>ySa*' sich gegenübergestellt werden,*) also 
Classen von sehr unbestimmter Abgrenzung gegenüber ganz be- 
stimmt abgegrenzten; allein dieser Einwand trifft gar nicht den 
Kernpunkt der Frage, da ja zwischen den grossen Bauern und 
den kleinen Leuten immerhin ein sehr klar erkennbarer Gegensatz 
besteht, wenn auch die beide Classen trennende Grenze nicht 
jedesmal haarscharf nachgewiesen werden kann, wogegen die 
Kechtskundigkeit eine Eigenschaft ist, welche den Landherm und 
den angesehensten Bauern ganz ebensogut zukommen oder nicht 



1) Eigla, cap. 57, S. 126. 

2) Morkinskinna, S. 137. 
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znkommeD konnte wie den geringsten Leuten, und deren Besitzer 
somit als solche weder zu diesen noch zu jenen in Gegensatz ge- 
bracht werden konnten. AufiKllig ist freilich, dass die angeführte 
Stelle für die ältere Zeit die einzige ist, welche in völlig unan- 
greifbarer Weise die logmenn bei diesem ihrem Namen nennt; 
aber doch steht dieselbe keinesw^s so isolirt, als sie auf den 
ersten Blick zu stehen scheint , wenn wir uns nur dazu ent- 
schUessen können etwas mehr auf die Sache und etwas weniger 
auf den Namen zu sehen, und in zweifelhaften Fällen bei unserer 
Auslegung auf anderweitig feststehende Thatsachen das gehörige 
Gewicht zu legen. Auf der einen Seite nämlich wird uns zu des 
heil. Olafs Zeiten, also im Anfange des 11. Jahrhnnderts , ejn 
l)6rarr, l>6rir oder ^orarinn lögmaSr ausdrücklich genannt, welcher 
der Landschaft Jämtaland angehörte. ^) Allerdings nam gerade 
diese Landschaft eine eigenthümliche Zwischenstellung zwischen 
Norwegen und Schweden ein, sodass zweifelhaft erscheinen mag, 
ob der über sie gesetzte Gesetzsprecher der norwegischen oder 
der schwedischen Rechtsgeschichte zu Gute zu rechnen sei; aber 
doch darf nicht unbeachtet bleiben, dass Jämtaland um die Mitte 
des 10. Jahrhunderts von dem norwegischen Könige Häkon 
ASalsteinsföstri seine „1(^ ok landsrett" erhalten hatte,*) also doch 
wohl in Bezug auf sein Landrecht und seine Landesverfassung 
nach norwegischem und nicht nach schwedischem Muster einge- 
richtet gewesen sein wird. Auf der anderen Seite wird uns aber 
ungefähr gleichzeitig mit dem in der Eigla besprochenen Vorgange 
der Name des ^orleifr spaki genannt als eines um die Eechts- 
verfassung seiner Heimat, und nicht nur seiner Heimat, hochver- 



1) Heimskringla, Olafs s. helga, cap. .151, S. 403— 5; in der Aus- 
gabe von ünger und Munch, cap. 131, S. 151-2 wechseln die Namens- 
formen Jorarr und lorarinn, während die Heimskr. |)6rarr, und diePlbk, II, 
S. 271—2 torir giebt. Die PMS. IV, cap. 137, S. 333, bieten alle 3 Formen. 

2) Heimskringla, Häkonar s. god'a, cap. 14, S 91; Olafs s, 
helga, cap. 147, 8. 391. 



— 38 — 

dienten Mannes; um das Jahr 930 hilft er seinem Schwestersohne 
Ulfljöt das erste isländische Landrecht nach dem Muster der Gnla* 
I>ingsI5g zu entwerfen, und nur wenig später unterstützt er den 
König Häkon ASalsteinsföstri in seinen Bemühungen um die 
Ordnung eben dieser 6ulaI>ingslog selbst. ^) Ein Jahrhundert 
später, um das Jahr 1040 nämlich, sehen wir am Gula|>mge einen 
Mann Namens Atli für die Bauern das Wort fuhren, als es galt, 
deren Recht dem gewaltthätigen Könige Magnus Olafsson gegen- 
über zu vertreten, und es ist offenbar dieselbe Person , auf deren 
am Gulal>inge gehaltenen Bechtsvortrag eine oben besprochene 
Stelle der Gnlal>ingslög selbst am Schlüsse des vom Heerwesen 
handelnden Abschnittes in so eigenthümlicber Welse Bezug nimmt. ') 
Man wird nicht, mit Hertzberg, den Vortrag dieses Atli am Dinge 
auf eine blose Formulirung und Aufzählung der Zugeständnisse 
beschränken dürfen, über welche sich im gegebenen Falle der 
König mit seinen Bauern geeinigt habe; vielmehr wird man, 
wenn man die oben für eine etwas spätere Zeit beigebrachten Be- 
helfe berücksichtigt, in jenen Männern, welche als lebendige Zeugen 
des Rechts ihrer Heimat bald an offenem Ding in eigenen Vor- 
trägen dessen Kenntniss überliefern, bald als die nächstberufenen 
Räthe der Könige für dessen Verbesserung thätig werden, bald 
endlich als die nicht minder berufenen Wortführer ihrer Bauer- 
schaft dessen Wahrung gegen jede ihm drohende Vergewaltigung 
sich angelegen sein lassen, wirkliche Lögmänner widerzuerkennen 
geneigt sein, bei deren Nennung nur zufolge ii^end eines Zu&Ues 
die ausdrückliche Bezeichnung als solche unterblieben ist. Ihre 
gewichtigste Unterstützung erhalten übrigens die aus diesen im- 
merhin dürftigen Behelfen zu ziehenden Schlüsse durch die Be- 
stätigung, welche ihnen die Vergleichung des Rechts anderer nor- 



1) vgl. meine Schrift: Island von seiner ersten Entdeckung bis zum 
Untergange des Freistaats, S. 49—50, und die Entstehung der älteren Gola- 
Mngslog, S. 104—5. 

2) vgl. Die Entstehung der alteren GulaMngslög, S. 127—8 und 166—7. 
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discher Länder verleiht. Wir fanden zunächst in Schweden fiir 
jede Landschaft einen Lagmann bestellt, zu dessen Amtspflichten 
neben einem hervorragenden Antheile an der Rechtspflege au6h 
die Haltung r^elmässig widerkehrender Rechtsvorträge am Dinge 
gehörte, während derselbe zugleich in politischen Angelegenheiten 
als der geborene Wortführer seiner Bauern sogar dem Konige und 
den mächtigsten Spitzen der Aristokratie mit wuchtiger Energie 
entgegenzutreten wusste. Wir sahen femer, wie der isländische 
lögsoguma5r, welchem neben der alljährlichen Haltung von Rechts- 
vorträgen am AUdinge auch der Vorsitz in der lögretta und am 
logbei^e zukam, zugleich auch den Alldingsgerichten gegenüber 
eine gewisse leitende Stellung eiunam, und tiberdiess zur Ertheilung 
von Rechtsgutachten an alle Die verpflichtet war, welche solche 
von ihm begehrten. Diese früher schon besprochenen Parallelen 
lassen sich nun aber noch weiter vervollständigen. Von Island 
ans scheint die Würde auch nach Grönland hinüberverpflanzt 
worden zu sein , obwohl derselben hier nur die ziemlich späten 
Skäldhelga-rünur gedenken; ^) wenn aber deren Träger hier als 
lögmaSr, nicht wie auf Island als lögsögumaÖr .bezeichnet wird, 
so mag dabei, da sich nach der Unterwerfung des Landes unter 
Norwegen auch in Grönland lögmenn nachweisen lassen, in an- 
lieber Weise die später üblich gewordene Form des Titels auf die 
ältere Zeit zurückbezogen worden sein, wie das Gleiche ja auch 
in späteren Bearbeitungen isländischer Quellen oft genug vorkam. ^) 
Aber auch auf den Faeröern finden wir, und zwar bereits im An- 
fange des 11. Jahrhunderts, lögmenn oder lögsögumenn genannt,') 



1) Bima VI, Str. 25, in : Grönlands historiske Mindesmserker, Bd. II, S. 532. 

2) vgl. übrigens meinen Aufsatz: Grönland im Mittelalter, in dem Werke 
über: Die zweite deutsche Nordpolarfahrt, Bd. I, S. 224 und 228, (Leipzig, 1873). 

3) In der Hcimskringla, Olafs s. helga, cap. 136, S. 372, cap. 145, 
S. 386, dann cap. 153, S. 410 und 413, und ebenso in Munchs und Ungers 
Ausgabe, cap. 116, S 127, cap. 124, S. 138, und cap. 133, S.156 und 158, 
lautet der Titel stets lögsöj^mad'r , wogegen in den späteren Testen, FMS., 
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nnd auf den Hebudeu nennen irische Annalen Lagmänner sogar 
schon in der zweiten Hälfte des 10. Jahrhunderts, während der 
Titel auf diesen letzteren Inseln mit der Zeit sogar die Geltung 
eines Eigennamens annimmt;*) dabei darf nicht übersehen werden, 
dass das Chronicon Manniae sowohl als die irischen Annalisten den 
Namen und Titel in nicht umgelauteter Form geben, wogegen 
allerdings die isländischen Sagen die umgelautete Form vorziehen: 
man wird auch in jener Wortform eine Bestätigung der Thatsache 
erblicken dürfen, dass die Würde den Inseln des Westens schon 
in sehr früher Zeit bekannt wurde, nämlich ehe noch der durch 
folgendes u bewirkte Umlaut durchgedrungen war. Endlich wird 
uns, freilich erst um die Grenzscheide des 12. und 13. Jahr- 
hunderts , auch auf Caithness ein Rafn 15gma6r genannt , ') und 
kann das Amt hieher doch nur von den Orkneys aus gekommen 
sein. Die sämmtlichen unmittelbar oder mittelbar von Norwegen 
aus bevölkerten Lande kennen demnach das Gesetzsprecheramt 
ganz ebensogut wie das benachbarte Schweden, und sie kennen es 
bereits nur wenige Jahrzehnte nach der Zeit, in welcher die nor- 
dische Einwanderung in dieselben erfolgt war. Es ist diess eine 
Erscheinung, welche sich meines Erachtens schlechterdings nur 
unter der Voraussetzung erklären lässt, dass das Amt zu der Zeit, 
in welcher alle jene Lande ihre nordische Bevölkerung erhielten, 
auch in dem norwegischen Mntterlande bereits vorhanden war, 
und dass es somit in Norwegen ebensowohl wie in dem benach- 
barten Schweden einen Bestandtheil der ältesten Rechtsverfassung 
bildete. Hertzberg freilich will auch diese Schlussfolgerung nicht 
gelten lassen; indessen kann ich die Einwendungen, welche er 



IV, cap. 124, S. 284, cap. 131, S. 306, und cap. 139, S. 343 und 347, dann 
Flbk, II, 8. 241, 242, 246 und 248 derselbe theils mit dem Titel lögmad^r 
wechselt, theils auch völlig an dessen Stelle tritt. 

1) Belege siehe bei Munch, det norske Folks Historie, Bd. I, 2, S. 198 
—99, und S. 202—3 und öfter; dann Chronicon Mannise, S. 41. 

2) Orkneyfnga s. , 8. 412 und 420-22; Flbk, II, 8. 517 und 529J 
gtnrlanga, V, cap. 41, S. 172-3. 



— 41 - 

g^en dieselbe erhebt, als stichbaltig nicht anerkenuen. Er hebt 
einerseits hervor, dass ja neue Bedürfhisse in Colonielanden recht 
wohl neue Einrichtnngen hervorrufen können, während das Mutter- 
land von diesen letzteren ebenso wie von jenen ersteren nicht das 
Mindeste weiss; er bemerkt andererseits, dass die abweichende 
Titulatur des isländischen Gesetzsprechers „unwidersprechlich" zeige, 
dass zu der Zeit, in welcher das isländische Recht sich vom nor- 
wegischen abtrennte, der Ausdruck logmaSr noch nicht seine 
spätere engere und technische Geltung als Amtstitel erlangt haben 
konnte. Aber in der letzteren Beziehung wurde oben schon be- 
merkt , daas die Zusammensetzung lögsögumaSr aus dem Worte 
logsi^a gebildet ist, welches, nur dialektisch verschieden gestaltet, 
in Schweden wie auf Island, und wie jetzt beigefügt werden darf, 
auch in späteren norwegischen Quellen ganz gleichmässig die 
Würde des Gesetzsprechers bezeichnet, und es mochte ja jener 
schwerfalligere Amt«titel auf Island möglicherweise gerade darum 
gewählt worden sein, weil man der Zweideutigkeit entgehen wollte, 
welche der gleichzeitige Gebrauch des Wortes logmaSr fiir den 
rechtskundigen Mann im Allgemeinen und für einen bestimmten 
Würdenträger insbesondere mit sich bringen musste. Jener erstere 
Einwand dagegen wäre zwar dann ganz leidlich einleuchtendi 
wenn das Amt nur in dem einen oder anderen unter den Colonie- 
landen Norwegens, oder wenn zwar in allen, so doch in jedem 
von ihnen in einigermassen verschiedener Gestaltung aufträte; 
aber derselbe erweist sich als durchaus unbegründet, da sich das- 
selbe allerwärts ganz gleichmässig, und überdiess ganz in der 
nämlichen Weise geartet zeigt wie in Schweden, also einem Nach- 
barlande von ganz und gar nicht colonialer BeschafPenheit. 

So werden wir uns demnach immerhin zu der Anname ge- 
drängt sehen, dass in Norwegen ganz ebenso wie in Schweden 
von Alters her, und jedenfalls schon vor der Zeit, innerhalb deren 
sich die Auswanderung voy dort nach den Hebuden, Orkneys, 
Faeroern und nach Island vollzog, das Amt des Lögmannes als 
eines Mannes bestanden habe, welchem neben einer hervorragenden 
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Rolle in der Dingversamtnlung und der Abhaltnng regelmässig 
widerkehrender Recbtsvorträge vor der versammelten Gemeinde 
auch die Ertheilung von Bescheiden über streitige Rechtsfragen 
oblag, und welcher eben wegen der ihm innewohnenden Rechts- 
kenntni^s nnd anvertrauten amtlichen Stellung auch auf den Gang 
der Gesetzgebung einen besonderen Einfluss äussern, und zur 
Vertretung der Volksrechte dem Konige und seiner Aristokratie 
gegenüber einen gewissen Beruf in sich tragen musste. Aber 
allerdings, jene hohe politische Bedeutung, welche dem Gesetz- 
sprecheramte in Schweden zukam, scheint dasselbe in Norwegen 
nie besessen, oder doch bereits in sehr früher Zeit eingebüsst zu 
haben, was sich aus dem kräftigen Aufschwünge, welchen das 
norwegische Königthum durch König Harald härfagri's erfolg- 
reichen Staatsstreich nam, und vielleicht mehr noch aus jener 
vorwiegend aristokratischen Richtung völlig befriedigend erklärt, 
welche sich, innerhalb der norwegischen Verfassung gegenüber 
der vorwiegend demokratischen Gestaltung des schwedischen Staats- 
wesens schon frühzeitig bemerkbar machte. £s mag sich em- 
pfehlen, noch etwas genauer den Differenzen nachzugehen, welche 
zwischen der ältesten nachweisbaren Gestaltung des Amtes in 
^hweden und in Norwegen bestanden, und zugleich dem allmäligen 
Aufkommen jener Veränderungen nachzuforschen, welche um die 
Grenzscheide des 12. und 13. Jahrhunderts herum der Stellung 
desselben in dem letzteren Reiche ein neues Gepräge aufzudrücken 
beginnen. 

Wie in Schweden ursprünglich der Satz galt , dass der Lag- 
mann ein Bauernsohn sein und von den Bauern gewählt werden 
sollte, so scheint das Gleiche von Anfang an auch in Norwegen 
der Fall gewesen zu sein, was natürlich keineswegs ausschliesst, 
dass das Amt hier wie dort gelegentlich auch wohl einmal mehrere 
Generationen hindurch in einer Familie sich vererben mochte, 
wie etwa der Vater des börSr skolli bereits vor diesem seinem 
Sohne die Lögmanns würde bekleidet hatte. *) Auch auf Island 
1) H^kopar s.gamla, cap. 94, §. 834, 
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wurde ja das Gesetzsprecheramt durch Wahl vergeben, und wird 
diese Art seiner Besetzung wohl nach norwegischem Muster ein- 
geführt worden sein, als man im Jahre 930 das Amt selbst von 
dem Mutterlande entlehnte; dagegen dürfte der mehr aristo- 
kratische Charakter der wählenden Versammlung, und damit auch 
des Ergebnisses der Wahl, auf Island diesem Lande eigen thüm- 
lich und nur durch die schärfere Ausprägung bedingt: gewesen 
sein, welche die aristokratischen Momente der altnorwegischen 
Verfassung auf der Insel fanden. Ausdruckliche Qnellenzeugnisse 
giebt es allerdings nicht über diesen Punkt ; jedoch fallt mir auf, 
dass die wenigen Männer, welche in der älteren Zeit als Lög- 
männer genannt werden, fast ausnamslos von unbekannter Her- 
kunft sind. Von dem ältesten unter ihnen , von j^orleifr spaki, 
gilt diess freilich nicht; allein da derselbe sowohl am Hofe 
König Hälfdan svarti's (f um 860) und Harald härfagri's (f tim 
933), als gelegentlich der Gesetzgebung Ülfljöts (930) und König 
Häkon A&alsteinsföstri's (f am 961), ja sogar nochmals zur Zeit König 
Olaf Tryggvason's (995 — 1000) genannt wird, also frühzeitig zu 
einer mythischen Persönlichkeit wurde, ^) und da andererseits 
das Haus HörSakäri's, mit dem er in Verbindung gebracht wird, 
ebenfalls wieder allerwärts in die mythische Zeit hineingreift, ') 
darf ja wohl als sicher angenommen werden, dass diese Ver- 
bindung erst hinterher auf mehr oder minder willkürlichem Wege 
hergestellt worden sein werde, um den berühmten Mann des 
Rechts in eine angesehene Verwandtschaft einzugliedern. Jeden- 
falls wird uns weder von jenem Atli, der am 6ulaf>inge, noch 



1) vgl. Manch, Det norske Fölks Historie, Bd. I, 1, S. 408, Anm. 2, 
S. 513—4, S. 566, S. 715, n. s. w. 

2) ebenda, S. 576-77; Gu*brandr Vigfusson, Um tfmatal i 
IslendiDgasögum i fornöld, im Safn til 6öga Islands og islenzkra bokmenta, 
Bd I, S. 254—55 (1855); dann meine Abhandlung: Die Quellenzengnisse 
über das erste Landrecht und über die Ordnung der Bezirksverfassnng des is- 
ländischen -Freistaats, in den Denkschriften der Münchner Akademie d. W., 
L Cl., XII. Bd., I. Abth., S. 56-58, und Anm. 17, S. 97 (1869). 
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ton jenem Lög-Bersi, der am Borgart»iuge eine so bedeutsame 
Rolle spielte, auch nur der Vater genannt, wie diess doch bei 
allen Männern von nur halbwegs angesehener Herkunft zu ge- 
schehen pflegt. Das Gleiche gilt von G7r6r Gunnhildarson, dann 
von Simon a >ufu, und noch am Herrentage zu Bergen von 1223 
erklärt Gunnarr grjönbakr sich für den Sohn eines kleinen Bauern 
(kotkarlsbarn , kotkarlsson) , ^) während weder von ihm noch 
von irgend einem der anderen Lögmänner die Verwandtschaft 
sich nachweisen Hesse, mit einziger Ausname des Bjami Mar6ar- 
^on, welcher erweislich mit einem vomemeren Geschlechte in 
Beziehungen stand ^); und doch fallt der Bergener Tag bereits in 
eine Zeit, in welcher sich die Verhältnisse des Gesetzsprecher- 
amtes, wie sich unten noch zeigen wird, schon sehr erheblich 
geändert hatten! Allerdings hat dem gegenüber Hertzberg her- 
vorheben zu sollen geglaubt, dass in dem Processe des Eonig» 
Signri Jörsalafari gegen Signr6 Hranason mehrfach Landherm 
unter den Lögmännem genannt wurden, und wirklich wird anter 
den eifrigsten Förderern des Rechts am Frostu^mge bei jener 
Gelegenheit der Landherr Jon mörnefr bezeichnet, und neben 
ihm ein zweiter Landherr, Sigur6r af Hvitasteini, als ein besonders 
tüchtiger Mann genannt; ') von einem dritten Landherrn, Bei^- 
I>örr bokkr, wird ferner berichtet, dass er eine Entscheidung 
(örskuri) abgegeben habe, wie diess sonst nur die Lögmänner zu 
thun pflegen, *) und weiterhin wird erzählt , wie jener Jon mör- 
nefr ganz unzweideutig für die Lögmänner das Wort führte, 
nachdem König Eysteinn sie aufgefordert hatte, das Recht zu 



1) Hakonar s. gamla, cap. 91, S. 330—1. 

2) Tgl. üb«r ihn: Die Entstehung der älteren GnlaMngslög, S. 129. 

3) FMS., yil,^eap. 33, S. 138: var l>ar mestr forgangsma^Tr laganna Jon 
mörnefr, lendr ma^Tr ok göfngr, fad^ir Eindrid'a, er feil nndir Serk. ^r var 
med" Olafi kondngi SignrdTr SignrdTarson af Hvitasteini, sa lendr madTr, er einna 
var kallad'r vitrastr i Noregi. 

4) ebenda, cap. 34, S. 141: Nd attn margir menn hlnt i atne^'a um, 
hversQ ]>at hef<dri farit, ok vard* eingi til at veita >ar orskurdr um, nemaBerg- 
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weisen. ^) Aber bei genauerem Zusehen verlieren diese Angaben 
erheblich an Gewicht. Was zunächst den Berg^ör betrifft, so 
wird derselbe in keinem unserer Texte ausdrücklich als Lögmaun 
bezeichnet, nnd die Fällang einer Entscheidung schreiben ihm 
nur zwei der jüngsten Handschriften zu, die Hulda nämlich und 
die Hrokkinskinna, wogegen die Heimskringla und die Frissbok 
ihn vielmehr ein Zeugniss wider den Angeklagten abl^en lassen, *) 
und die Morkinskinna ihm wenigstens keinen örskur6 in den 
Mund legt, wenn sie ihn auch nicht ausdrücklich als einen Zeugen 
bezeichnet. ') Da erst nach Berg|>ors Aussage die Abgabe eines 
Spruches von den Lögmännern und Richtern verlangt wird, passt 
offenbar nur die Angabe der Heimskringla in den Zusammenhang, 
nnd beruht somit die Einreibung Berg|>örs unter die Logmänner 
lediglich auf einem Miss Verständnisse, welches sich die genannten 
beiden jüngeren Bearbeitungen zn Schulden kommen Hessen. Den 
SigurS af Hvitasteini ferner nennen die Heimskringla und die 
Frissbok bei dieser Gelegenheit überhaupt nicht, und diejenigen 
Qaellen , welche ihn nennen , legen ihm keineswegs die Würde 
eines Lögmannes bei ; seine Bezeichnung als eines vor Andern 
verständigen Mannes genügt aber denn doch nicht, um aus ihm 
sofort einen officiellen Vertreter des Gesetzes zu machen. Bleibt 
also nur noch Jon mörnefr übrig; aber auch ihn nennt die 
Heimskringla und die Frissbok bei dieser Gelegenheit überhaupt 
nicht, während die Morkinskinna ihn in einer Weise bespricht, 



)>6rr bokkr, son Sveins bryggjufotar; bann tjäd"!, at Sigürd"! var sannr at sök. 
Sigurd'r konüogr beiddi (a lögmenn ok domendr at dsema mälit. 

1) ebenda, cap. 34, S. 141—2. 

2) Heimskringla, cap. 22, S. 679: H stöd^ npp Bergl)6rr, son Sveins 
bryggjafots, ok bar fram vltni, at Sigard^r Hranason befd*! leynt af Finnskattinnm. 
Ebenso Frissbok, cap. 22, S 297. 

3} Morkinskinna, S 182: Nv atto margir inenn blvt i at rö])a vm hve 
(at befj^i farit, oc Tarl> engi (ar til nema BergVon boccr oc tiar at Sigar)>r 
Teri sannr at socinni. Ich bemerke, dass der Ansdruok tjä sehr häufig von 
Zeugenaussagen gebraucht wird. 
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welche die Bezeichnnng als Landherr recht wohl statt auf ihn 
vielmehr auf seinen Sohn EindriSi zu beziehen erlaubt, der er- 
weislicher Massen die Würde eines solchen bekleidete. *) So beruht 
demnach bezüglich Jons, der unzweifelhaft das Gesetzsprecheramt 
bekleidete, die Eigenschaft als Landherr wiederum nur auf dem 
Zeugnisse der Hulda und Hrokkinskinna, hinsichtlich dessen noch 
obendrein die Vermuthung sehr nahe liegt, dass dasselbe ledig- 
lich durch die zweideutige Wortfassung der Morkinskinna ver- 
anlasst, also ein irrthümliches sein möge. Aber wenn man auch 
die Angabe der Hrokkinskinna und Hulda für richtig gelten 
lassen , und die Worte der Morkinskinna in Uebereinstimmung 
mit ihr auslegen wollte, so wurde dieselbe doch immer nur auf 
einen Ausnamsfall hinweisen, und hätte man sich solchenfalls an 
die Vorschrift der Frost nt»ingslög zu erinnern, vermöge deren die 
Landherrn zwar an und für sich von dem Eintritte in die lögretta 
ausgeschlossen waren, aber doch mit besonderer Erlaubniss der 
Bauern in dieselbe zugelassen werden konnten. ') In der That 
muss diese letztere Vorschrift schon für sich allein genügen, um 
die regelmässige Unvereinbarkeit der Würde eines Landherrn mit 
dem Amte eines Lögmannes darzuthun, da ja der freie Zutritt zur 
lögretta für dieses letztere selbstverständlich zu allen Zeiten 
geradezu unerlässlich sein musste. — Mit Rücksicht auf die Art 
der Besetzung des Gesetzsprecheramtes zeigt dieses hiernach an- 
fanglich in Norwegen durchaus dieselbe demokratische Gestaltung, 
wie in Schweden, und man könnte hiernach allerdings erwarten, 
dasselbe auch in jenem Lande dieselbe bedeutsame Bolle in den 
politischen Angelegenheiten des Staates spielen zu sehen wie in 



1) ebenda, S. 181: var ^ar mestr firemad'r Joan mornefr, faMr Einridra 
er feil ündir Serc lendr ina>r oc gofngr. Ich bemerke übrigens, dass Eindrid'i 
Jonsson in der Schlacht bei Eongehelle im Jahre 1159 fiel, und dass man somit 
Serkr nicht mit Sekkr identificiren darf, bei welcher Insel erst im Jahre 1162 
gekämpft warde. 

2) Frl>L. I, §. 2: Eigi skolo lendir menn koma i lögretto nema bdendr 
gefi leyfi til. 
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diesem. Aber, wie bereits bemerkt, das demokratische Element 
in der norwegischen Verfassung war durch Eonig Haralds Auf- 
richtung der Alleinherrschaft und durch die sie begleitende mas- 
senhafte Auswanderung zahlreicher Bauernfamilien sehr erheblich 
geschwächt, und überdiess hatte die Aristokratie der LandheiTen 
in Norwegen, wenn sie auch formell in den Dienst der Monarchie 
getreten war, doch materiell ihrerseits die Führung der Bauer- 
schaft übernommen, sodass für die Lögmänner neben ihr nur 
noch ein bescheidenerer Raum übrig blieb. ^) Der Regel nach 
auf ihren technisch-juristischen Beruf beschränkt, konnten diese 
nur ausnamsweise eine hervorragende politische Rolle spielen, wenn 
es etwa einmal galt umfassende legislative Arbeiten vorzunemen, 
oder in politisch bedeutsamen Processen eine Entscheidung zu 
fallen, oder endlich das Recht der Bauerschaft unter Umständen 
zu wahren, unter welchen die Aristokratie entweder nicht geneigt, 
oder aber in Folge von Spaltungen oder anderen ZuföUigkeiten 
zu schwach war, um diese Vertretung ihrerseits übernemen zu 
können. Gerade die Art der Besetzung des Gesetzsprecheramtes 
ist übrigens der Punkt, von welchem eine Veränderung ausgeht, 
welche allmälig den ganzen Charakter dieser Würde umzugestalten 
berufen war, und zwar scheint es der Schluss des 12. Jahrhunderts 
gewesen zu sein, in welchem der entscheidende Schritt in der 
neuen Richtung gethan wurde. Der bereits mehrfach erwähnte 
Gunnarr grjönbakr ans Drontheim ist der erste unter den nor- 
wegischen Lögmännern, von dem uns gesagt wird, dass er durch 
königliche Ernennung zu seinem Amte berufen wurde,*) imd zwar 
muss seine Ernennung in den Jahren 1177 — 88 erfolgt sein, da 
sie von König Sverrir bei Erzbischof Eysteins Lebzeiten vorge- 
nommen worden sein soll; bei der Vergebung des Amtes durch 



1) Das Ueberwiegen der aristokratischen Momente in der altnorwegischen 
Verfassung hat neuerdings J. E. Sars in seiner: Udsigt over den norske 
Historie, Bd. I (Christiania, 1873) sehr richtig betont. 

2) Häkonar s. gamla, cap. 9<^ S. 330. 
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königliche Verleihaog hatte es aber fortan sein Verbleiben. Schon 
in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts besi^ogen die Lögmänner 
femer einen Gehalt aus des Königs Gasse, ^) und dabei hatte es 
aach im 14 Jahrhunderte sein Verbleiben, nur dass neben jenem 
ersten Bezug noch ein zweiter erwähnt wird, welcher durch eine 
Abgabe der Bauerschaft, den logmannstoUr oder Gesetzsprecherzoll, 
aufgebracht wurde; ') man möchte annemen, was die Worte der 
einschlägigen Quelleustellen nicht auszuschliessen scheinen, dass 
dieser letztere Bezug der ältere gewesen, und vielleicht nur seinem 
Betrage nach hinterher verändert worden sei, sodass also der 
ursprünglich von den Bauern bezahlte Beamte später nur eine 
Zulage zu seinem Gehalte aus königlichen Mitteln erhalten hätte. 
Nach dem gemeinen Landrechte endlich und den an dasselbe sich 
anschliessenden Gesetzbüchern haben die Lögmänner dem Könige 
auch einen Diensteid zu schwören, dessen Formel uns erhalten 
ist,*) und ist diese neben der Treue im Allgemeinen noch speciell 
auf die redliche Erfüllung des Berufes in Bezug auf die Rechts- 
pflege gestellt. Durch diese Vorschriften ist so bestimmt als nur 
möglich das ursprünglich demokratisch gestaltete Amt in das Be- 
reich des Königsdienstes hereingezogen. Weiter hinauf als bis 
in König Sverrirs Zeit hinein lassen sich die Anfänge der Neuerung, 
welche übrigens in einer früher angeführten Bestimmung des 
schwedischen Landrechtes von 1347 ihre Parallele findet, quellen- 
mässlg nicht verfolgen, und da dieselbe mit dem Regierungssysteme 
dieses gewaltigen Königs vollkommen in Einklang steht, der sich 
ja gegenüber der durch die lauge Dauer der inneren Kämpfe sehr 



1) Fr])L., Einleitung, §. 16. 

2) Verordnung vom 17. Juni 1308, und eine undatirte Verordnung König 
Hakon Magnussons, in Norges gamle Love, Bd. III, nr. 25, S. 77, und 
nr. 60, S. 143. Ich bemerke dabei, dass der Gebalt, den der Lögmann aus 
des Königs Gasse bezog, 15 Mark Beute betrug, d h. ebensoviel, als das ge- 
wöhnliche Lehen eines Landherm diesem abwarf, Hird'skra, §. 18, vgl. §.30. 

3) Landslög, Krb., §.11; BjarkB., §.9, S. 198, Anm. 1; Hird'skra, 
g. 9; Jonsbok, Kondngs erfd*ir, §. 10. 
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gelichtet€'tY, nnd ihm überdiess grossentheils feindlich gegenöber- 
stehenden Aristokratie seines Reiches durch die Bank anf die niedri- 
geren Volksschichten stützen mnsste, mochte ich gerade in ihm deren 
ersten Urheber erkennen, und demnach immerhin insoferne der 
von Munch, Eeyser, n. A. m. verfochtenen Ansicht mich an- 
schliessend als ich nicht zwar die erste Einführung, aber doch 
eine sehr durchgreifende Umgestaltung des Amtes auf den ge- 
nannten König zurückfuhren möchte. 

Es versteht sich übrigens von selbst, dass auch die Com- 
petenz des Gesetzsprecheramtes von dessen Uebertritt in den 
Köni^sdienst nicht unberührt blieb, und in der That lässt sich 
nachweisen, wie die Amtsführung der Lögmänner von dem Zeit- 
punkte an eine festere B^renzung und grössere Strammheit an- 
zunehmen begann, seit welchem der König ein Interesse daran 
hatte dieselben als seine eigenen Beamten zu unterstützen und zu 
überwachen. Wie auf Island, so scheinen die Gesetzsprecher auch 
in Norwegen ursprünglich nur berufen gewesen zu sein, den 
Leuten innerhalb wie ausserhalb der Gerichte das Recht zu 
weisen (segja log), ohne dass doch ihrem Ausspruche (örskilr&r) 
irgend welche formelle Bedeutung und Rechtskraft zugekommen 
wäre. Wie auf Island scheint also auch in Norwegen zunächst 
den Partheien anheim gegeben gewesen zu sein zu bestimmen, ob 
sie im einzelnen Falle den Lögmann überhaupt angehen, und ob 
sie, falls sie ihn angegangen hatten, sich bei der von ihm ge- 
fällten Entscheidung beruhigen wollten; der von einem Kläger 
angegangene Lögmann konnte den Beklagten nicht zwingen, sich 
zu einer Verhandlung vor ihm zu stellen, und der obsiegende 
Theil vermochte nicht die ihm günstige Entscheidung desselben 
zwangsweise in Vollzug zu setzen, wenn sich der Beklagte nicht 
dazu herbeiUess ihr gutwillig Genüge zu thun. Hieran scheint 
auch noch König Sverrir Nichts geändert zu haben, und gerade 
daraus, dass die von ihm eingeführte Neuerung zunächst ganz 
unscheinbar aufkratt und nur so wenig in das bestehende Recht 
eingriff, erklärt sich die an und für sich sehr auffallende That- 

Brins ii. MAur«r, Festgabe. A 
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Sache, dass diese von unseren Quellen und zumal auch von der 
Sverri88{4;^a selbst TölUg unerwähnt gelassen werden konnte; aber 
doch konnte das KönJ^hum, nachdem es einmal die Logmänner 
in seine Pflii*ht genommen hatte, deren Amt unmöglich lange auf 
dieser Stufe belassen. Es musste als eine Missachtung des könig- 
lichen Beamten, und zugleich als eine undankbare Yerkennung 
der landesväterlichen Fürsorge, welche der König für die Rechts- 
pflege trug, erscheinen, wenn ein vor den Lögmann Geladener 
dieser Ladung nicht Folge leistete, oder wenn gar der unter- 
liegende Theil seinem Spruche sich nicht fügte, und diesem dop- 
pelten Gesichtspunkte trägt denn auch eine Verordnung sehr un- 
umwunden Rechnung, durch welche König Häkon gamli jenem 
Missstande abzuhelfen suchte.^) „So haben wir auch,^^ sagt der 
König, „oftmals gehört, dass manche Leute, wenn sie auch mit 
Recht verklagt werden, doch nicht zum Lögmanne gehen wollen, 
wenn sie auch rechtmässig vorgeladen worden sind, und dass 
Manche sich nicht den Entscheidungen (orskur&um) des Lög- 
mannes fügen wollen, nachdem er ihnen das Recht gewiesen 
(lögin sagt) hat. Uud wir meinten doch, dass wir zu dem Ende 
die Lögmänner mit unserem eigenen Gelde und Erbgute ge- 
dungen hal)en, damit Jederman nach des heil. Olafs Gesetzgebung 
und der Entscheidang der Lögmänner seine Rechtssache zu Ende 
bringen solle, uüd darum setzen wir hiemit eine Geldbusse von 
3 Mark darauf für Jeden, der nicht vor den Lögmann gehen 
will, wenn er rechtmässig belangt wird, und geladen ist, und 
ebensoviel für Diejenigen, welche sich der Entscheidung des Lög- 
mannes nicht fügen wollen.^^ Erst von da ab lässt sich von 
einer wahrhaft richterlichen Gewalt des Lögmanns reden, während 
die Rechtsprechung bisher strenggenommen ausschliesslich den 
Dingversammlungen, und soweit deren Competenz reiclrte, den 
Privatgerichten (skiladömar) zugestanden hatte; auf das Richter- 
thum war aber, wie es damit auch früher gestanden haben möge, 

1) Frl'L., Einleitang, §. 16. 



^ — 51 — 

der Lögmann fortan nicht einmal beschränkt, vielmehr zeigt ihn 
bereits eine vom Jahre 1224 datirte Verordnung König Hakons 
auch bei der Ausübung der Gesetzgebung betheiligt, *) und in den 
Gesetzbüchern des Königs Magnus lagaboetir zeigt sich vollends 
dessen Amt mit einer ziemlichen MachtfÜIle ausgestattet. Ich 
will es versuchen, von dessen Gestaltung nach dieser neueren 
Gesetzgebung ein übersichtliches Bild zu entwerfen, und wird 
sich dabei auch wohl zur Erörterung mancher schon fCir die ältere 
Zeit bedeutsamer Fragen Gelegenheit bieten, die mit Rücksicht 
auf die Beschaffenheit unserer Quellen nicht wohl früher be- 
sprochen werden konnten. ^ 

Die weitaus wichtigste Aufgabe des Lögmannes bezog sich 
fortan allerdings auf die Rechtspflege. Landrechtlich war seine 
Stellung in Bezug auf diese nunmehr in der Art geregelt, dass 
zwar in Strafsachen das Gaugericht (heraSs^mg) nach wie vor 
das allein competente üntergericht blieb, *) in Civilsachen da- 
gegen neben ihm und dem Privatgericht (dem skiladome und der 
fimtarstefna) dem Lögmanne eine concurrirende Gerichtsbarkeit 
zustand. Sehr bestimmt wird demgemäss nunmehr von Ladungen 
vor den Lögmann neben Ladungen vor das Ding gesprochen, und 
derjenige mit Busse bedroht, der sich entweder auf die Ladung 
vor den ersteren nicht stellt, oder auch dem von ihm erlassenen 
Spruche nicht fugt;') nicht minder bestimmt wird andererseits 
in Fällen, in welchen vordem die Competenz des skiladoms be- 
gründet gewesen war, nuumehr das Angehen des Lögmannes vor- 



1) Norges gamle Love, J, S. 447—8. Freilich enthält nur der zweite 
Text das entscheidende Wort, indem er liest: Enn (etta var samtekit aa 
Borgar (ingi med" raad'i Hakonar konnngR ok Nicholäs bisknps, loeghmanna, 
loegriettumanna ok loegunanta, wogegen der erste Text das Wort lögmanna 
auslässt; aber es lässt sich leichter ein späteres Weglassen, als ein späteres 
Einschalten des Wortes begreifen, und wird demnach wohl die vollständigere 
Lesart in diesem Falle die richtige sein. 

2) Landslög, Mannh. §. 17. 

3) ebenda, ])fngfb §. 9. 

4* 
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gesehen,^) und zumal, weun eine vor dem skiladöme oder der 
fimtarstefna anhängige Sache sich zu verwickeln droht, deren Ver- 
weisung an diesen angeordnet.*) Doch mag derjenige, welcher 
am Privatgerichte, Gaugerichte oder vor dem Lögmanne nicht zu 
seinem Rechte kommen konnte, weil sein Gegner der Ladung be- 
harrlich keine Folge geleistet hatte, sein Recht am logMnge 
suchen,') und nicht minder mag derjenige, zu dessen Ungunsten 
eine jener unteren Instanzen gesprochen hatte, den Zug an jene 
höhere Instanz nemen ; jedoch kann das lög|>ing in keinem Falle 
den Spruch des Lögmannes umstossen, vielmehr, wenn es ihn für 
unbegründet hält, nur die Sache an den König weisen, welcher 
allein berechtigt ist, mit dem Beirathe verständiger Männer 
diesen Spruch zu cassiren.*) Am lög|>mge sodann entscheidet 
zwar, wie in der älteren Zeit, die lögretta; aber der Lögmanu 
hat nunmehr den Vorsitz in derselben überkommen, und er hat 
in Folge deüisen nicht nur die ganze aüsserliche Leitung der Ver- 
sammlung, sondern auch einen hervorragenden Antheil an deren 
Beschlüssen. Nach wie vor ist es freilich nicht der Lögmann, 
sondern der Landherr, der Sysselmann und des Königs Vogt, 
welcher die Männer ernennt, welche sich als Vertreter der ein- 
zelnen Volklande bei dem lög|>inge einzufinden haben (nefndir- 
menn); aber wenn einer der Ernannten sich nicht rechtzeitig am 
Ding einfinde^, hat der Lögmann in Gemeinschaft mit den 
lögrettumenn zu bemessen, inwieweit ihn ächte Noth entschuldige,^) 
und bei der Auswahl der lögrettumenn aus der Zahl jener Er- 
nannten hat er wenigstens die Hand mit im Spiele.*) Der Lög- 
mann hat ferner im Einvernehmen mit den lögrettumenn die 



1) ebenda, Eaupab. §. 11, 12, und zumal 13. 

2) ebenda, dd^alsbr. §. 8; Landslb. §. 24. 

3) ebenda, l>lngfb. §. 12. 

4) ebenda, §.11; vgl. §. 4. 

5) ebenda, §. 2. 

6) So nach der Järnsfd'a, ])lngfb. §. 3^ nnd Jonsbok, §.3; dieLands- 
lög lassen die Frage offen. 
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Dauer der Dingzeit zu bestimmen, wobei selbstverständlich auf die 
Zahl und den Umfang der vorliegenden Verhandlungsgegenstande 
Rücksicht zu nemen ist; er hat ferner die geheiligten Schranken 
(vebond) errichten zu lassen, welche bereits von uralten 2ieiten 
her ^) den Platz abgrenzten, innerhalb dessen die lögr^tta sass, 
und er hat mit der grossen Glocke das Zeichen geben zu lassen, 
wenn er sich „mit dem Buche^S d. h. dem Gesetzbuche, zum 
Ding begeben will,') und es wird ausdrücklich gesagt, dass diese 
Glocke während der ganzen Dingzeit zu keinem anderen Zwecke 
gebraucht werden dürfe, ausser etwa, wie das Stadtrecht beifügt, 
wenn Feuer auskommen sollte. Innerhalb der so gezogenen 
Schranken dürfen ausser den lögrettumenu und dem Logmann 
selbst nur Diejenigen Platz nemen, welchen Beide diess erlauben, 
damit sie hier ihre Anliegen vorbringen können; die Partheien, 
die Mitglieder und der Gesetzsprecher sind es denn auch, welchen 
das Gesetz kräftigen Schutz gegen jede Störung in ihren Ver- 
richtungen durch irgendwelche von Aussen her kommende Un- 
gebühr gewährt,») und wenn anderwärts diejenigen mit be- 
sonderen Strafen bedroht werden, welche „am Dinge oder in 
Versammlungen vor dem Lögmanne'' sich G^waltthätigkeiten zu 
Schulden kommen lassen,^) ganz wie auch anderen höher be- 
friedeten Orten und Zeiten ein ähnlicher Rechtsschutz zu Theil 
wird, oder wenn es vollends als eine ehrlose That (ni6ingsverk) 
bezeichnet und bestraft wird, wenn Jemand den Lögmann aus 
Aulass seiner Rechtsprechung tödtet,^) so ist dabei die Thätigkeit 
des Lögmannes am lögf>inge ganz ebensogut wie seine Thätigkeit 
in der Heimat ins Ange gefasst. Bei der UrtheilsföUung aber 
am lögHnge sah man zunächst darauf, ob der vorliegende F^l 



1) Vgl. Eigla, cap. 57, S. 123; FrtL. I, §. 2. 

2) ebenda, §. 3; Tgl. BjarkB. §. 3. 

3) ebenda, § 3, zumal auch S. 15, Anm. 24. 

4) ebenda, Mannh. §. 18. 

5) ebenda, Mannb. §. 3; vgl Bettarb., nr. 11, S. 177. 
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im Gesetzbnche selbst entschieden war; war dieses aber nicht der 
Fall, 80 sollte vor allem versucht werden, ob nicht ein einstim- 
miger Beschlnss des Logmannes und der lögrettumenn zu er- 
reichen sei, und wenn diese Einstimmigkeit nicht zu erzielen 
war, derjenige Spruch gelten, für welchen sich der Logmann ent- 
schied, nur dass letzterenfalls der Zug an den König dem unter- 
liegenden Theile oflfen stand, welcher seinerseits mit dem.Beirathe 
verständiger Männer je nach Befund auch gegentheilig erkennen 
konnte.^) Die Sache stand hiemach so, dass in Fällen, in welchen 
der Lögmann in erster Instanz gesprochen hatte, die lögretta 
selbst durch einen einstimmig gefassten Beschluss seinen Spruch 
nicht umstossen konnte, wogegen in Sachen, welche von einem 
anderen Untergerichte aus an das lög|>ing gezogen, oder welche 
gleich in erster Instanz an diesem anhängig gemacht worden 
waren, unter allen Umständen die Meinung des Lögmannes ent- 
schied, nur dass hier wie dort von dem unterliegenden Theile 
noch der Zug an den König genommen werden konnte. Ganz 
änlich stand die Sache aber auch nach dem neueren Stadtrechte. 
Das „mot'*, welches in der Stadt die Stelle des heraSs|>inges ver- 
tratt , war in Strafsachen allein competent ganz wie dieses ; ^) 
in Givilsachen dagegen scheint hier der Lögmann schlechthin die 
erste Instanz gebildet zu haben, wogegen das möt in zweiter 
Instanz angegangen werden konnte, wenn sich der eine, oder 
andere Theil beim Spruche des Lögmanns nicht beruhigen 
wollte.') Am möte war aber ausser dem Sysselmanne und dem 
Schultheissen Cgjaldkeri) auch der Lögmann anwesend, und der 
hier gefällte Spruch bedurfte zu seiner Gültigkeit neben der Ein- 
stimmigkeit der mötsmenn auch noch der Zustimmung dieser 
sämmtlichen Beamten; Uess diese Einstimmigkeit sich nicht er- 
reichen, so gieng der Zug weiter an das lög|>ing und dessen lög- 



1) ebenda, |>ingfb. §. 4. 

2) BjarkB. Mannh. §. 18. 

3) ebenda, Eaupab. §. 15. 
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retta, uud wenn aach diese nicht za einem einstinunigien Urtheile 
gelangte, an den König. ^) Im Uebrigen führte der Lögmanu 
anch an dem städtischen lög|>inge den Vorsitz in derselben Weise 
wie an dem 15g|>inge des Landrechts,') und ist ßs unnöthig auf 
die betreffenden Bestimmungen des Stadtrechts hier noch des 
Näheren einzugehen. Man sieht, in erster wie in zweiter Instanz 
ist dem Lögmanne nunmehr ein sehr erheblicher Einfluss auf die 
Handhabung der Rechtspflege eingeräumt, und es kann nicht 
auffallen, wenn die Quellen auf ihn und seine Thätigkeit jetzt 
hin und wider geradezu die Bezeichnung dömari, doema n. dgl. 
anwenden,') während der Regel nach allerdings nach wie vor 
nur von einem örskur6e desselben gesprochen wird. So ist dem- 
nach, wie oben bereits bemerkt, der vom Lögmann zu schwörende 
Diensteid hauptsächlich auf die Erfüllung seiner Richterpflicht 
-gestellt,*) und eine Reihe anderer Bestimmungen, wie z.B. die 
Vorschrift, vermöge derer ihm anheimgegeben ist nach Belieben 
vom Kläger vor Einleitung des Verfahrens die Ableistung eines 
Calumnieneides zu fordern , ^) fasst lediglich diese seine richter- 
liche Stellung ins Auge; aber doch reicht die Stellung des Lög- 
mannes über das blose Richteramt mehrfach hinaus. Oben wurden 
bereits einige Quellenstellen beigebracht, welche für die Fortdauer 
der Verpflichtung desselben zur Haltung regelmässig wider- 
kehrender Rechtsvorträge am Ding Zeugniss geben, ^) und nicht 
minder lässt sich leicht darthun, dass derselbe nach wie vor auf 
den Gang der Gesetzgebung einen erheblichen Einfluss übte, 
wesshalb denn auch bei der Promulgation wichtigerer Gesetze der 
Mitwirkung der Lögmänner ebensogut gedacht zu werden pflegte 
wie der Mitwirkung der Bischöfe und der Angehörigen der 



1) ebenda; vgl. femer |>iDgfb. §. 3, fin. und §.6. 

2) ebenda, ]>fngfb. §. 3, u. s. w. 

3) z. B. Landslög, Kanpab.. §. 11 und 12. 

4) ebenda, Krb. §.11. 

5) ebenda, 5 f n g f b. §. 6, vgl. S. 18, Anm, 13undl5, dann BjarkR. §. 5. 

6) siehe oben, S. 31. ... 
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Aristokratie des Reichs.^) Darüber hinaus sehen wir jetzt aber 
auch noch gewisse administrative Befugnisse den L5gmännern 
übertragen. Von allen Geldstrafen, welche am lög^inge verwirkt 
werden, soll die. Hälfte an den König, die andere Hälfte aber an 
die Dinggenossen (lögunautar) fallen, mit Ausname nur der für 
die Tödtung eines freien Mannes und für schwere Friedensbrüche 
an die öffentliche Gewalt zu erlegenden Zahlungen (^egngildi ok 
friSbrot), welche der Eonig allein beziehen soll;') einige Hand- 
schriften nennen aber bezüglich der zweiten Hälfte den Logmann 
und die lögrettumenn als die Bezugsberechtigten. Dieselbe Ver- 
schiedenheit der Angaben wider holt sich noch ein zweites Mal; 
während nämlich einige Handschriften sich darauf beschränken, 
den Betrag der Busse anzugeben, welchen die beim log|>inge aus- 
bleibenden nefhdarmenn zu entrichten haben sollen, und andere 
dem Könige allein deren Bezi^ zusprechen, lassen andere die- 
selbe vom Könige und dem Lögmanne, oder vom Könige und 
den lögrettumenn, oder vom Könige und den lögunautar zu 
gleichen Hälften beziehen. ^) Hier wie dort werden wir uns 
dieses Auseinandergehen der Handschriften wohl auf dieselbe 
Weise zu erklären haben, nämlich durch die Anname, dass die 
eine Halbscheid der betreffenden Bussen von dem Lögmann in 
Vertretung des Dingbezirkes eingehoben wurde, um sofort von 
ihm im Einvernemen mit den Mitgliedern der lögretta im ge- 
meinsamen Interesse aller Dinggenossen verwendet zu werden, 
und dass aus diesem Grunde ebensogut er selbst, als die lög- 
rettumenn und die lögunautar als bezugsberechtigt bezeichnet 
werden konnte. Durch ein paar weitere Stellen wird zugleich 
dieser Schluss bestätigt, und in die Cassaführung der Lögmänner 



1) vgl. z. B. Järnsfd^a, Erb., §. 3 und Mannh. §. 7; Landslög, 
Erb., §. 8, S. 24/Anm. 36. 

2) Landslög, (fDgfb. §. 5, und zumal S. 17, Anm. 4. Im BjarkB. 
§. 4 ist eine etwas andere Art der Theilung vorgeschrieben. 

3) Landslög, I^fngfb. §. 2, S. 13, Anm. 23. 
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noch ein weiterer Einblick gewonnen. Einerseits nämlich wird 
dem Lögmanne zugleich mit einem Dienstmanne des Königs und 
einem der besten Bauern des betreffenden Landestheiles die Ein- 
ziehung und Aufbewahrung derjenigen Qelder übertragen, welche 
der König zum Behufe der Anschaffung oder Reparatur von 
Kriegsschiffen und anderen Kri^bedürfnissen einfordern lässt, 
und mit diesen das Geld der Bauern (böndaf^) verwaltenden Män- 
nern haben sich die königlichen Beamten, welchen die Anord- 
nung der nöthigen Arbeiten obliegt, aber den dafür zu zahlenden 
Preis zu einigen; alljährlich am lögt»inge haben jene drei Männer 
über ihre Einnamen, Ausgaben und Cassabestände Rechnung zu 
legen, während der Lögmann 10 Mark, jeder der beiden andern 
Verwalter aber 5 Mark aus der Casse für seine Mühewaltung 
vergütet erhält. ^) Andererseits aber sollen die zum Besuche des 
lögl>inges verpflichteten Vertreter der einzelnen Volklande die 
ihnen gesetzlich zugebilligten Diäten (farareyrir) von dem Lög- 
manne und seinen Mitverwaltern aus dem böndafe ausbezahlt er- 
halten ; ') man wird demnach kaum fehlgehen , wenn man an- 
nimmt, dass für jeden Bezirk eine eigene bauerschaftliche Casse 
unter der Leitung des Lögmannes und zweier ihm beigegebener 
Mitverwalter bestanden habe, in welche einerseits alle Einnamen 
der betheiligten Bauerschaft flassen, ans welchem Rechtstitel dieselben 
auch herstammen mochten, und aus welcher andererseits auch 
alle Lasten bestritten wurden, welche auf der Bauerschaft des 
betrefftsnden Bezirkes ruhten, welcher Art dieselben auch immer 
sein mochten. Aber noch mehr. Dem Lögmanne ist in Ge- 
meinschaft mit jenen anderen Männern, welche ihm die bauer- 
schafbhche Casse verwalten helfen, die Aufbewahrung der Normal- 
masse uod Gewichte anvertraut, mit der Auflage, dass der erstere 
dieselben jedesmal zum lög|>inge mitbringen muss, um den Syssel- 
männern die Möglichkeit zu verschaffen, ihre eigenen Masse und 



1) ebenda, Landvarnarb. §. 1. 

2) ebenda ])ingfb. §. 2, S. 12. 
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Gewichte hier nach jenen abaichen zu lassen.') Zweifelhafter 
mag erscheinen, ob der Logmann auch bereits sein eigenes Dienst- 
siegel hatte. Allerdings ordnet das Gesetzbuch an, dass über ge- 
wisse wichtigere Verträge Urkunden aufgenommen, und mit dem 
Siegel (insigli) des Lögmanns , Sysselmanns oder anderer an- 
gesehener Männer versehen werden sollten, die bei dem Vertrags- 
abschlüsse gegenwärtig gewesen waren;') aber die Gleichstellung 
der Siegel des Lögmannes und Sysselmannes mit den Siegeln an- 
derer angesehener Leute lässt darauf schliessen , dass auch unter 
dem ersteren eher ein Privatsiegel als ein Amtssi^el zu ver- 
stehen sein möge, und ebendahin scheint auch der weitere Um- 
stand zu weisen, dass die grosse Verordnung König Eirik Magnos- 
son^s vom Jahre 1280 in ihrem §. 8 eines amtlichen Siegels der 
Iög{>ingismenn gedenkt, welches unter dem dreifachen Verschlusse 
des Lögmannes, Sysselmannes und Ortspfarrers gehalten und bei 
der Ausfertigung aller Urkunden gebraucht werden soll, welche 
vom lögfrmge ausgehen.») Es ist kaum wahrscheinlich, dass der 
Lögmann gleichzeitig sein eigenes Dienstsiegel besessen, und an 
der Bewahrung des Siegels der Dinggemeinde mitbetheiligt ge- 
wesen sei; immerhin aber bleibt soviel bestehen, dass derselbe 
neben allen seinen sonstigen Functionen auch an der Ausübung 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit Antheil genommen hat. Es ist 
nun freilich schwer zu sagen, wieweit diese verschiedenen Ge- 
schäfte von den Lögmännern bereits in der ältesten Zeit besorgt, 
oder wieweit sie ihnen erst im Verlaufe des 13. Jahrhunderts 
übertragen worden seien; in Bezug auf zwei Punkte wenigstens 
lässt sich indessen einige Wahrscheinlichkeit für ein höheres 
Alter der betrefifenden Functionen erbringen. Auf der einen 
Seite nämlich haben wir oben bereits nachzuweisen Gelegenheit 
gehabt, dass bereits in der älteren Zeit gewisse Bussbeträge vcm 



1) ebenda, Eaupab. §. 29. 

2) ebenda, §. 11. 

3) Norges gainle Love, III, nr. 1, S. 5—6. 
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den Lögmänneru zu Gunsten der Dinggemeinde eingehoben zu 
werden pflegten/) und wir werden demnach die Existenz bauer- 
schaftlicher Gassen unter der Leitung der Lögmänner unbedenk- 
lich bereits der älteren Zeit vindiciren dürfen, wenn auch selbst- 
verständlich damit nicht gesagt werden soll, dass deren Einnamen 
und Ausgaben von Anfang an völlig dieselben gewesen seien wie 
in der späteren Zeit. Auf der andei*en Seite aber dürfte auch 
der Vorsitz älteren Rechtens sein, welcher dem Lögmanne in 
Bezug auf die lögretta und das lögt>ing überhaupt eingeräumt 
war, und zwar dürfte hiefÜr nicht nur die Stellung sprechen, 
welche den schwedischen und isländischen Gasetzsprechem gegen- 
über ihrer Landsgemeinde eingeräumt war, sondern auch noch 
ein weiterer, an und für sich allerdings sehr geringfügiger Um- 
stand. Es wurde oben der Vorschrift des Landrechts gedacht, 
vermöge welcher der Gesetzsprecher mit der grossen Glocke 
lauten lassen sollte, wenn er sich mit dem Gesetzbuche zum Ding 
zu begeben im Begriffe war. Diese Vorschrift ist nun wort- 
wörtlich aus unseren Frostu^ingslög entlehnt, nur mit dem Un- 
terschiede, dass diese letzteren anstatt des Lögmannes den Priester 
nennen,*) und sie steht hier in einem Zusammenhange, welcher 
deutlich zeigt, dass dieselbe so wie sie hier sich findet, aus jener 
Ueberarbeituug der älteren Texte des Bechtsbuches herstammt, 
welche König Magnus ErKngsson, oder vielmehr dessen Vater, 
Erlingrjarl, unter massgebendem Einflüsse des Erzbischofes Eysteinn 
hatte verfassen lassen. In der That kann sie auch schon aus 
dem anderen Grunde nicht älter sein als das Jahr 1164, weil es 
bis zu dieser Zeit hinab zwar lögboekr oder lögskrär im Dront- 
heimischen gab, d. h. Rechtsaufzeichnungen verschiedener Art und 



1) vgl. oben, S. 23-26. 

2) Lands log, I>fngfb. §.3: En logmad'r skal lata ringia hinni mesto 
klocku Pa er hann uil med" bok til Mngs soekia. En l^eirri klockn skal eigi 
til annars ringia med'an l^ingit stendr; vgl. Fr}>L. I, §. 3: En prestr sä er 
böc scal rad'a hana scal ringia myclo klocko ^ä er hann vill med^ boc til Mngs 
ganga. en ]>eirri klocko scal eigi til annars ringia ined'an (ingit stendr. 



Kiitutehung, welche gleichzeitig neben einander in Umlauf waren, 
aber keine lögbök, d. h. mit officiellem Ansehen bekleidete Codi- 
ticntion, welche vielmehr errt durch Erlings nnd Eysteins Zn- 
xammenwirken zu Stande gebracht wnrde,') freilieh ohne ancl 
ihrerseits noch unbestrittene and danernde Geltung zu gewinnen; 
weil ferner vor jener Zeit der Klerus in Norw^en noch keinesw^ 
in der Lage war, dem Staate gegenüber eine leitende Stellung eh 
beanspruchen und einzunehmen, wie sie jene Vorschrift immerhin 
ToraDSsetzt. Aber doch ist kanm auzanemen, dass man bei der 
Ueberarbeitung des Recbtsbuches unter König Magnus Erlingsson 
auf eine derartige Beetimmang verfallen wäre, wenn nicht dax 
SItere Recht einen änlichen Brauch gekannt hätte, und so leicht 
es sich begreift, dose man zur Zeit eines siegreichen Vordringens 
der Kirche darauf verfallen konnte, eine Function in geistliche 
Hand zu legen , welche bisher in weltlicher Hand gelegen hatte, 
so schwer wSre es zu begreifen, wie man darauF verfallen sein 
sollte, eine ganz vereinzelte auf die Dingotdnung bezügliche 
l'^inotion lediglich zu dem Behufs zu erfinden, um sie einem 
Priester in die Hand l^en zu können. Erimiert man sich nun 
daran, das» auch anf Island der Gesetzsprecher mit der Glocke 
daa /eichen geben liess, wenn er die Alldingsgerichte in feier- 
lichem Zuge uu den Ort ihrer Sitzungen fnhren wollte,*) so wird 
die Vtirmuthuug kaum zu gewi^ sein, dass auch in Norw^en 
die gleiche Funotion arsprQnglich dem Lt^manne zugestanden 
habe, und dass somit König Mi^^dds Ugabcetir diesem nor ein 
lt«tiht «urtlckgegebeu habe, welches ihm die Qbarmächtig ge- 
wordene >lieritrchie vorSb^rgehend in entr«is8«i gewusst hatte. 

AWr novh auf einen weiter^i Punkt babm wir nnser Aagen- 
niurli vii rii'hte», tu Bt'sug anf welchen sich das Gesetzsprecheramt 
in Nin'Wtiy;iiii IVnh^teitig von dem schwedischen nud isländischen 
unturHoliietl I tuut hiuwvhtliuh dessen dasselbe and«rentheils mit 



)> v|l. tu» KuWleb<W( <l»t UtKM FTwtatiagBlä«. & 77-78. 
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der Zeif mehrfache Umgestaltungen zu erleiden hatte. Während 
in Schweden nur ein Lagmann für jede Landschaft bestand, und 
auf Island das Amt des Lögsögumanns über die ganze Insel sich 
erstreckte, scheinen der Lögmänner in Norwegen mehrere in 
jedem Dingverbande gewesen za sein, und es mag gerade damit 
zusammenhängen, dass wir dieselben hier gelegentlich an den 
kleineren Dingversammlui^en ebensogut wie a^ den Lögdingen 
vertreten sehen. Schon am 6ulat>inge des Jahres 934 weiss die 
Eigla gleichzeitig mehrere Lögmänner anwesend, und die gleiche 
Erscheinung widerholt sich in den Berichten über den zwei Jahr- 
hunderte später spielenden Process gegen SigurS Hranason. Da- 
bei scheint es aber auch noch im 13. Jahrhunderte zunächst sein 
Bewenden gehabt zu haben, denn das oben erwähnte Gesetz von 
1224 nennt am BorgarI>inge eine Mehrheit von Lögmännem als 
mitwirkend bei seiner Entstehung, obwohl dasselbe nur für Vikin 
zu gelten bestimmt war, ^) und die Berichte über den Herrentag 
zu Bergen vom Jahre 1223 lassen an diesem 9 Lögmänner auf- 
treten, von welchen 3 den ^roendalög, dagegen je zwei dem Gula- 
Mnge, der Landschaft Yikin und denüpplönd angehörten.*) Man 
hat zwar vielfach geglaubt diese Ziffern mit der Zahl der später 
vorkommenden» Lögmannsbezirke in Verbindung bringen zu sollen, 
indem man die drei Lögmänner aus den ^rcendalög auf das eigent- 
liche FrostuI>iDg, auf Hälogaland und auf Jämtaland, die beiden 
aus dem Gulal>inge auf dessen beide Hälften beziehen wollte, 
welche späterhin wirklich selbstständige Bezirke bildeten, u. dgl. m. ;') 
indessen wird uns keineswegs gesagt, dass mit den 9 zu Bergen 
erschienenen Männern die Zahl aller im Reiche vorhandenen Lög- 
männer erschöpft gewesen sei, und wenn von dem einen vod ihnen 



1) Norges gamlc Love, I, S. 448. 

2) Hakonar s. gamla, cap. 86, S. 325; Flbk, Bd. IN, S. 53. Wie 
Hertzberg, Grandtrsekkene, S. 169, aus diesen Qnellenstellen 11 Logmanner 
heransbekommt, verstehe ich nicht. 

3) vgl. Munch, Bd. III, S. 193-4, und S. 652-4; Keyser, S. 173; 
Fr. Brandt, S. 109, 
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ges^t wird, er sei „lögmafir af Rygjafylki" gewesen, von einem 
zweiten, er habe die „lögsogn anstr fra Svinasnndi^^ gehabt, oder 
von einem dritten , er sei „ä Hei&mörk*^ angesetzt gewesen , so 
möchte man hieraus weit eher auf kleinere, etwa mit den Volk- 
landen zusammenfallende Bezirke schliessen, wie denn auch unter 
den ^roendalög, welche allein 3 Lögmänner zum Herrentage 
schicken, kaum mehr verstanden werden kann als die Landschaft 
Drontheim. Sehr aufTällig bleibt nun freilich, dass das Landrecht 
des König Magnus lagabcetir nicht nur an den alten 4 Ding- 
bezirken festhält, und dieselben sogar über das ganze Reich mit 
alleiniger Ausname von Hälogaland, Jämtaland und Herjardab 
erstreckt, sondern auch von dem Nebeneinanderbestehen mehrfacher 
Lögmänner innerhalb eines und desselben Dingverbandes gänzlich 
schweigt, vielmehr von diesen stets in einer Weise spricht, welche 
vermuthen lassen möchte, dass immer nur ein einziger Lögmann 
im Dingbezirke vorhanden gewesen sei; ^) indessen erklärt sich 
die Sache immerhin, wenn man annimmt, dass das Gesetzbuch 
stillschweigend voraussetzte, dass altem Brauche entsprechend 
einerseits am Lögdinge immer nur derjenige Lögmann die leitende 
Rolle spielen werde, zu dessen Bezirk die Dingstätte des Lög- 
dinges gehörte, und andererseits die ausserhalb des Lögdinges zu 
verrichtenden Functionen immer nur von demjenigen Lögmanue 
ausgeübt werden würden, in dessen Bezirk dieselben im gegebenen 
Falle auszuüben waren. AUmälig erst, seit den letzten Jahren 
des 13. Jahrhunderts etwa, begann der Brauch aufzukommen, für 
jeden einzelnen Lögmannsbezirk auch ein eigenes lögl>ing halten 
zu lassen, und wurden in Folge dessen die alten Dingverbände 
in eine grössere Zahl von „lögmannsdoemi^^ mit je ihrer eigenen 
Dingstätte zerlegt. Die Urkunden des 14. und 15. Jahrhunderts 
wissen nunmehr von einem Steigar{)inge , Jämtamöt und Frostu- 
t>mge für Hälogaland, Jämtaland und die J>roendalög zu berichten; 
innerhalb der alten 6ula{)ingslög tritt neben das GulaMng ein 



1) vgl. Manch, Bd. IV, 1, S. 499—500; Keyser, S. 173. 
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Ögvaldsne^^Mng 1 dessen Lögmann allenfalls auch von Stafangr, 
dem Rygjafylki oder der AgSasiSa seinen Namen führt; in den 
Hochlanden kommt neben der alten Dingstätte zu EiSsvellir eine 
neue zu Hamarr auf, und findet sich bald ein Lögmann „ä Upp- 
löndum" von einem solchen „ä HeiSinörk" unterschieden, bald 
der zwiefache Bezirk einem und demselben Logmanne anvertraut; 
innerhalb des alten BorgarI>inges endlich scheidet sich nunmehr 
ein Pors- oder Bagahölmsl>iug aus, fiir welches auch die Be- 
zeichnung Vikins lögmannsdoemi gilt, und andererseits ein Skifiu- 
l>ing, während das zwischen beiden in Mitte liegende Borgarl>ing 
gleichfalls als eigener Lögmannsbezirk fortbesteht, und allenfalls 
anch noch zu Oslo und zu Tünsberg besondere Lögmannsbezirke 
ihren Sitz haben, bezüglich deren nur freilich zwischen der auf 
die Stadt und der auf das Land bezüglichen Gewalt schwer zu 
scheiden ist. Noch eine Bearbeitung des gemeinen Landrechts in 
dänischer Sprache, welche, in AM. 94. in 4*° erhalten, etwa dem 
letzten Viertel des 16. Jahrhunderts angehören soll,*) dann auch 
das norwegische Gesetzbuch König Christians IV. vom Jahre 1604 *) 
enthalten Aufzählungen der im Reiche bestehenden Lögmanns- 
bezirke und Dingstätten, welche nur in einzelnen Punkten unter 
sich und von den obigen Angaben abweichen; ich sehe mich 
aber um so weniger veranlasst auf eine eingehendere Erörterung 
dieser späteren Verhältnisse hier mich einzulassen, als dieselben 
nicht nur zeithch über die mir gesteckten Grenzen hinausfallen, 
sondern auch sachlich zur Aufklärung der inneren Geschichte des 
norwegischen Gesetzsprecheramtes' nur wenig beitragen. 

Das Bisherige wird genügt haben um zu zeigen, wie der 
Schluss des 12. Jahrhunderts, in welchem sich der üebertritt des 
Gesetzsprecheramtes aus dem Dienste der Bauerschaft in den 
Eönigsdienst vollzog, den entscheidenden Wendepunkt in der Ge- 
schichte desselben bildet, wenn auch der Natur der Sache nach 



1) vgl. Kong Christians den Fjerdes Norske Lovbog af 1604, edd. Hai- 
lag er nnd Brandt, S. 7, Anm. 1, und S. VJII, Anm. 1 der Vorerinnemng. 

2) Tingfare B., cap. 1, 



— 64 — 

nicht alle CoDseqnenzea jeuer Wandolung schon in d«n uächsten 
Jahren nach deren Eintritt sich bemerkbar machen. Seitdem er 
des Königs Diener geworden ist, wird der Lf^mann von diesem 
seinem Herrn benützt, um Schritt vor Schritt die alte Volks- 
gerichtsbarkeit ZD tintei^aben, und neben der Befestignng und 
Umbildung des Sjsselmannsamtes ist es gerade die weitere Ent- 
wicklung seines Richteramtes, welche erfolgreich in solcher 
Richtung wirkt. Während an den unteren DingTersammlnngen 
vordem die Glesammtheit der Dingleute die Urtheile gefällt hatte, 
finden wir bereits im gemeinen Laudrecht des König Magnus 
lagabcetir die Vorschrift, dass in einer Reihe von Fällen der 
Betrag der zn erlegenden Busse durch den Sprnch von 6 oder 
12 verständigen Männern festgestellt werden solle, welche zn 
diesem Behnfe von dem Richter (rettari) zu ernennen sind; ') 
die grosse Verordnung des König Eirik Magnüssou von 1280 
aber weist vollends in ihrem §. 28 des Königs Beamte (ombofis- 
menn) an, in allen Sachen, welche an das Leben, die Gliedmassen 
oder andere schwere Strafen gehen, zur Findung des Urtheils 
12 nnpartheiische Männer za ernennen, welche dann bei Seite zu 
treten und über ihren Spruch sich zu einigen haben, irahrend 
die übrigen Dingleute diesen nur noch durch Handsnfheben (meS 
löfataki) bestätigen sollen. *) Wer dabei unter dem Richter oder 
dem kgl. Beamten zn verstehen sei , erhellt aus einer Rand- 
bemerkung in einer Handschrift des Landrechtes, welche um die 
Mitte des 14. Jahrhunderts geschrieben ist; die Vorschrift der 
Verordnung von 1280 wird hier in der Art eingestellt, dass zu- 
uüchst dem Li^manne, in dessen Abwesenheit aber dem Syssel- 
manne die Ernennung übertragen wird.') Damit war aber für 



1) LandsIBg, Hannh., §. 5, 12, 14, 15, 19, 20, 21. 

2i NorgCB gamle Love, Ilt, nr. I, S. 9-10. 

8) Landslög, Mannh. g. 17, S. 63, Anm. 30. WirkUch legen zwei 
Verordnungen aas den Jahren 1308 and 1318 dem Lögmanne and demSyseel- 
tnaunc pnn7 gleictimäasig den Namen und Beruf eines rettari bei, nur da** der 
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das heraSsI>iDg eine Einrichtung eingeführt, welche fiir das log- 
|>ing in der lögretta bereits von Alters her bestanden hatte, und 
welche mit dem Schöffenthume unseres deutschen Mittelalters die 
grosste ^nlichkeit zeigt; die ürtheilsfindung war, wenn auch 
nicht formell, so doch materiell, der Gesammtheit der Dingleute 
entzogen und in die Hand eines engeren Kreises von Personen 
gelegt, welche von des Königs Beamten ernannt waren. Weitere 
Fortschritte auf der gleichen Bahn, wenn auch in etwas ver- 
schiedener Richtung, bezeichnet sodann eine Verordnung des 
Königs Häkon Magnüsson vom 17. Juni 1308.') Dieselbe hebt auf 
der einen Seite die uralten Würden des Jarles und Landherren 
für alle Zukunft auf, und beseitigt damit die, unserem Feudal- 
wesen einigermassen vergleichbare, auf selbstständigerer Grund- 
lage ruhende ißmterverfassung der älteren Zeit; auf der anderen 
Seite aber beschäftigt sie sich eingehend mit der Organisation 
des Lögmanns- und Sysselmannsamtes , und befestigt somit die 
neuere, durchaus auf das Königthum gestützte iEmterordnung, 
welche an die Stelle jener ersteren zu treten hatte. Abgesehen 
von einer oben schon erwähnten pecuniären Aufbesserung der 
Lögmänner*) wurde jetzt bestimmt, dass der Lögmann fortan 
den Sysselmann auf den Rundreisen begleiten solle, welche dieser 
zu machen hatte um sich bei den Sitzungen der verschiedenen 
Gaugerichte seines Bezirkes einzufinden; damit war aber einer- 
seits den Leuten sehr erleichtert, ihre Rechtssachen bei demselben 
anhängig zu machen, soferne sie nun nicht mehr genöthigt 
waren, den Lögmann an seinem eigenen Wohnorte aufzusuchen, 
und war andererseits diesem Beamten auch auf die ürtheilsfällung 
der Dingleute selbst ein, wenn auch nur moralischer*, Einfluss 
verschafft, soferne diese fortan in Gegenwart desjenigen Beamten 
ihr Urtheil zu sprechen hatten, welcl^er nicht blos von Amts- 
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wegen Jen Credit besonderer Recttekenntniss beansprQchen dnrfte, 
sondern auch für den Fall eines Zuges an das l5g{>ing berufen 
war, in der zweiten Instanz das entscheidende Wort zn sprechen. 
Weiterhin sollten die Ldgmänaer sowohl als die Sysselmänner 
sich in jedem Jahre wenigstens einmal persönlich beim Könige 
einfinden, und mindestens 2 Tage lang an dessen Hof aufhalten, 
um hier über die Zustände ihres Bezirkes Vortrag zu erstatten, 
wobei sie zn besserer Information des Königs angewiesen waren, 
ihre Berichte und Anträge bereits in schriftlicher Fassung mit- 
zubringen; iiberdiess sollten alljährlich je zwei königliche Com- 
roissäre in jedes Drittel des Reichs geschickt werden, um die 
Amtsführung der verschiedenen Bediensteten innerhalb jeder ein- 
zelneu Provinz zu prüfen. Beides Bestimmungen, welche, an be- 
kannte Einrichtungen des Frankenreiches erinnernd, darauf ab- 
zielten in der Person des KÖn^s die gesammte Reicbsregierung 
zu concentriren, während diese vordem mit grösster Selbstständig- 
keit von den Bauern selbst und der an ihrer Spitze stehenden 
Aristokratie innerhalb der einzelnen Gaue, Volklande nnd Ding- 
bezirke geführt worden war. Endlieh macht sich aber jetzt auch 
Ixtreits der herannahende TJebergang zur Scbriftlicbkeit im Ge- 
richtswenen und im gesammten Dienst« der Beamten bemerkbar. 
Eh wurde bereits gelegeutlich des Siegels gedacht, welches nach 
der Verordnung von 1280 von jedem Lögdinge geführt, und allen 
Ausfertigungen beigedrUckt werden sollte, welche sich auf hier 
erledigte Geschäfte bezogen,') Die Ausfertigung von Gerichta- 
bricfeji scheint hiemach am Lögdinge wenigstens schon vor der 
Verordnung aus dem Jahre 1308 üblich gewesen zu sein; aber 
doch kam erst durch diese letzte die Schreiberei in den Gerichten 
recht in die Höhe. Der Lögmann sowohl als der Sysselmann 
sollte sich fortan je einen eigenen Schreiber (klerkr) halten, 
welcher jedoch dem König einen Diensteid zu schwören hatte. 
Wenigstens einer dieser beiden Schreiber sollte bei jenen Rund- 
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reisen mitgenommen werden, nm die sämmtlicben von den Ding- 
leuten gefällten Urtheile und vom Logmanne erlassenen Ent- 
scheidungen aufzuzeichnen; neben den einzelnen Gerichtsbriefen 
aber, welche unter des Lögmannes Siegel ausgiengen, sollte der 
Sysselmann auch noch alle Urtheile und Sprüche in ein eigenes 
Heft (kvaterni, d. h. quaternio) eintragen lassen, welches augen- 
scheinlich dazu bestimmt war die Stelle unserer Gerichtsprotokolle 
zu vertreten. Wenn ferner schon eine Verordnung vom Jahre 
1273 *) bestimmt hatte, dass der Sysselmann Todtschläger, deren 
Tbat einigermassen entschuldbar schien, mit einem Berichte über 
die näheren Umstände, unter welchen das Verbrechen begangen 
worden war, an den König einschicken solle, so wurde ihm jetzt 
zur Pflicht gemacht, alljährlich ein Verzeichniss aller Personen, 
welche im Verlaufe des betreffenden Jahres innerhalb seines Be- 
zirkes getödtet worden waren, an den König einzuschicken, unter 
genauer Angabe der näheren Umstände der That, und diese Be- 
richte geben, soweit sie uns erhalten sind, die merkwürdigsten 
Aufschlüsse über die Culturzustände des geringeren Volkes in 
Norwegen während der betreffenden Zeit.*) Man sieht, der mo- 
derne Beamtenstand mit seiner ganzen geschäftigen Vielschreiberei 
fangt bereits am Beginne des 14. Jahrhunderts an in Norwegen 
seinen Einzug zu halten; die Umbildung aber des Gesetzsprecher- 
amtes stellt sich, wenn auch nicht als das einzig massgebende, 
so doch als eines der bedeutsamsten Momente in jenem Ent- 
wicklungsgange dar. 

Gerade die Umgestaltung, welche das Gesetzsprecheramt in 
Norwegen seit dem Schlüsse des 12. Jahrhunderts zu erleiden 
gehabt hat, muss aber ^uch im Auge behalten werden, wenn 
man den gewichtigsten Einwand beseitigen will, welcher gegen 
die Ursprünglichkeit dieses Amtes in der norwegischen Verfassung 
geltend gemacht zu werden vermag, und welcher sich auf die 
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au^Uige Schweigsamkeit der Quellen über die Lögmänner bis 
über die Mitte des 12. Jahrhnndertii herab, und deren haüßge 
NennnDg in den die spätere Zeit behandelnden Geschichtswerken 
und Rechtsquellen gründet. *) In erster Linie wird man sieb 
freilich daran zn erinnern haben, dass uns erst Ton der Mitte 
des 12. Jahrhundert» ab gleichzeitige Änfzeichnni^en über die 
Geschieht« Norwegens zu Gebot« stehen, wogi^en die sämmtlichen 
Berichte über die ältere Zeit nur auf Grund mündlicher Ueber- 
liefemngen, nnd überdiess mit wenig bedeut«nden ÄusD&men von 
isländischen , nicht von norw^ischen Verfassern aufgezeichnet 
worden sind. Ka wird schon von hier ans sehr begreiflich werden, 
dass die auf das 10. and 11. Jahrhundert bezüglichen Kdnigs- 
sagen eine weit weniger concrete Färbung zeigen , als dieses bei 
der Sverrissaga und Hakonarsaga ens gamla, oder auch schon 
bei jenen etwas weiter hinauf reichenden Sagen der Fall war, 
für welche bereits die Werke Eirik Oddsson'a und anderer Zeit- 
genossen ZD Gebot standen, und dass ebendarum in jenen xnmal 
auch eine genaue Bezeichnung der einzelnen gelegentlich auf- 
tretenden Persönlichkeiten nach Stand und Würde weit weniger 
zn erwarten ist als in diesen. Wir werden ferner insbesondere zn 
beachten haben, das» über Gerichtsverhandlungen, welche doch 
die nächste Gelegenheit zu einer Erwähnung von Lögmänneru 
bieten mnssten, aus jener alteren Zeit überhaupt nur zwei Be- 
richte vorliegen, welche denn aneh beide richtig derselben ge- 
denken, nämlich der Beriebt Aber den Process des E^ill Skalla- 
grimsson und der andere über den gegen SigurÖ Hranason, 
nnd ebenso werden wir nicht vergessen dürfen, dass unsere 
Rechtsbücher gerade über die Dingordnung nnr sehr ungenügende 
Angaben enthalten. Aber die Hauptsache wird immer bleiben, 
dass erst der üebertritt der Lögmänner in den Königsdienst, in- 
dem er deren Amt aus einem bäuerlichen zu einem königlichen, ' 
und aus einem absterbenden Institute zu einem emporstrebenden 
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machte, demselben hinreichende Bedeutung verlieh, um es die 
rege Aufmerksamkeit der Geschichtschreiber auf sich ziehen zu 
lassen, während zugleich die Gesetzgebung durch die Noth- 
wendigkeit, dasselbe in der neuen Richtung umzuprägen, veran- 
lasst war sich mit demselben eingehend zn beschäftigen, und die 
allmälich zahlreicher auftretenden Urkunden auch ihrerseits von 
dessen Existenz und Wirksamkeit reichliches Zeugniss zu geben 
im Falle waren. 



ZUM RECHTE 



DER 



ßONAE FIDEI POSSESSIO 



VON 



ALOYS VON BRINZ. 



Zum Rechte der bonae Mei possessio. 



» . -, ^.^ s.-' 



I. 

Die VorstelliiDg eines gedoppelten Eigenthnms, von den 
Glossatoren in ein dominium directum und utile, in Deutschland 
für gewisse Gruppen desselben als Ober- und Untereigenthum 
gefasst und als ein dominium divisum charakterisirt , ist trotz 
all ihrer Irrationalität noch nicht aus allen Köpfen verdrängt 
- nicht einmal der Romanisten , geschweige denn der Ger- 
manisten. Allein während Bartolus nur einen „gewissen 
doctor Aurelianus'* — der es seines Eigensinnes ungeachtet in 
der Literaturgeschichte zu keinem sicheren Namen gebracht zu 
haben scheint - als Widersacher wider sein Doppeleigenthum 
zu citiren hat, und dieses bis auf Thibaut's Versuche II, 3 
überhaupt wenig Anfechtung erfahren hat, vermag umgekehrt 
Windscheid als einen Gegner der heute herrschenden ratio- 
nalen oder puristischen Auffassung von den Romanisten nur 
Bruns zu nennen, der sich allerdings nicht scheut, etwas das 
die Anderen als „unjuristisch*', oder als eine „wissenschaftlich 
falsche, also unhaltbare Theorie** bezeichnen, „gesunden, prak- 
tischen Sinn** zu nennen (Holtzend. Rechtsencyklopaedie, 2. Aufl, 
S. 372. § 42), 
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In den Quellen faniien die Glossatoren nur utiles (iu rem) 
actiones, vindicationes, sowie die Thatsache vor, dass Leute, die 
wir scbnlgereclit nicht mehr Eigenthnmer nennen, wie z. B. den 
Emphyteiita, zuweilen domini heissen. Bauten sie darani ihr 
dominium utile, so m';gen sie dabei, wie Thibant fein be- 
merkt , den Unterschied Ton dominus weiteren und engeren 
Sinnes übersehen, und aus „Herren" vom Schla^^e der TJsn- 
frnctuare, Wegeberecht^ten (I. 15 § 8 quod vi aut clam 43, 24) 
Besitzer (1. 2 G. ubi in rem act. 3, 19) blindlings ein domininni 
engeren Sinnes dedudi-t haben. Denkbar aber bleibt, dass sie 
diesen Tlnterschied nicht sowohl übersehen , als nicht sehen ge- 
wollt haben, dass ihnen für ihre Vasallen, Emphjteuten und 
Superficiare eine vollere Yorstellung Bedürfniss war, als sie die 
Detailbefugniss des jus in re zu gewähren vermag, und dass 
sie dieselben als eine Art Eigenthümer schon concipirt hatten, 
als sie die Legitimation dafür in den utiles actiones und in dem 
dominus der 1. 12 in f. C. fundi patr. 11, 61 suchten oder fanden. 
Das wäre dann allerdings weniger schriftgelehrt, dafUr aber so 
wie Bruns meint, ein gewis-ser gesunder und practischer Sinn 
gewesen. Mit der EigenthumsTorstellnng waren die verschieden- 
artigen, über die vollste der Servituten — den Ususfructus — 
weithinansgehenden Proprietätsrechte des Vasallen , Superficiars, 
Emphyteata anf Einen Schlag erklärt nnd gerechtfertigt , und 
für offene Fragen, wie z. B. die, wem der Schatz anfalle, ein 
Boden gewonnen. Der historische Weg, auf welchem man z. B. 
aus der perpetua condnctio das dingliche, eigenthumsartige Recht 
des Erbpächters anf Grund uralter Pachtbedingang und prae- 
toriseher Mitwirkung hervorwachsen sieht , war noch nicht be- 
treten; allein angenommen, dass dieser so klar vor ihnen da 
gelegen wäre, wie nachmals vor Cujacius, oder doch vor 
Savigny und Rudorff, so würden sie vielleicht doch nicht 
darauf verzichtet haben, irgend ein dominium des Erbpäch- 
ters u. s. f. als das Ergebniss der ganzen Geschiebte auf- und 
hinzustellen, 




~ 75 — 

Dass die Glossatoren das dominium utile nicht so fast aus 
den Quellen entnommen, als in sie hineingelegt haben, ist eine 
Vermuthung, zu der uns auch der Gedanke an den bonae fidei 
possessor bewegt. Eine sicherer utiliter gewährte und aus- 
drücklicher ad proprietatis instar formirte actio als die Publi- 
ciana gibt es in den Quellen nicht; Proprietätsrechte von man 
kann sagen der kecksten Art kommen dazu; wenn man einiger- 
massen will, lässt sich auch finden, dass res ejus, seil. b. f. pos- 
sessoris ist; so weit — wirft einmal C ujacius hin — gehe die 
bona fides, dass in unzähligen Stellen dominus nicht den Eigen- 
thümer, sondern den b. f. possessor bedeute (ed. Prat. tom. VI. 
p. 1709 zu 1. 109 (110) D. V. s). Nichts destoweniger sehen 
wir diesen unter den Inhabern des utile dominium bei den Glossa- 
toren wie Postglossatoren nicht mitaufgefiihrt. Es mag hinzu- 
gefügt werden, dass auch bei den Späteren, so sehr im Uebrigen 
Zahl und Grenze schwankt, der b. f. possessor nur selten unter 
diesen Neben-, Nutz- oder üntereigenthümern erscheint. Bei den 
Späteren dient er gemeiniglich zu einer besonderen, übrigens 
auch schon auf die Glosse (zu 1. 49 D. v. s. 50, 16) zurück- 
gehenden ClassificiruDg : der des dominium verum et fictum oder 
verum et putativum. Ist es der Mühe werth zu fragen, warum 
denn bei der sonst so freigebigen Vertheilung des Eigenthums 
in directum nnd utile gerade der b. f. possessor so wenig bedacht 
wurde, so darf nicht iibersehen werden., dass das canonische 
Recht, indem es in der mala fides superveniens der b. f. possessio 
selbst ein Ziel setzte, auf die Taxirung des b. f. possessor ver- 
ringernd eingewirkt haben muss. Hätten noch alle Glossatoren 
und dann die Postglossatoren gleich den römischen Juristen in 
dem b. f. possessor einen Besitzer vor sich gehabt, der auch 
nach eingetretener Kenntniss der wirklichen Sachlage bei seinen 
einmal erlangten Gerechtsamen verblieb, so wären sie vielleicht 
hier nicht minder als beim Emphyteuta u. s. f. auf ein utile 
dominium als den Schlüssel zu jenen Gerechtsamen verfallen; 
go nun aber erschien der b. f. possössor, insolange er b. f. pos- 
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•essor war als EtgentliOmer , nactiber aber, da sich entdeckte, 
daf» er nicbt EigeDtbümer sei, nicht mehr ak h. f. possessor; 
in beiden Phasen hatte man ein Verhältniss Tor Angen, das ent- 
Mcbieden kein dominium ntile war: in der der bona fides oder 
des Irrthams ein dominiam directum, in der der erlangt«n 
wahren Einsicht einen malae fidei posaessor. In Betreff dessen 
WOB nicht mehr war, der gewesenen b. f. possessio, machte man 
sich keine Gedanken ; in Betreff ihrer Nachwirkungen war in den 
Quellen gesoi^. Obiges Raisonnement wird schon durch ^ein 
Scholion zu I. 1 § 1 D. servo corr. II, 3 (Bas. GO, 6, 1 § 1 - 
xai dijXo<; 6 loytOfiös) unterstützt. 

Ob nnn im römischen Rechte selbst ein utile dominiam für 
diejenigen Fälle begründet sei, in denen man ein solches seit 
den Glossatoren bis in unser Jahrhundert herab eiumüthig an- 
nahm, soll hier nicht in Frage gestellt werden; der Erw^iug 
dagegen, ob in den Quellen eiue Art Eigentham nicht gerade 
da enthalten sei, wo man gemeiniglich keines annahm, nnd um 
so woniger heute eines aniiimmt, — bei der b. f. possessio näm- 
lich — , sollen die folgenden Zeilen dienen. 

II. 

In 1. 49 D. V. s. 50, 16 Ulp. werden die Sachen, welche 

wir bona fide besitzen, als in bouis nosiris befindlich erachtet — 

Bonorum appellatio aut naturalis ant civilis est. 

Natnraliter bona ex eo dicuntur , quod beant , h. e. 

beatoa faciunt: beare est prodesse. In bouis auteni 

nostris compntari sciendnm est non aolum quae dominii 

nostri sunt, sed et si bona fide a nobis possidean- 

tur, vel Buperficiaria sint. Aeqne bonis adnumerabitnr 

fltiam 11 quid est in actionibus, petitionibus , persecn- 

tionibuH. Nam haec omnia in bonis esse videntur. 

/.ii den Worten et si bona fide a nobis possideantur be- 

gnil^l HJch die Glosse zu bemerken, Ahr? hier die bona nicht nnr 
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civiliter (rechtlich), sondern auch nataraliter zu verstehen seien. 
Uns ist hievon nur das Zugeständniss von Werth, dass sie 
rechtlich zu verstehen seien. Dass dem aber wirklich so sei, 
zeigt die ganze Umgebung, in der hier b. f. p. vorkommt ; denn 
dass dominium , superficies , actiones , petitiones , persecutiones 
Medien sind, vermittelst deren etwas rechtlich in's Vermögen 
gebort, oder dass die Dinge, welche den Gegenstand unseres 
Eigenthnms, unserer dinglichen und unserer Forderungs-Rechte 
bilden , uns rechtlich zugehören , ist ebenso ausser Frage , wie 
dass die b. f. possessio von derselben Art sein muss, wenn sie 
nicht ganz willkürlich unter fremdartige Dinge eingestreut 
sein soll. 

IiMsoweit liesse sich aufstellen, dass Sachen, die wir bona 
fide besitzen, in unsere rechtliche Habe zählen. Bekräftiget 
werden wir darin durch Stellen, womach Sachen, die der Erb- 
lasser bona fide besass, neben den superficiarischen und vecti- 
galischen Grundstücken in familiae herciscundae Judicium kommen 
(1. 10 D. h. t. 10, 2», und dem Legatar zur Sicherheit dienen 
(1. 5 § 9 cf. § 6 § 7 § 10 D. ut in poss. legat. 36, 4), — sowie 
durch Stellen, womach eine dos trotzdem, dass sie der Vater 
mit einer blossen res bona fide possessa bestellte und trotzdem er 
dotem profecticiam nur de suo geben kann, gleichwohl pro- 
fecticisch ist (1. 6 § 1 cf. 1. 5 § 5 D. j, d. 23, 3) — oder wor- 
nach das decretum D. Severi de rebus eorura qui sub tutela 
vel cnra sunt sine decreto non alienandis vel supponendis sich 
auch auf die in b. f. possessione der Pupillen und Mündel be- 
findlichen Güter erstreckt (1. 5 § 2 De reb. eorum 27, 9). Irgend 
ein „jus** in ea re schreibt Gajus 3, 166 dem b. f. possessor 
gleich dem Usufructuar zu; der' bona fide serviens ist operas dem 
b. f. possessor , jure" schuldig (1. 23 pr. in fin. D. r. v. 6, 1). Das 
Merkmal endlich, nach welchem wir eine Sache in bonis nostris 
haben: dass wir zur Erhaltung in ihrem Besitze durch exceptio, 
und zur Wiedererlangung nach ihrem Verluste durch actio be- 
wehrt seien {}. 52 D. a. r. d, 41, 1), macht uns zwar einiges 
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Bedenken; denn schlechtliin gegen Jeden steht nnserem b. f. 
possessor weder exceptio noch actio zu. Würde also 1. 52 be- 
sagen, dass wir nnr diejenige Sache in bonis haben , welche wir 
ohne unseren Willen rechtlich schlechthin keinem Anderen heraus- 
zngeben oder za belassen branchen, so wäre Antonius Faber 
in seinem Rechte, wenn er die Meinung, als ob der b. f. pos- 
sessor ein Bonitarier sei, als den sechsten in der drei und sech- 
zigsten Irrthümer-Dekade auffahrt. Allein, darf die 1. 52 cit. 
in dieser absoluten Bedeutung verstanden werden? Der Schärfe 
des Begriffes sagt es freilich sehr zu, dass in unser Vermögen 
nichts gehöre, als was schlechthin unanfechtbar und rechtlich 
unentreissbar mit uns verbunden ist; aber so viel Schärfe, als 
wir vom B^riffe dessen verlangen, was uns gehört, ist aach für 
den Begriff dessen zu verlangen, was uns nicht gehört, — wor- 
nach es dann kommen könnte, dass nach Schärfe des Begriffes 
die in unserer b. f. possessio befindliche Sache in unser Ver- 
mögen weder gehört, noch nicht gehört. Denn dass eine Sache, 
die wir mit Ausnahme eines Einzigen gegen Jeden in Anspruch 
nehmen und besitzen können, schlechthin nicht in unserem Ver- 
mögen sei, lässt sich nach Schärfe des Begriffes nicht denken; 
von ihr wird sich nur sagen lassen, dass sie nicht vollkommen 
in unserem Rechte, Vermögen, dass sie auf dem üebergange von 
der fremden zur eigenen Sache gelegen, und also ein weiterer 
Beleg dafür sei, dass in absoluter Schärfe auch auf dem Gebiete 
des Rechtes die Begriffe und Dinge nicht auseinandergehen. Be- 
denkt man auch, dass alles und jedes Vermögen zufalligem 
Untergang ausgesetzt und dass die Eviction ein Zufall ist, vor 
dem das Eigenthnm selbst (z. B. seitens etwaiger Pfandgläubiger) 
nicht sicher ist, so mochte die b. f. possessio zwar als ein Gut 
erucheilien, das um Eine Gefahr — Eviction durch den Eigen- 
ibümer -*- bedrohter, um dessentwillen aber nicht werthlos, und 
$iwmr dem Vermögen ist. Lautet doch eine andere Rechtsregel 
nur duhin, dass was evincirt wird, nicht dass was evincirt 
W^nlftn kann, in bonis nön est (1. 190 D. r. j. 50, 17); und 
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Wieder eine andere dahin, dass Sachen um deswillen, weil sie 
uns evincirt werden können, mittlerweile ihren Status nicht 
ändern (1. 205 eod.). 

Dürfen wir hiernach, mit so vielem gegen eins, annehmen, 
dass Modestinns in 1. 52 ein auch nur relatives Besitzesrecht als 
Merkmal des in honis esse aufstellte, die 1. 52 also vielmehr 
z. B. mit Ihering (Parallelismus zwischen dem wirklichen und 
putativen Eigenthum, Abhh. No. 2 S. 101) für, als mit A. Paber 
gegen die bonitarische Qualität der b. f. possessio citiren, so 
fragt sich nun des weiteren, als was wir uns dieses relative 
Besitzesrecht, oder in welcher Kategorie von Rechten wir uns 
die b. f. possessio zu denken haben. Ist nun von den mit ihr 
in 1. 49 cit. zusammengestellten Rechten nicht nur die Gruppe 
blosser Forderungen und Ansprüche (actiones, petitiones, perse- 
cutiones) ihr entgegengesetzt, und Eigenthum und jus in re als 
dominium und superficiaria von ihr unterschieden, so bleibt 
nichts übrig, als sie entweder schlechthin für sich, oder aber mit 
einer in der Justinianischen Compilation bestmöglich gestrichenen 
Grösse, nämlich mit dem in bonis tuum esse bei Gajus II, 41 
oder dem schon bei Theophilus zu § 3 J. libert. 1, 5 so ge- 
nannten „bonitarischen Eigenthum*^ in Verbindung zu denken. 

Wer diesen letzteren Weg betritt, wird nicht umhin können, 
unsere b. f. p. mit dem Eigenthume selbst, also mit einem Dinge, 
von dem sie nicht nur in 1. 49 cit., sondern im Justinianischen 
Rechte überhaupt so bestimmt, als die „fremde" und die „eigene" 
Sache unterschieden ist, in Verbindimg zu bringen. Wie jenes 
in bonis ejus esse bei Gajus ist sie zwar kein vollkommenes, 
hinwider aber auch kein blosses Nicht-Eigenthum. und was sie 
von jeher, so weit wir zurückgehen können, gewesen, das ist sie, 
wenigstens im römischen Rechte, geblieben. Denn an ihr hat 
sich, so viel wir seben, bis auf Justinian und unter Justiniän 
nichts wesentlich verändert. Namentlich konnte darum, dass 
jenes andere, verwandte, sagen wir stärkere, in bonis esse 
schliesslich durch 1. unic. C. de nudo jure Quiritium tollendo 7, 25 
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lo ToUkommenes und legitimes Eigenthum verwaDdelt worden ist, 
das ansrige nicht aufhören, ein nnvollkommenes , ill^times zn 
sein. Immerhin also würden wir uns dazu verstehen müssen, 
auch in unserer b. f. p. eine Art Eigenthnm, sagen wir geradezu 
ein bonitarisches Eigenthnm, und zwar auch noch nach Justi- 
nianischem Rechte als lebendes Wesen , nicht blos als Antiquität 
zu denken. — Wer aber, um seinen gewohnten Eigenthumsbegriff 
Yor derlei Störungen zu bewahren, und aus Liebe zum Ein&chen, 
die b. f. possessio als ein Ding für sich erachten und behalten 
will, erhält sie damit auch in der zwar von den Glossatoren 
her üblichen, allein dem genetischen Zusammenhange der Bechte 
Dud Rechtsgeschäfte zuwideren, von den merkwürdigen Znthatec 
der b. f. p. nichts erklärenden, zudem in den Systemen nirgends 
markirten oder gerechtfertigten Isolirnng. Denn einmal etwas 
Rechtliches muss sie den übrigen Rechten verglichen, gegenüber- 
gestellt, qualificirt, und — wenn sie nicht eine niedere Art des 
Eigenthums selbst ist — als irgend ein Viertes ausser dem 
Eigenthum, den jura in re und den Obligationen begriffen und 
systematisirt werden. 

Dass sie nun aber eine Art Eigenthum, und zwar boni- 
tarisches Eigenthum sei, möchte mit Folgendem weiter erhärtet 
werdon, als es schon in dem Bisherigen angezeigt liegt. 



III. 



I» l, 17 pr. und § 1 D. r. v. 6, 1 handelt ülpian von der 
Restitution im Vindicationsprocess , und citirt unter anderen 
Julian'scben Hätzen den, dass der Besitzer eines Sclaven unter 
der causa rai namentlich auch die durch diesen Sclaven (d. i. die 
durch Tödtung, Verwundung dieses Sclaven) erworbene l^s 
Aquiliae aatio herausgeben müsse: „Sed quod didt de legis 
Aquiliae actione, fügt Ulpian einschränkend bei, procedit, si post 
litem oontestAtam uaueapi t possessor, quia plenum jus incipit habere.^* 
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• 

Dadurch dass ülpian anderwärts dem b. f. posseösor zwar 
nicht direct Aquih'ae, wohl aber in factum actiouem ohne weiteres, 
nicht erst nach vorgängiger Usucapion einräumt (1. 1 1 § 8 1. 1 7 
D. ad leg. Aq. 9. 2), wollen wir uns hier nicht aufhalten lassen. 
Sprach Julian direct von legis Aquiliae actio, so mochte ülpian 
mit Fug bemerken : „Hier setzt Julian vorgängige Usucapion 
voraus"; denn direkt stund legis A. a, ja nur dem herus (domi- 
nus) zn. Um so wichtiger sind uns die Worte, mit denen Ülpian 
den Ausspruch begründet, dass der b. f. possessor nur nach voraus- 
gegangener Usucapion jene Klage könne restituiren müssen; näm- 
lich die Worte: quia plenum jus incipit habere. Denn da wir 
nach ülpians ausdrücklicher Voraussetzung einen Usucapions- 
besitzer, und sowohl nach dem im principium gegebenen casus 
( — si hominem qui Maevii erat emi a Titio — ), als darum weil 
der Beklagte dem Vindicanten restituiren muss, nicht etwa den 
bonitarischen Eigenthümer bei Gajus 2, 41, sondern unseren 
bonae fidei possessor vor uns haben, ist mit jenen Worten schon 
an und für sich erwiesen, dass letisterem ein unvollkommenes 
Eigenthum zugeschrieben worden ist. Denn da das „volle Recht", 
welches der b. f. possessor vom Augenblicke der vollendeten 
Usucapion an zu haben beginnt, undenkbar ein anderes als das 
Eigenthum ist, so kann auch das unvollkommene kein anderes 
denn ein unvollkommenes Eigenthum sein. Nimmt man hinzu, 
dass anderwärts die res bona fide possessa als in bonis des Be- 
sitzers befindlich erachtet ist (II.)j so kann es kaum mehr als 
gewagt erscheinen, wenn wir das unvollkommene Eigenthum des 
b. f. possessor ein bonitarisches Eigenthum nennen, unsere b. f. 
possessio also dem von den Unsrigen allein so genannten boni- 
tarischen Eigenthum bei Gajus und Theophil us an die Seite 
stellen. Bestünde hiegegen gleichwohl noch ein Bedenken, so 
müsste dieses, meinen wir, vor der Thatsache schwinden, dass 
dieselben Worte, mit welchen Ülpian die b. f. p. in volles Eigen- 
thum überleitet, auch für- die Vollendung des anderen boni- 
tarischen Eigenthums vorkommen: 

Brinz u. Maurer, Festgabe. ß 
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Gaj. 2, 41 — in bonia quidem tuis ea res effieitar, 

ex jure Q. vero mea perm&nebit, donec tu eam possi- 

dendo uaucapias: semel enim impleta usucapione proinde 

pleno jure iucipit i. e. et in bonis et ex jnre Q. 

tna res esse, ac si ea mancipata vel in jare cessa esset. 

Gaj. 3, 80. Neqne aatem bonorum possessorum, 

neqne bonorum emtorum res pleno jnre fiunt, sed in 

bonis efticinutur ; ex jure Quiritinm antem ita demum 

acquiruntur, si nsucapiuntur. 

Daraufhin berücksichtiget dürfte das Corpus Juris noch 

weitere Belege liefern. Cujacius beruft sieb dafür, dass selbst 

meum, tuum esse für Sachen des b. f. possessor gebraucht sei, 

vielleicht nicht mit Unrecht auf 1. 27 § 1 D. nox. act. 9, 1 coli. 

I. 8 D. interrog. 11, 1 (Tract. ad Afric. VI. 1. 28 D. nox act. 

9, 4); darin dass meum esse und in bonis esse abwechselnd tür 

dieselbe Habe (des b. f. possessor) gebraucht wird, liegt vielleicht 

der Schlüssel zu 1. 16 § 2 D. evict. 21, 2, wiewohl sie Haschke 

„zur Pandektenkritik" (S. 57 ff.) in ganz anderer Weise zu er- 

schliessen versucht hat. Dieser Stelle und dem Huschke'schen 

Befunde näher nachzugehen, ist einem anderen Orte und einer 

anderen Feder vorbehalten. 



IV. 

Dafür, dass unsere b. f. possessio mit dem allein so ge- 
naiinteu bouitarischeu Eigenthum zusammen und als zu derselben 
Begriffs- und Ilechtsgattung gehörig zu denken sei, würde nichts 
mehr sprechen, als wenn nicht nur unsere bonae fidei possessio 
als ein in bouis esse, sondern umgekehrt auch das entschieden 
bouitarische Eigeutbnm als bonae fidei possessio vorkäme. An 
und für sich soheiut das nicht nnmSglich. Tor allem ist nicht 
zu veikt^nen, dass dieser bonitarische Eigenthflmer seinem all- 
i;euieiut>ii Wt-sfu nach possessor ist, and so denn auch tmter dem 
Niiineu püssi'MsiT vorkommt. Ein entschieden bonitarischer Eigen- 
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thümer ist nicht nor wer rem mancipi durch blosse TraditioD, 
sondern auch wer was immer auf Grund blos magistratischer 
Auctorität erwirbt (Gaj. 3, 80 1. 14 § 1 D. relig. 11, 7); er aber 
ist nnd heisst auch possessor (Gaj. 3, 80). Ein mangels in jure 
cessio etc. blos bonitarisch erworbenes jus ususfructus heisst 
possessio im Gegensatze zu dem legitimen (1. 3 D. si usfr. pet. 7, 
6 cf. Vat. fr. 47). Unmöglich nun aber ist eine solche pos- 
sessio, was deren Herkunft oder Ableitung von dem Vormanne 
anlangt, malae fidei possessio: quomodo enim mala fide emisse 
videtur, qui a domiuo emit? (1. 8 D. pro emt. 41, 4) was bleibt 
übrig, als dass er bonae iidei possessor sei? Der possessor ist 
hier nur nicht im Irrthum, aber nichtsdestoweniger im Glauben. 
Vielleicht war auch das eine bona fides, dass man im Vertrauen 
auf das volle Recht und die Auctorität des bisherigen Besitzers 
von der Mancipations- oder sonstigen Rechtsformlichkeit Umgang 
nahm — wie man ja auch auf dem Obligationengebiet bona fide 
gerirte, indem man von formalen Contracten abstrahirte; zu 
wissen, dass man eine fremde Sache besitzt ist nicht überall 
mala fides (Gaj. 2, 52 — 64), geschweige denn das Wissen, dass 
der eigene auctor noch halbwegs (ex nudo jure Quiritium) Eigen- 
thümer ist. Der Irrthum schliesst den Glauben nicht aus und 
macht ihn nicht aus. 

Eine Stelle nun, in welcher der allein so genannte boni- 
tarische Eigenthümer wirklich als b. f. possessor erscheint, könnte 
auf das erste Ansehen in Gajus 3, 166 gefunden werden; denn 
heisst es hier, dass qui nudum jus Quiritium in servo habet, 
licet dominus sit, minus tamen juris in ea re habere intellegitnr, 
quam usufructuarius et bonae fidei possessor — so möchte man 
unter diesem b. f. possessor auch den Inhaber der bonitarischen 
Eigenthumsh'alfte denken, da dieser ja doch auch ein jus in ea re 
hat, und zwar noch bei weitem mehr als der Usufructuar und 
unser b. f. possessor (Gaj. 2, 88). Allein bei näherem Betracht 
ist nicht zu verkennen, dass jener Bonitarier schon zuvor, unter 
den Personen quae in potestate sunj^ absolvirt ist (§ 3, 163 cf. 

6* 
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Gaj. 1, 54). üeberhaupt scheint Gajus die beiderlei Bonitarier 
sprachlich durchweg auseinandergehalten zu haben. 

Unmöglich dagegen kann der b. f. possessor in ]. 14 § 1 
D. de religiosis 11, 7 unser heutiger, die Sache vom Nondominus 
herleitender b. f. possessor sein. 

Si colonus vel inquilinus sit is, qui mortuus est, 
nee sit unde funeretur, ex invectis illatis eum funeran- 
dum Pomponius scribit ; et si quid superfluum remanserit, 
hoc pro debita pensione teneri. Sed et si res legatae 
sint a testatore, de cujus funere agitur, nee sit unde 
funeretur, ad eas quoque manum mittere oportet. Satins 
est enim de suo testatorem funerari , quaua aliquos 
legata consequi. Sed si adita fuerit postea hereditas, 
res emtori au ferenda non est, quia b. f. possessor 
est et dominium habet, qui auctore judice 
comparavit. Legatarium tarnen legato carere non 
oportet, si potest indemnis ab berede praestari; quod si 
non potest, melius est legatarium non lucrari, quam 
emtorem damno affici. 
B. f. possessor heisst hier der Käufer, an welchen zur 
Deckung der Leichenkosten und unter obrigkeitlicher Er- 
mächtigung aus der hereditas jacens des verstorbenen Pächters, 
Miethmannes verpfändete oder pfändbare Fahrniss, oder aus sonst 
einer liegenden Erbschaft vermachte Sachen verkauft sind. Dass 
dieser Käufer in dem gewöhnlichen Sinne, als ob er ohne es zu 
wissen von einem Nondominus gekauft habe, b. f. possessor heisse, 
ist vornherein undenkbar; denn die Sachen, die er kauft, gehören 
zu der Erbschaft, aus der er sie kauft. Aber auch in dem ver-wandten 
Sinne, als ob er, ohne von dem Pfandrecht und dem Vermächtniss 
zu wissen, die verpfändeten und vermachten Sachen gekauft habe, 
kann er nicht b. f. possessor genannt sein , weil es praktisch 
gleichgiltig war, ob er davon gewusst, oder nicht. Die Frage 
war, ob Käufer nach Antritt der Erbschaft das Gekaufte be- 
halten, oder, etwa gegen Ersatz, wieder herausgeben müsse; hie- 
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bei kam darauf, ob Käufer vom Pfandrecht etc. gewusst, nichts 
an; denn er hatte auctoritate judicis gekauft. Ueberhaupt kann 
mau einen Besitzer, um zu begründen, dass ihm die Sache nicht 
abzunehmen ist, wie in der That geschieht, nicht b. f. possessor 
im gemeinen Sinne nennen; denn diesem kann ja die Sache, in 
der Regel wenigstens, abvindicirt werden. Schon darnach musste 
diesmal unter dem b. f. possessor an einen Besitzer gedacht 
werden, dem nicht abvindicirt werden konnte; und von dieser 
Art war der sog. bonitarische Eigenthümer, der im Gegensätze 
zum nudum jus Quiritium rem in bonis hatte. Zum üeberflusse 
heisst es nun aber auch noch: quia b. f. possessor est et do- 
minium habet, qui auctore judice comparavit. Da heisst Einer 
b. f. possessor, dem zugleich Eigenthum zugeschrieben wird. 
Undenkbar würde ihm dominium zugeschrieben, wenn er b. f. 
possessor im Siime des a non domino Besitzenden wäre. Kann 
nun bewiesen werden, dass anderseits das dominium, welches ihm 
beigelegt wird, nicht das vollkommene, sondern bonitarisches 
Eigenthum ist, dann muss der bonae fidei possessor unserer 
Stelle bonitarischer Eigenthümer in Gajus Sinne sein. Der Be- 
weis liegt aber 1) in 1. 137 D. r. j. 50, 17 Qui auctore judice 
comparavit bonae fidei possessor est. Unmöglich kann blos b f. 
possessor genannt werden, wer plenum dominium erwirbt; — 
2) in Gaj. 3, 80; bekommen die bonorum possessores und em- 
tores die Sachen nur in bonis, und ex jure Q. erst mit erfolgter 
Usucapion, so kann dies seinen Grund nur darin haben, dass ihr 
Erwerb nicht Jus, geschweige jus Quiritium, sondern nur den 
Magistrat (imperium mixtum) zur Grundlage hat. Ist nun aber 
bewiesen, dass der magistratisch ermächtigte Käufer nur boni- 
tarisches Eigenthum erwirbt, so liefert 1. 137 cit. zugleich die 
Probe, dass ein solcher Eigenthümer auch bonae fidei possessor heisst. 
Aber wozu denn die doppelte Rechtfiertigung , quia b. f. 
possessor est et dominium habet? wozu namentlich die Hervor- 
hebung, dass er b. f. possessor ist, da doch im Eigenthum der 
entscheidende Grund des Behaltendürfens liegt? Stünde schon 



hier in Frage, wa< erst am Scblaas der Stelle folgt: dass nach 
Antretang der Erbschaft wenigstens der Legatar za seiner Sache 
komioea müiise, jedoch nnr dann wenn der Erbe den Eäoier 
schadlos zu halten rermdge — dass also der Käofer keines&Us 
unentgeldlich za restitairen branche : so könnte der Käufer spe- 
ciell als Beklagter and zar Begründung, dass er nur mit Ein- 
schränkung resHtairen müsse, h. i. possessor genannt sein; dann 
wilrde diese Bezeicbnnng kaum irgend etwas für unsere Fr^e 
bedeuten. So nun aber stehen die Worte lediglich zur Be- 
gründung der res emtori non auferenda da und können jene blos 
prozessualische Function nicht haben. Da bleibt denn nidita 
anderes übrig als dass der Weg vom Allgemeinen zum Besonderen 
genommen sei; dass der Jurist den Käufer bei der Sache erhalten 
wissen will, weil er b. f. possessor und aber kein h. f. 
possessor von der Art derjenigen sei, die da dem Yin- 
dicanten restitniren müssen, sondern ein b. f. possessor 
von der stärkeren Art, die nicht zu restitniren brauchen 
nud darum die Sache absolut zu eigen haben ~ wie wenn 
es hiesse quia b. f. possessor est et is qnidem qni dominium habet. 

Ulpian lehnt in der 1. li § 1 rät. an PompoDius an. Von 
Pomponins stammt aber auch jene andere Stelle (1. 45 D. usur. 22, 1), 
nach welcher die sog. mere naturales frnctus „nee cujus übet bonae 
fldei possessoris" werden. Ohnedengrosseu Scharfsinn zu verkennen, 
mit welchem Windscheid diesen Worten die Bedeutung gibt, 
dass derlei Früchte keinem b. f. possessor zufallen, möchten wir 
„nicht jeden" doch für die getreuere Uebersetznng halten. Damit 
dürfte dann aber wieder innerhalb der b. f. possessio distinguirt 
und als diejenige, welche das Recht auf alle Früchte enthält das 
sog. bonitarisohe Eigenthum gemeint und ausgezeichnet sein ~ 
aber ohne dass Pomponins mit dieser Distinctiou in Betreff des 
Fruohterwerbs durchdrang. — 

In Frage scheint uns auch ). 7 §11 D. Publ. 6, 2 kommen 
lu müssen: 

Praetor ait: „qui bona fide emit". Non igitur omnis 



li k. 
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emtio proderit, sed ea quae bonam fidero habet. Proinde 
hoc sufiicit , me bonae fidei emtorem faisse, qaamvis 
non a domino emerim, licet ille callido consilio vendi- 
derit; neque enim dolus yenditoris mihi nocebit. 
Das Verhältuiss dieser Edictsworte (qui b. f. emit) zu denen 
in 1. 1 pr. eod. (Ait Praetor: „si quis id, quod traditur (Hnschke: 
traditum) ex jnsta causa non a domino et (Huschke: est) non- 
dum usucaptnm petet, Judicium dabo^'), so wie zu der Formel bei 
Gajus (4, 36 : I. E. Si quem hominem A. A. emit (et) is ei tra- 
ditus est anno possedisset, tum si eum hominem de quo agitur, 
ex j. Q. ejus esse oporteret" et reliqua) ist zuletzt von Huschke 
(das Recht der Publicianischen Klage, in Beziehung auf das in 
Aussicht stehende allgem. d. Civilgesetzbuch, Stuttg. 1874) be- 
sprochen. Ohne weiteres erblickt er gleich Rudorff und wohl 
Allen vor ihm in dem b. f. emtor des § 11 lediglich den gut- 
gläubigen Successor eines Nichteigenthümers , Tradition hinzu- 
genommen also lediglich unseren heutigen b. f. possessor, mit- 
hin das Gegenstück des „bonitarischen Eigenthümers". Von 
dieser Voraussetzung gelangt er mit Rudorff folgerichtig zu der 
Annahme, dass mindestens zwei NormaKormulare für die Publi- 
ciana bestanden haben : eines zu Gunsten des bonitarischen Eigen- 
thümers — und das sei die bei Gajus überlieferte Formel; das 
andere für den letzterwähnten b. f. emtor, possessor: und das sei 
mit den Worten qui bona fide emit in den Pandekten berührt, 
und in der Edictsclausel 1. 1 pr. monitorisch eingeleitet. 

Das Bedenken nun, 6b die Worte „qui bona fide emit'* in 
der That ein Formelstück gewesen seien, ist vorläufig von unter- 
geordneter Bedeutung; Huschke selbst setzt dieselben unver- 
merkt in ein Si quam rem A. A. bona f. emit um. Die Haupt- 
sache ist, dass ausser der Formel bei Gajus eine zweite für den 
gutgläubigen Successor des Nondominus bestanden habe, und dass 
mit dieser ebensowohl das qui bona fide emit in 1. 7 § 11 als 
das traditum ex justa causa non a domino in 1. 1 pr. in Ver- 
bindung stehe, und das scheint sowohl die Natur der Sache wie 
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den Wortlaut unserer Quellen für sich zu haben. Nichtsdesto- 
weniger ist auch das, und also die ganze Huschke-Rudorffsche 
Erklärung bedenklich. Fürs erste nämlich spricht und handelt 
Gajus 4, 36 in einer Weise, die den Gedanken, dass es der For- 
meln mehrerlei gegeben habe, nicht aufkommen lässt. Was er 
spricht geht dahin, dass die Klage tiberall nur für den gut sei, 
der ex justa causa bekommen und aber noch nicht nsucapirt habe 
(datur . . haec actio ei qui ex justa causa traditam sibi rem 
nondum usucepit eamque amissa possessione petit); was er thut, 
ist Aufstellung Einer Formel, und aber einer Formel, in welcher 
die beiderlei Lagen, in denen der justus possessor um direct vin- 
diciren zu können erst usucapiren müsste, — d. i. die beiderlei 
Fälle um derentwillen Huschke zwei Formeln aufstellt, zumal 
Raum haben. Denn justus possessor und usucapionsmässig ist 
sowohl der, welcher vom dominus aber unförmlich, als der, welcher 
vom Nondominus tradirt erhalten hat — sowohl der sog. boni- 
tarische Eigeuthümer als unser b. f. possessor. So steht die 
Sache bei Gajus. Steht sie in den Pandekten anders, nämlich 
dahin, dass aus ihnen sich eine Formel nur für unseren b. f. 
possessor ergibt, so wird man sich bescheiden müssen zu sagen, 
dass die Pandekten eine andere Formel ergeben als Gajus; zu 
behaupten, dass des Gajus Formel nur auf den Einen Fall (des 
bonitarischen Eigenthümers) gehe, und dass er überhaupt von 
mehreren Formeln nur Eine habe mittbeilen wollen, um der 
Pandekten willen, weil diese nur auf Einen Fall gehen, nun 
auch den Gajus einschräuken und an den anderen Fall binden, — 
scheint uns unzulässig. — Zum anderen dürften aber selbst die 
Pandekten nicht so durchweg für eine zweite Formel sprechen, 
als es den Anschein hat. Allerdings verweist uns die Proposition 
in 1. 1 pr. speciell auf den Fall, da vom Nondominus empfangen 
wurde. Allein sind wir denn sicher, dass die W^orte non a do- 
mino auch wirkliche Edictsworte waren? Hat die Interpolation 
vor Edicts- und Gesetzesfragmenten als vor etwas unberührbarem 
überall stille gestanden? Da durch die 1. unica C. de nudo jure 
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Qairitium tollendo der mangels Rechtsformlichkeit blos boni- 
tarische Eigenthümer legitim geworden, die üsucapion auf die 
Verwandlung des a non domino Empfangenen reducirt, und da- 
mit auch die Publiciana auf den üsucapionsbesitz a non domino 
beschränkt war, mochte der Compilator den nunmehrigen Stand 
der Dinge auch in der edictalen Proposition zum Ausdruck 
bringen wollen. Sollte ja doch alles was in den weiten Räumen 
der Justinianischen Sammlung an Jus, Gesetzen, Edicten u. s. f. 
zum Worte käme, nur der Ausdruck justinianischen Willens 
sein. Aber nicht nur die Sache und ihre Geschichte, sondern 
auch die Form der in 1. 1 pr. enthaltenen Edictsclausel be- 
günstiget den Gedanken an eine Interpolation. Denn sehen wir 
von dem non a domino ab, so lautet sie gerade so, wie sie, als 
Monitorium, vor der von Gajus mitgetheilten und im Edicte 
nach dem Monitorium enthaltenen Formel gelautet haben muss. 
Erscheint das Vindicationsobject in der Formel beispielsweise, 
als eine bestimmte Sache (quem hominem), so steht es in der 
vorhergehenden Ankündigung natürlicherweise generell (id quod); 
was ständig ist, die justa causa, die Tradition, und das nondum 
usucaptum, kommt hier wie dort gleichmässig zum Ausdruck: 
kurz, die Edictsclausel in 1. 1 pr. ist = der vor der Gajischen 
Formel zu denkenden Proposition -f ^^^ ^ domino, hat also in 
ihrem ständigen Inhalte einen als echt nachweisbaren Bestand- 
theil (id quod traditum ex juxta causa), und einen nicht als echt 
nachweisbaren Zusatz (non a domino). 

Es erübrigen aber noch die Worte qui bona fide emit, und 
da können wir uns nun zuvörderst dem ruhigen Glauben , dass 
unter denselben ausschliesslich an den gutgläubigen Successor 
eines Nondominus oder nur an unseren heutigen b. f. possessor 
gedacht sei, nicht hingeben. Vielmehr vermuthen wir, dass hier 
der b. f. emtor ebenso für zweierlei gutgläubige Käufer zu nehmen 
sei, wie manchmal der b. f. possessor für zweierlei gutgläubige 
Besitzer — für den anstatt mancipatione oder injurecessione ledig- 
lich b. f. negotio kaufenden Erwerber — und für den von einem 
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Nondominus erwerbenden Eänfer; womit denn eine weitere Be- 
stättignng dafür gewonnen wäre, dass auch der b. f. possessor 
doppelter Bedentnng föhig war, — nebenher aber umgekehrt ein 
weiterer Grund gegen die angebliche Duplicität der Publiciani- 
schen Klageformel. Wie darnach die Worte qui bona fide emit 
mit den beiden anderen Edictsresten in Verbindung zu bringen 
wären, musste erst noch gesucht werden. 

Dass nun aber die Worte qui bona iide emit schwerlich 
blos auf den gutgläubigen Successor eines Nondominus gehen, 
entnehmen wir dem sie begleitenden (Ulpian^schen) Commentar. 
Er lautet: 

Non igitur omuis emtio proderit, sed ea quae bo- 
nam fidem habet. Proinde hoc sufficit, me b. f. 
emtorem fuisse, qaamvis non a domino 
emerim, licet ille callido consilio vendiderit; neque 
enim dolus yenditoris mihi nocebit (l. 7 § 11 h. t.)- 
Ist , so viel den Kauf anlangt , nicht jedweder Kauf, 
nämlich nicht auch malae fidei emtio zur Publiciana ausreichend, 
so findet doch von hier ab (proinde) ein weiteres Erfordernies 
in Betreff des Kaufes nicht statt; genug dass dieser b. f. emtio 
sei; jedwede b. f. emtio ist genügend. Hiemit ist still- 
schweigend verworfen , dass nicht jedwede b. f. emtio für 
ausreichend zu erachten sei. Aber an was für eine b. f. emtio 
ist als nicht nicht ausreichend, oder als auch ausreichend 
dabei zu deuken? Das dünkt uns in den Worten quamvis non 
a domino emerim ausgesprochen zu sein; wenn Einer in dem i 

Sinne b. f. emtor ist, dass er von einem Nichtdominus gekauft, 
aber das nicht gewusst hat, so soll auch ihm publicianisch ge- 
holfen werden. Selbstverständlich wäre hiernach als der an- i 
dere b, f. emtor der andere Bonitarier (der zwar vom Domi- 
nus, aber b. f. negotio statt quiritisch gekauft hat), in dem suf- 
ficit me b. f. emtorem fuisse an beiderlei b. f. emtores, vor 
aüem aber an den bonitarischen Eigenthümer zu denken; im 
Gegensatze zu Huschke, der zunächst unseren b. f. possessor, 
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und erst hintendrein jenen bonitarischen Eigenthümer für berufen 
hält (a. a. 0. S. 8 unten), würden wir letzteren in der Publi- 
ciana wie in der nsacapio (Gaj. 2, 41 — 43) voranstellen und un- 
seren b. f. possessor hier wie dort darein gehen lassen. 

An Versuchen, diesen Worten des Commentars eine harm- 
losere Deutung zu geben, wird man es gewiss nicht fehlen 
lassen. Es genügt, wird man übersetzen, dass der Käufer von 
dem Nichteigenthum seines Auetors nichts wisse (d. i. b. f. emtor 
sei: 1. 109 D. v. s. 50, 16); diesen guten Glauben vorausgesetzt, 
mag er immerhin vom Nichteigenthümer gekauft haben: die 
Publiciana steht ihm gleichwohl zu. Allein von Erfolg wird ein 
solcher Erklärungsversuch doch wohl nicht begleitet sein. Denn 
bedeutet b. f. emtor in dem snfficit me b f. emtorem fuisse nur den 
a non domino kaufenden Käufer, so ist bereits ausdrücklich aus- 
gesprochen, dass der Auetor nicht Eigenthümer gewesen zu sein 
brauche; wird dies dann gleichwohl noch als eine besondere 
Concession hingestellt (quam vis non a domino emerim), so hat 
der Commentator entweder bereits wieder vergessen oder niemals 
gewusst was er gesagt hat, oder er setzt sich in Widerspruch 
mit seinem eigenen Worte. Ganz anders wenn der BegriiF des 
b. f. emtor dieselbe Duplicität enthielt wie der der b. f. pos- 
sessio, wie der Zweck und die Funktion der Usucapion und der 
Publiciana. Da geht der Commentator von der Negative, dass 
malae f. emtio nicht genügt, zu der Positive über, dass bonae 
fidei emtio genügt, und drückt thatsächlich aus, dass jede b. f. 
emtio genüge, indem er sagt, dass b. f. emtio auch dann ge- 
nüge, wenn (oder trotzdem dass) von einem Nichteigenthümer 
gekauft ist. — Fast dieselbe Ansholung des b. f. emtor wie in 
1. 7 § 11 konmit noch einmal und zwar abermals aus Ulpian in 
1. 27 § 1 D. ad leg. Jul. adult. 48, 5 vor. Er fragt, wem die 
in der lex Julia de adulteriis gegen den Ankläger eines Sclaven 
verhängte Strafe zu zahlen sei, da das Gesetz sich mit der be- 
liebten Bestimmung ad quem ea res pertinet begnüge, und ant- 
wortet, es falle darunter auch der b. f. emtor quamvis ab eo 
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onierit, qui doniiiiiis non est. Auch hier bekommt man yulen 
Sinn, wenn es der b. f. enitores zweierlei ^ibt; einen stärkereu, 
der a doniioo, eint-u scbwächeren, der a non doniiuo hat; etwas 
nichtssagendes dagegeu, wenn es lediglich a nou domiuo kaufende 
b. f. emtores gibt. 

Weiterbin wird mau una die schon sillegirtc Legaldefinition 
(1. lO'J D. V. 8.) entgegenhalten: iJonae fidei erator esse videtur, 
qui iguoravit eam rem ahenam esse, ant putavit eum qui ven- 
didit, jus vendendi habere — . In ihr ist anf den Käufer der res 
mancipi, der trotzdem dass er vom Dominus kauft, nicht (voller) 
Eigenthiimer wird, allerdings keine Rücksicht genommen. Allein 
durften, konnten die Justinianischen Pandekten auf diesen anti- 
quirten Fall Rücksicht nehmen? oder darf was gestrichen werden 
musste für etwas genommen werden, das nicht gesagt werden 
konnteV Zudem liefert aber das Corpus Juris selbst den Beweis, dass 
in der Definition der 1. 109, ganz abgesehen von den hier fraglichen 
Stellen und Fällen, nicht aller Begriff der bonae fidei enitio er- 
schöpft sei. Denn eiumal ist die bona fides des Käufers nicht 
überall blos Glaube an das Eigenthum oder die Vollmacht des 
Verkäufers, ao wie in der Pnbliciana und Usncapion nicht da-s 
ganze Interesse an dem guten Glauben des Käufers aufgebt. Da 
gibt es z. B, eine aqnae pluviae arcendae actio, bei welcher darauf 
ankoranit, ob der gegenwärtige Besitzer und Nachfolger dessen, 
von dem die verfängliche Dämmung oder sonstige Erdarbeit her- 
rührt, im „guten Glauben" — nicht an das Eigenthum, wohl 
aber — an seine eigene Schuldlosigkeit in Betreff jener Neuerung 
gekauft und erworben habe, indem nicht etwa er selbst noch zu 
derselben den Änstoss oder die Zustimmung gab (1. 7 pr. § 1 
1. 12 D. h. t, 39, 3 — socius ejus qni opns fecit, si ipse 
auctor non fnit — ); wohl falschlieh macht die Glosse aus 
dem b. f. emtor der I. 7 § 1 cit. einen simulatns emtor; — da 
gibt es ferner eine in integrum restitutio minoris gegen den 
dritten Erwerber (in rem), bei welcher darauf ankommt, ob dieser 
im guten Glauben — nicht an das Eigenthum seines Vormannea 
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sonflern — au die Unverfiiuglichkeit seioes Handels für den 
Minor war (1. 13 in fin. D. b. t. 4, 4 — qnamvis bona fide 
emtor est); — gerne hätte man selbst denjenigen, der dem 
(nicht interdicirten) Verschwender abkauft, einen malae fidei 
emtor genannt ; doch so weit ging man, wenigstens in Ansehung 
der üsucapion, nicht: 1. 8 D. pro emtore 41, 4. Eben diese 
merkwürdige weiter unten noch näher in's Auge zu fassende 
Stelle mahnt uns nun aber auch des weiteren, dass der Glaube 
nicht nothwendig Irrthum und Unwissenheit ist, dass auch der- 
jenige Käufer, welcher Eigenthum hat, an dieses glauben und 
b. f. emtor heissen kann. Quomodo enim mala fide emisse vi- 
detur, qui a domino emit? Kann er nicht mala fide gekauft 
haben, so muss er es bona fide gethan haben und b. f. emtor 
sein, trotzdem er Eigenthum erlangt hat, wie er in 1. 8 cit. denn 
auch trotzdem b'onae fidei emtor heisst. — Umfasst 1. 109 nicht 
den ganzen BegrifiF der b. f. emtio selbst des justinianischen 
Rechts, so kann sie zum Gegenbeweise gegen eine weitere Be- 
deutung derselben nach vorjustinianischem Rechte nicht dienen, 
Sie passt auf den b. f. emtor der justinianischen Publiciana und 
Üsucapion; für die vorjustinianische Publiciana and üsucapion 
ist sie zu enge. — 

Huschke beruft sich inmitte seiner Entwicklung auf das 
„antiquissimum jus bonae fidei possessoris*' in 1. 12 § 8 D. capt. 
49, 15 (S. 9), wo denn auch wirklich ein ,jus bonae fidei em- 
toris vetustissimum" zu lesen ist. 

Et si ignorans captivum, existimaus venden- 
tis esse redemit, an quasi usucepisse videatur sci- 
licet ne post legitimum tempus offerendi pretii priori 
domino facultas sit, videamus. Nam occurit, quod con- 
stitutio, quae de redemtis lata est, eum redimentis ser- 
vum facit, et quod meum jam usucapere me intelligi 
non potest. Rursum cum constitutio non deteriorem 
causam redimentium, sed si quo meliorem effecerit: per- 
imi jus bonaefidei emtoris vetustissimum 
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et iniquum et contra mentem constitntionis est; ideoque 
transacto tempore, quaiito nisi constitutio eum propriam 
fecisset, asucapi potuisset, nihil ex constitutione do- 
mini(o?) superesse, recte dicetur. 
Huschke erblickt hierin einen Beweis, dass das üsu- 
capions- und Publicianische Yindicationsrecht des b. f. pos- 
sessor älter sei als das des bonitariscben Eigenthümers, 
nimmt also hier wie sonst den bonae fidei emtor wie den 
b. f. possessor ohne weiteres einseitig, im Sinne der Legal- 
definition an. Allein vorausgesetzt, dass hier „bonae fidei emtor^^ 
die in Anspruch genommene Bedeutung habe: folgt daraus, dass 
das jus dieses b. f. emtor ein sehr altes ist, ein jüngeres Alter 
des dem sog. bonitariscben Eigenthümer eingeräumten Rechtes? 
Sofort aber fragt sich, ob b. f. emtor hier die in Anspruch ge- 
nommene Bedeutung wirklich habe. 

Dem Wortlaute nach ist der Fall der, da Jemand einen kriegs- 
gefangenen Sclaven kauft, ohne von dessen Captivität zu wissen, 
und ohne eine andere Vorstellung, als dass derselbe eben Sclave 
des Verkäufers sei. Dadurch dass er den Sclaven thatsächlich 
aus der Gefangenschaft loskauft, wird er, constitntionsmässig 
(§ 7), Eigenthümer desselben, so dass er ihn, dem ursprüng- 
lichen Herreu entgegen, nicht erst usuci^iren, wohl aber, gegen 
Erlag des Losegeldes, an diesen herausgeben muss. Insoweit 
schlug die constitutio de redemtis lata, die den redemtor 
begünstigen wollte, im vorliegenden Falle gegen diesen aus; 
indem sie ihm die Usucapion ersparen wollte, nahm sie ihm 
den Vortheil der Usucapion. Allein Tryphonin nahm an, dass 
sie dies eben nicht gewollt habe (contra mentem constitutionis 
est); sie habe ihm das jus bonae f. emtoris vetustissimum, d. i. 
den Vortheil der Usucapion und die daraus folgende Befreiung 
von aller Vindication, nicht nehmen, ihn vielmehr nach Umlauf 
des Jahres auch von der Pflicht zur Restitution befreien wollen. 
Sicher nun ist, dass wir hier die seltene Erscheinung vor Augen 
haben, da Jemand voller Eigenthümer ist, insofern der Usucapion 
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nicht bedarf, aber daneben noch jns bonae iidei emtoris hat und 
behält, und damit denn auch eine Wirkung der üsucapion nach 
Umlauf der üsucapionszeit. Es mahnt dies an die Fälle da 
Jemand zu seinem Eigenthume auch noch Rechte des Pfand- 
gläabigers hat. Darnach ist auch einzuräumen, dass der 
Käufer nicht als Eigenthümer das jus b. f. emtoris hat, dass 
er dieses vielmehr zu seinem Eigenthame, ja trotz seines Eigen- 
thumes und um deswillen hat, weil er im Glauben an das Eigenthum 
des Verkäufers (existimans vendentis esse) und aber auch in Un- 
kenntniss von der Captivität des Sclaven gekauft hat. Allein 
müssen wir denn auch annehmen, dass der Verkäufer Nicht- 
eigenthümer war, die bona fides des Käufers also auch hier das 
gewöhnliche ignorare non dominum esse bedeute? 

Auf den ersten Blick scheint diese Frage allerdings bejaht 
werden zu müssen. Nichts steht zu den Worten existimans 
vendentis esse in leichterem Gegenzatz, als dass der Sclave in 
Wahrheit des Verkäufers nicht war. Auch fehlt es nicht an 
einer Theorie, nach welcher der kriegsgefangene Sclave nicht 
etwa blos zufällig nicht im Eigenthume des Verkäufers war, 
sondern in einem solchen überhaupt nicht sein konnte, nach 
welcher also Tryphonin das exstimans vendentis esse im Sinne 
des ignorare non dominum esse nicht etwa blos als ein zufäl- 
liges, sondern als ein noth wendiges Faktum in seine Disputation 
mitaufnahm. Denn Savigny fuhrt in seinem Systeme Bd. I 
S. 359. Anm. a. 2. eben diese 1. 12 § 8 als einen Beweis dafar 
an, dass der Römer dem Feinde Eigenthum an der Kriegsbeute 
nicht zugestanden habe, und dass also die Gefangennehmung eines 
römischen Sclaven einer der Fälle sei, in denen wir servum sine 
domino vor uns haben. 

Bei einiger Ueberlegung wird man nun aber, trotz aller 
Neigung, das Recht des eigenen Volkes über alles, und das des 
fremden unter nichts zu setzen, vor allem dieser Kriegstheorie 
nicht beipflichten können. Davon, dass — wie Hugo Gro- 
tius IIb. 3 cap. 6. de jure belli ac pacis aufführt — Xeno- 
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phon, Plato, Aristoteles nicht etwa blos dem Römer, oder 
ihrem eigenen Volke, sondern allgemein demjenigen der im 
Kriege siegt, gefangen nimmt, Eigenthum an der Kriegsbeute als 
Ausfluss eines überall geltenden Grundsatzes zuschreiben, wollen 
wir absehen; denn diesen Autoren könnte, wenn wir ihnen in 
juristischen Dingen überhangt Autorität einräumen, die Singu- 
larität des römischen Rechtes unbekannt geblieben sein. Allein 
bedenklicher wird diese Ausflucht schon, wenn wir denselben Grund- 
satz bei Dio Cassius finden, und unmöglich, wenn ihn römische 
Gesandte aussprechen (a. a. 0. nro. 3). Sagt gar Gajus, 
dass quae ex hostibus capiuntur jure gentium statim capi- 
entium fiunt (l. 5 § ult. D. a. r. d. 41, 1 § 17 J. r. d. 2, 1), 
so wird man vollends darauf verzichten müssen, in diesem Beute- 
recht eine von den Römern lediglich für die Römer gemachte 
Erfindung zu erblicken. Und wenn der Feind speciell an den 
dem Römer abgenommenen Sachen nicht Eigenthümer wird: 
warum lässt das römische Recht den Römer diese Sachen über- 
haupt verlieren? und zwar theils schlechthin verlieren (1. 2 § 2 
1. 3 D. capt. 49, 15), theils nur jure postliminii wiedergewinnen 
(1. 1 1. 2 pr. § 1 eod.)? warum wird der römische Bürger selbst 
zum Sclaven, wenn sein üeberwinder kein Recht über ihn ge- 
winnt? warum gerade dem Feinde gegenüber nicht lieber re- 
tinere quam repetere, nicht lieber Integrität des Rechtes, als 
Verlust und die Rechtsschwierigkeit des Postlimini ums? Sollten 
uns aber diese mehr oder minder allgemeinen Beweise nicht 
überzeugen können, so ist nichts specieller als der, dass — nach 
dem ausdrücklichen Ausspruche der 1. 5 § 2 eod. — alles was 
vom Römer an den Feind und wer ihm (mangels Bündnisses) 
gleichsteht, gelangt, illorum fit; et liber homo noster ab eis 
captus servus fit et eorum. Weder der kriegsgefangene Römer, 
noch der kriegsgefangene römische Sclave ist servus sine domino, 
sondern im Eigenthum des Feindes; dass an letzterem der römische 
Herr sein Eigenthum verliert, ist ohnehin kein Zweifel (1. 12 
§ 9 in fin. eod. — prior dominus, qui ante captivitatem fuerat). 
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Hiernach nun können auch die Worte existimans vendentis 
esse nicht bedeuten wollen, dass der Verkäufer nothwendig 
Nichteigenthümer des kriegsgefangenen Sclaven war, und dass 
der gute Glaube des Käufers nothwendig Unkenntniss dieses 
Nichteigenthums gewesen sei Denn wie der Sclave mit der 
Gefangenschaft überhaupt in fremdes Eigenthum geratheu war, 
80 steht nichts entgegen, dass gerade der Verkäufer, aus erster 
oder späterer Hand, dieser fremde Eigenthüraer sein konnte. 
Freilich steht auch nichts entgegen, dass er möglicherweise nicht 
der Eigenthümer war, indem er vielleicht weder von dem ur- 
sprünglichen Erwerber im Kriege, noch von dessen Rechtsnach- 
folgern erworben hatte; allein diese Eventualität konnte Try- 
phoninus, wenn wir recht sehen, nicht im Auge haben. Das 
Recht des Römers, der einen Sclaven vom Feinde kaufte, kann 
davon, ob Verkäufer wirklich Eigenthümer gewesen sei, nicht 
abgehangen haben; wir müssten uns denn Viudicationen des 
Feindes in Rom und gegen den Römer denken. Darum ist df nn 
auch die bei diesem Kauf unterstellte üsucapion und bona iides 
nicht gegen den Verkäufer und Feind gerichtet oder durch 
dessen Eigenthum oder Nichteigenthum veranlasst. Gegen wen 
allein hier eine üsucapion gedacht werden kann, das ist der 
Römer, der prior dominus qui ante captivitatem fuerat. Ihm 
gegenüber ward der römische Käufer, durch den der Sclave 
postliminio heimkehrte (vgl. § 9 eod.) und an den ursprüng- 
lichen Herren zurückfiel, vor der constitutio de redemptis lata 
nicht Eigenthümer, ihm gegenüber üsucapion nöthig; ihm gegen- 
über war sie nöthig, und aber nur möglich, wenn Käufer von 
der Captivität des Sclaven und seinem im Momente 
der Extradition eintretenden Heimfall in's römische 
Eigenthum und in das wiederbeginnende Eigei^thum 
des ursprünglichen Herren nichts wusste, an etwas 
anderes, als dass derSclave dem Verkäufer gehöre, 
nicht dachte. Darin, dass er nur an das Eigenthum des 
Verkäufers dachte, von dem Rechte des ursprünglichen Eigen- 

Brlns n. Maurer, Festgabe. 7 
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tliümers nichts wnsste, lag seine bona fides. So bedenten 
denn auch die Worte unserer Stelle: existimans vendentis esse 
kein „Nichtwissen, dass der Sclave dem Verkäufer nicht gehöre", 
sondern ein „Nichtwissen, dass ausser dem Eigenthum des Ver- 
käufers noch ein anderes Recht existire"; folgerecht steht denn 
auch die nachher erwähnte bona fides nicht in der gemeinen 
Bedeataug des nescire venditorem non dominum esse , sondern 
als ein das Eigenthum des Auetors voraussetzender oder doch 
zulassender Glaube. Allerdings mischt sich in denselben ein 
Nichtwissen, die Unkenntniss von einem anderweitigen Rechte, 
dem wiedererstehenden Eigenthum des ursprünglichen Herren, 
und kann darum die bona fides auch in diesem Falle als ein 
nescire aliennm esse bezeichnet werden, wie das im Verlaufe der 
1. 12 § 9 eod. der Fall ist; allein identisch mit einer das non a 
domino der 1. 1 pr. D. Publ. 6, 2 zudeckenden und heilenden 
fides ist diese bona fides denn doch nicht, and wollte man darauf 
bestehen, dass die Eine (bonam fidem als ignorare alienum esse 
voraussetzende) Usucapion älter sei als die andere, das sog. boni- 
tarische Eigen in quiritisches verwandelnde Usucapion, so müsste 
dieselbe weiter gefasst werden, als das scheinbar formulare non 
a domiuo der 1. 1 pr. cit. zulässt. Alles in allem ist die be- 
handelte 1. 12 § 8 kein Zeuguiss dafür, dass die in 1. 1 pr. cit. 
intendirte Pabliciana und Usucapion älter sei als eine andere, 
wohl aber ein weiterer Beweis dafür, dass der Begriff der bona fides 
ein weiterer und freierer ist als man gemeinhin anzunehmen pfl^t. 
Insonderheit ist das jus b. f. emptoris vetustissimum, von welchem 
§ 8 spricht , kein anderes als dasjenige, welches in § 9 auf jus 
vetus zurückgeführt wird: als das ehemalige, durch die consti- 
tniio de redemtis lata aufgehobene Usucapionsrecht des gut- 
gläubigen redemtor. Die Gutgläubigkeit geht aber hier (§ 9 in f.) 
ganz and gar in der Unkenntniss von der Gefangenschaft (sciens 
alienum esse redemisset) anf; ob Verkäufer dominus oder non 
dominus gewesen, bleibt ausser Frage. — 

Um nun aber auf die oben ausgesetzte 1. 8 D. pro emt. 
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,41,4 Jnlians zurückzakommen, so dürfte in ihr der Fall gegeben 
sein, da der „bonae fidei emtor" speciell und lediglich sog. boni- 
tarischer Eigenthümer ist. 

Si quis cum sciret venditorem pecuniam statim con- 
sumturum, servos ab eo emisset, plerique responderunt, 
eum nihilo minus bona fide emtorem esse. Idque 
yerius est: Quo modo enim mala fide emisse videtur, qui 
a domino emit? nisi forte et is, qui a luxurioso et pro- 
tinns scorto daturus pecuniam servos emit, non usucapiet. 
Hier hat der Besitzer vom Eigen thümer gekauft (qui a 
domino emit) und ist gleichwohl noch usucapionsbedürftig. Denn 
die Frage, ob er bonae fidei emtor sei, wird ausdrücklich um der 
Usucapion willen gestellt (nisi forte — non usucapiet). Wie so 
nun muss er, der vom Eigenthümer gekauft hat, erst usucapiren ? 
Daran dass der Verkäufer zwar Eigenthümer, aber interdicirt, 
und also dispositionsohnmächtig geweseu, ist nicht zu denken ; 
sonst würde — abgesehen davon, dass das Wichtigste ver- 
schwiegen wäre — das „Wissen" des Käufers nicht auf das 
Verschwenden, sondern auf die Interdicirung gelenkt sein 
(1. 7 § 2 § 4 D. Publ. 6, 2) und Julian nicht gesagt 
haben, dass der Käufer nothwendig b. f. emtor sei (1. 109 
D. V. s. 50, 16 — aut pulavit . . . jus vendendi habere). Wir 
vermögen nur darauf zu verweisen, dass die gekauften Sclaven 
res mancipi waren, nicht mancipirt oder in j. cedirt worden, und 
also nur in bonis ejus waren. Da war denn freilich Usucapion 
möglich wie nothwendig. Da war jure zunächst auch noch 
Vindication möglich, und exceptio (rei venditae et traditae) noth- 
wendig, wenn der Käufer und Beklagte bei seinem Besitz er- 
halten werden sollte. Vor allem vonwegen dieser exceptio erhob 
sich die Frage, ob wer dadurch, dass er kauft, dem Verkäufer 
die Mittel zur weiteren Vergeudung seines Vermögens an die 
Hand gibt, bonae fidei emtor sei. Denn darin mochten strengere 
Richter etwas doloses, der bona fides entgegengesetztes (Cic. top. 
c. 17. 1. 9 D. quae in fraud. 42, 8 etc.), die exceptio, welche in 
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tbrem Wesen exceptio äoli war, ansschliessendes erblicken. 
Wer zDtn Behofe verwerflicher Äofigabeu Geld leiht, macht 
sich zum Genossen der Schlechtigkeit nnd rinltirt sein Geld selbst^ 
wer zu demselben Ende Bürgschaft leistet, hat keinen Regress {Se- 
neca benef. 2, 14 i f. I. 12 g 11 D. mand. 17, 1). Also ward man 
geneigt, die UsucapioD selbst nicht blos vom (bonitariscben) 
Eigentham und dem Glaaben an den Auctor, sondern von einer 
noch weitergebenden Redlichkeit abhängig zu machen. Allein 
dem trat Julian entg^en; er hielt die bona fides bei der Rich- 
tung auf das dominium fest; dieses sollte das alleinige Object 
des Publicianischen und des Usucapions - Glaubens sein. Wer 
einmal vom , .Herren" kauft, d. i. von dem, welchem die Sache 
gebiJrt, und der in seiner freien VerfQgung durch nichts be- 
schränkt ist, der kann, meint Julian, nicht malae Bdei, er muss 
bonae fidei emtor sein, obwohl ihm bekannt ist, dass jener von 
seinem Recht nnd seiner Freiheit einen schlechten Gebranch macht; 
er kann excipiren, nsncapiren. 

Cnjacius in seinem Commentare zu Jalianus ex Minicio 
Natali h. 1. (ed. Prat. Tom. ITI. p. 1458) nimmt den Verkäufer 
und dominus unserer Stelle ohne weiteres für einen blossen 
b. f. possessor, welchen Käufer für den dominus hielt (emit a 
b. f. possessore qnem dominum esse a»bitrabatur), wornach denn 
unser b. f. emtor seihst wieder der gemeine b. f. possesSor, und 
das- Bedenken, wie denn die Gompilatoren den s. g. bonitarischen 
Eigenthümer aufnehmen mochten, beseitiget wäre. Allein höch- 
stens im Sinne und im Interesse der Compilation mag man den- 
jenigen, der nach Fassung der Stelle dominus ist, in einen ver- 
wandeln der dalur gehalten wird; der Interpret Julians bedurfte 
dieser Ausflucht nicht. Auch sonst (in Betreff des nisi forte et 
is nämlich) nimmt es Cujacius mit der Stelle nicht genau. — 

Dürften wir nach all dem und bis auf weiteres annehmen, 
dasa in den Ausdrücken b. f. emtor, b. f. possessor nichts dem 
in bonis esse entgegengesetztes oder ein den Gedanken an boni- 
tarisches Eigenthnm auf^chliessendes enthalten, dass vielmehr 
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derjenige Besitz, der ganz entschieden bonitarisches Eigenthum 
war und auch von Allen dafür gehalten wird, zuweilen selbst b. f. 
possessio genannt ist, so mögen die weiteren Abschnitte das Recht 
der b. f. possessio weiter verfolgen; hierorts ist nur noch zu 
wiederholen, dass die praetor ischen Worte qui bona fide emit in 
1. 7. § 1 1 D. Publ. nicht einseitig auf den, der a uon domino kauft, 
gehen, mithin auch kein Beweis für eine zweite, ausschliesslich auf 
diesen Käufer gestellte Formel sind. Auszusprechen aber ist auch 
noch, was oben nur angedeutet wurde : dass diese Worte so wie sie 
vor uns liegen, überhaupt keine Pormelworte sind, zum wenigsten in 
der von Rudorff construirten, und von Huschke recipirten Formel 
sich nicht finden. Folgerecht müssten auch sie in den monito- 
rischen Theil des betreffenden Edictes gehört haben. Und zwar 
lässt sich vermuthen, dass dieses Monitorium zwar einerseits all- 
gemeiner als in 1. 1 pr. h. t (nämlich ohne den Zusatz non a 
domino), anderseits aber in der Art concreter gelautet habe, dass 
die justa causa, aus welcher in allgemeinster Fassung tradirt sein 
muss, exemplificirt, und zu diesem Behufe namentlich der b. f. 
emtor eingestellt ward. Da wo jetzt non a domino steht, wäre 
etwa puta b. f. emtori gestanden (Si quis id quod traditum est 
ex justa causa, puta ei qui bona fide emit, nondum usucaptnm 
petet, Judicium dabo). Ein Beleg hiefür kann in dem diese Clausel 
begleitenden ülpian'schen Commentar, aus welchem auch 1. 7 § 1 1 
entnommen ist, gefunden werden. Nachdem dieser das nondum 
usucaptum erlediget, und seine Verwunderung darüber ausge- 
sprochenhat, dass blos von traditio und usucapio die Rede sei, 
während es. doch noch so viele andere Erwerbsarten gebe, wendet 
er sich zu der justa causa mit den Worten: Qui igitur justam 
causam traditionis habet, utitur Publiciana. Et non solum em- 
tori b. f. competit P. sed et aliis (1. 3 § 1 D. h. t.). Der b. f. emtor 
wird hier als Beispiel nicht genannt, sondern vorausgesetzt: leicht 
weil er im Texte stund. Auf dieses Texteswort käme der Com- 
mentar dann weiter unten (1. 7 § 11) zurück, um es^jg^^ all- 
seitig in Angriff zu nehmen. 
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V. 



Kein Aergemiss das man am römischen Rechte nahm, war 
gerechter als das ans dem Fmchteigenthnm des b. f. possessor 
eines b. f. posaessor der zwar ein moralischer Mensch, aber eine 
rechtliche Null, insonderheit ein reiner Nichteigenthümer war. 
Dass man sich gleichwohl nicht irre machen, und selbst durch 
Aactoritäten wie die Savi^ny's nicht verführen Hess, darf als 
ein Zeugniss der Unbefangenheit in unserer inneren Literatur- 
geschichte verzeichnet werden. Wie das Aergerniss nicht nur 
verschwände, sondern was vordem anstossig war, als natürliche 
Folge erschiene, wenn der b. f. possessor als bonitarischer Eigen- 
thümer zu denken ist, bedarf kaum der Erwähnung. Denn dass 
demjenigen der rem im Gegensatze zum nudum jus Quiritium in 
bonis hatte, aller Nutzen der Sache zufiel, steht ausser Zweifel 
(Gaj. 2, 88; 3, 166); dass derjenige, welcher rem entgegen 
dem dominus in bonis hat, keinen Nutzen habe, lässt sich nicht 
denken, wenn das in bonis habere eine Bedeutung haben soll; 
dagegen versteht sich, dass das Dasein eines dominus, der wirk- 
sames Vindicationsrecht hat, auf den Fruchtgenuss des boni- 
tarischen Inhabers anders reagirt, als das eines Eigenthümers, 
der fast nur dessen Namen (nudum jus Quiritium) hat, sowie dass 
letzterer ganz, dieser nur paene domini loco ist (1. 48 pr. D. h. t. 
41, 1 cf. 1. 25 § 1 D. usur. 22, 1). 

Eine andere Erscheinung ist nach dem herrschenden Be- 
griflFe von b. f. possessio nicht minder räthselhaft als das Frucht- 
eigenthum, wiewohl sie lange nicht so viel Aufsehen gemacht hat, 
und eiitfernt nicht so viel besprochen worden ist, als jenes. Wir 
meinen die Thatsache, dass ein römischer Besitzer noch b. f. 
possessor ist, trotzdem ihn ein seinen guten Glauben zerstörendes 
Wissen überkommt; dass er es ist und bleibt, wenn seiii guter 
Glaube nur am Anfang beistund. Der Usucapient heisst bonae 
fidei possessor, gleichviel ob er noch in bona oder in mala fide 
usucapirt (arg. 1. 36 D. h. t. 41, 3 cf. 1 unic. C. usüc. transf. 
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7, 31 „ — Hoc tantammode observando etc.'*); der Percipient der 
Früchte heisst bonae f. possessor wenngleich er bereits mala fide 
percipirt (arg. 1. 40 D. a. r. d. 41, 1 — quo casu fractas prae- 
diorum consumtos saos faciat [uon faciat] bonae fidei possessor) — . 
Wie lässt sich das denken, wenn b. f. possessio nur ein Faktura, nur 
eine so und so qualificirte possessio ist; muss mit dem Wegfall einer 
so wesentlichen Qualität als die bona fides für die b. f. possessio 
denn doch wohl ist, sich nicht das Wesen des Faktums selbst 
verändern? Stintzing, der unter den Neueren in seiner Ab- 
handlung über Wesen von titulus und b. fides § 8 der Frage 
zuerst auf den Grund ging, hilft sich mittelst der Historie: dass 
ursprünglich vom üsucapienten mehr nicht gefordert worden sei, 
als dass er nicht gestohlen habe. Da war mala fides super- 
veniens freilich kein furtum, während die Annectirung einer 
wissentlich fremden Sache, wenn diese beweglich, allerdings Dieb- 
stahl ist. Allein die Glaubwürdigkeit dieser Geschichte ist be- 
zweifelt und zu bezweifeln; zur üsucapion von Immobilien wäre 
nach ihr nicht einmal ab initio bona fides erforderlich gewesen 
(Gaj. 2, 50. ünde in rebus mobilibus — vgl. 1. 25 jh*. D. fürt. 
47, 2), während sie für dieselbe doch als ein so selbstverständ- 
liches Erforderniss dasteht, als für die Üsucapion der Mobilien 
(z. B. Gaj. 2, 51 1. 33 § 2 cit). Puchta (Jnst. § 239) sagt: 
„Das Verhältniss der bona fides zu dem Titel ist das, dass dieser 
die Grundlage derselben ist; wie dieser ist sie daher ein Er- 
forderniss des Besitzanfangs und es schadet nach r. R.. nicht, 
wenn sie im Lauf der Üsucapion wegföllt.** Allein ist der Titel 
wirklich die Grundlage der b. fides? und wenn er es ist, folgt aus 
der Vergänglichkeit und Vergangenheit des begründenden Faktums 
auch die Ueberflüssigkeit des Fortbestandes seiner Folge? Böcking 
erklärt, dass die bona fides eine Eigenschaft des Eigenthumserwerbs- 
willens sei, also auch nur im Augenblicke seiner Bethätigung da 
sein müsse (Pandekten § 147 K.). Allein das Meinen, Glauben, 
ist kein Wollen und keine Eigenschaft des Wollens, vielmehr ein 
umstand im Wollen, der vor dem Erwerbswillen und seiner Be- 
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thätiguug da sein, wie uach derselben fortdauern kann, und nach 
der herrschenden Auffassung von der b. f. possessio natürlicher- 
weise fortdauern sollte. Durchschlagend wäre die „Präsenz des 
Thatbestaudes*' (Ihering, Geist d. röm. R. Bd. 3. S. 168) — 
d. i der Gedanke dass wie bei den Actionen das Dasein der Er- 
fordernisse nach der Zeit der Litiscontestation bemessen wird, nicht 
minder bei den Rechtsgeschäften das initium negotii entscheidend sei 
— wenn nicht die continuatio possessionis bewiese, dass wir es in 
der usucapio mit mehr als einem Rechtsgeschäft zu thun haben. — 
Unserem Ziele am nächsten trifft Scheurl (Beiträge, I. S. 220), dem 
„der b. f. gemachte Erw^b einen Keim werdenden Eigenthums ent- 
hält und eine ähnlich selbständige Kraft hat, wie das durch die voll- 
endete üsucapion erworbene Eigenthum selbst." S c h i r m e r , der 
za ünterholzners Verjährungslehre Bd. T. S. 323 Anm. ** bemerkt 
hat, dass Scheurl „grossentheils das Richtige getroffen habe^\ 
findet in seiner Abhandlung von der bona fides und dem justus 
titulus (Zeitschr. f. Civilr. u. P. N. F. XV S. 292 Anm. 3), dass 
„das mindestens nicht auf den letzten Grund gehe", und beruhiget 
sich selbst bei dem „Wollen des Erwerbers, das seine sichtbare 
Darstellung empfängt, indem es zur Herrschaft über das in un- 
serem Gewahrsam befindliche Object geworden sei, und in dieser 
selbständig fortlebe." U. E. geht Scheurl der Sache wirklich 
auf den Grund, indem er anstatt an das Wollen an das Eigen- 
thum anknüpft. Wir haben ihn nur beim Worte 2u nehmen 
und geltend zu machen, dass der Keim des Werdenden bereits 
von der Art des endlich Gewordenen gewesen sein müsse. Ist 
der vom b. f. possessor gemachte Erwerb von der Art des Eigen- 
thums, überhaupt ein Recht, dann ist klar, dass es vom Momente 
seines Erwerbes an auf das was nachträglich in der Seele des 
Erwerbers vorgeht, nicht mehr, und wie Scheurl treffend be- 
merkt, so wenig ankommt, als die vollendete Üsucapion durch 
nachmals eintretende Eenntniss rückgängig wird. Nach unserem 
Dafürhalten aber ist die b. f. possessio ein Keim werdenden 
Eigenthums im wahren Sinne dieses Bildes, noch nicht Volleigen, 
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aber als ein in bonis ejus esse zur Gattung des ejus esse gehörig, 
noch nicht plenum jus, aber doch mehr als nackte Thatsache, ein 
noch entwicklungsbedürftiges aber auch ein noch entwicklungs- 
fähiges Becht. 

Hier ist nnn aber der Ort, um einer Modification, welcher 
die so eben gezogene Consequenz noch in klassischer Zeit unter- 
legen zu sein scheint, des näheren nachzugehen. Ist die einmal 
gerundete b. f. possessio als ein Becht von dem nachherigen 
Wissen und Gewissen des Besitzers unabhängig, so gilt das 
folgerecht in Betreff des Fruchtanfalls nicht minder als in Be- 
treff der usucapio. Und diese Consequenz wird denn auch von 
Julian in 1. 25 § 2 D. usur. 22. 1 bestätiget. 

B. f. emtor sevit et antequam fructus perciperet, 
cognovit fundum alienum esse; an perceptione fructus 
suos faciat, quaeritur. Bespondi: b. f. emtor quod ad 
percipiendos fructus intelligi debet, quamdiu evictas fundus 
non fuerit. 
Principiell das G^entheil aber scheint 1. 48 § 1 D. a. r. d. 
41, 1 (Paul.) bestimmen zu sollen: 

In contrarium (dessen, dass dem b. f. emtor trotz- 
dem die Sache der üsucapion entzogen ist, die Früchte 
anfallen, pr.) quaeritur, si eo tempore, quo mihi res tra- 
ditur, putem vendentis esse, deinde cognovero alienam 
esse, quia perseveret per longum tempus capio, an fruc- 
tus meos faciam? Pomponius, verendum ne non sit 
bonae fidei possessor quamvis capiat; hoc enim ad 
jus, i.e. capionem, illud ad factum pertinere, 
ut quis bona aut mala fide possideat. Nee 
contrarium est, quod longum tempus currit ; nam e con- 
trario is qui non potest capere propter rei vitium, fruc- 
tus suos facit. 
Die üsucapion also soll durch mala fides super veniens nicht 
ausgeschlossen werden, wohl aber der Fruchtanfall. Ebenso ent- 
scheidet sich ülpian in 1. 23 § 1 D. a. r. d. 41, 1 für Unter- 
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brecbung des Erwerbes durch den bona fide serviens, während 
Julian am Schlüsse der citirten 1. 25 § 2 aqch hier bis zur 
E?iction forterwerben lässt. Für ülpians Ansicht in Betreff des 
Erwerbes durch Sclaven ist auch die 1. 40 D. a. r. d. 41, 1 

(Afric). 

Ging die Ansicht von Poniponius, Africanus, Ulpian, Paulus 
nun wirklich auf den angegebenen Unterschied der b. f. possessio 
in Fruchterwerb und Usucapion, so lag darin ein Zerfall der b. f. 
possessio und ihres Begriffes. In Betreff der usucapio blieb sie 
Jus, und als solches behandelt; in Betreff des Fruchterwerbs 
ward sie Faktura oder doch als solches behandelt; damit war 
aber dem Fruohtrecht des b. f. possessor, welches nach unserer 
Ansicht nicht ohne Recht an der Sache zu denken ist, der Boden 
entzogen nicht nur vom Augenblicke der mala iides superveniens, 
sondern vom ersten Anfange an, da von allem Anfang an b. f. 
possessio in diesem Betreffe blosses Faktum sein sollte; das 
Frnchtrecht des b. f. possessor war bodenlos schon flir einen 
Theil der klassischen Juristen, wie es dies durchweg für die unsrigen 
ist. Zudem aber ist die Unterscheidung, die da gemacht sein soll, an 
und für sich in hohem Grade auffallend. Keinen Antand hat es, 
dass b. f. possessio an einer Sache Fruchtrecht ohne Usucapions- 
reeht sein könne; Singulargesetze haben eben die res furtiva, vi 
possessa, pupilli u. s. f. der usucapio entzogen, nach allen an- 
deren Riehtungen dagegen in commercio (Besitz, bonitarischem, 
und vollem Eigenthum) belassen. Das Umgekehrte dagegen, dass 
b, f. possessio Usucapionsreeht ohne Frnchtrecht sein könne, 
leuchtet nicht ein; ein Ausnahmsgesetz, welches gewisse Sachen 
gerade dem Fruohterwerb entzöge, gibt es nicht ; sagt man aber, 
b, f. p. sei ein Faktum, das sidi durch mala fides superveniens 
in malae f, possessio verwandle, so bleibt (ausser der Frage, wie 
dieses Faktum wenigstens bis dahin Fruchtrecht, ja Fruchteigen- 
thum geben konnte) nicht nur auffiillend, warum das nur be- 
süglioh des Fruehtrechts und beinglich des Usucapionsrechtes 
nicht gelten soll, sondern man schöpfte zudem den Grund aus 
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der Folge; denn erst dadurch, dass man durch mala fides super- 
yeniens das Fruchtrecht endigen Hess, machte man b. f. p. in 
dieser Richtung zum Faktum. 

Betrachten wir nicht nur den Entscheid, sondern auch die 
Entscheidungsgründe, wie sie 1. 48 § 1 darbietet, so muthet 
zwar die justitia distributiva an: fällt Dir die Frucht zu, trotz- 
dem Du nicht usucapiren kannst, so magst Du auch einmal der 
Frucht entbehren, trotzdem Du usucapiren kannst (Nee contra- 
rium etc.)- Allein für sich allein reicht sie nicht aus; unmög- 
lich wird man dem b. f. po^essor darum dass er einmal Frucht- 
recht ohne Usucapion hat, ein andermal das Fruchtrecht ent- 
ziehen, trotzdem er Usucapion hat. Was aber den anderen Grund 
anlangt , so wird zwar wirklich der Unterschied von jus 'Und 
factum angerufen (hoc enim ad jus . . illud ad factum pertinet); 
allein diese Berufung erfolgt in einer ganz unerwarteten und für 
unseren Gedankengang unebenen Weise; denn während wir er- 
warten, dass die bonae f. possessio in dem einen Betreffe 
(usucapio) jus, in dem anderen (Fruchterwerb) factum sei, er- 
scheint die usucapio als jus (hoc enjjp ad jus i. e. capionem), 
als factum aber nicht der der usucapio parallele Fruchtanfall, 
sondern die Frage, ob bona oder mala fide besessen 
werde. Letzteres kommt uns aber um so auffallender und 
unebener vo^ als die Frage ob bona oder mala fide besessen 
werde ja auch für die Usucapion bestund. 

Anstatt mit den bisherigen Auslegern, wie namentlich auch 
noch Göppert (oi^g. Erzeugnisse S. 367 fgg.)» die Entscheid- 
ung hinzunehmen, wie sie liegt oder zu liegen scheint, und sie 
der Julian'schen vorzuziehen, oder unterzuordnen, mochten wir 
zuvor mit den Entscheidungsgründen in's Reine kommen. Zu dem 
Ende muss bemerkt werden, dass die Frage, welche als quaestio 
facti charakterisirt wird (ut quis bona aut mala fide possideat) 
ins Präsens (possideat) gestellt ist. Ob Jemand gegenwärtig bona 
oder mala fide Besitzer sei, ist aber eine in den Prozess, und 
zwar in das officium judicis fallende Frage. Denn in Vindica-^ 
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tionen richtet sich die in das officiain judicis gehr)reDde Resti- 
tatioii zu nicht geringem Theile darnach, ob Verkli^er bona 
oder mala fide possessor sei. Auch erscheint diese Frage hier 
lediglich als Thatfrage. Sie wird nicht im Sinne des jus (minus 
plenum) b. f. possessionis, weder als üsucapions-, noch als 
Frucht-, noch sonst eines Rechtes gestellt, also namentlich ob 
Beklagter b. f. possessor sei, nicht so zu sagen civiliter, ledig- 
lich nach dem Anfang, sondern naturaliter, nach allen Momenten 
bemessen (magis est ut singula momenta spectemus. 1. 23 § 1 cit.). 
Denkt Pomponins den b. und m. f. possessor aber im Prozess, als 
restitutionspflichtigen Beklagten , so ist er, was die Früchte be- 
trifft, nicht von der Frage nach deren Erwerb oder Anfall, son- 
dern von ihrer Restitution, nicht von dem Anfallsrecht, sondern 
von der über dieses Recht erhabenen Gewissenspflicht der Zurück- 
erstattung ausgegangen. Dafür würde vielleicht Pomponins selber 
den Beweis liefern, wenn uns seine Qnaestion mit ihrem x\nfang 
mitgetheilt wäre. Allein Paulus wird des Pomponins Antwort 
nicht auf eine Frage gegeben haben, die nicht des Pomponins 
Frage war, wornach ^r des Paulus Frage auch für die 
des Pomponins halten müssen. Sie lautet: an (si cognovero 
rem alienam esse) fructus meos faciam. Damit ist nan 
aber, nach der Bedeutung die diesen Worten in Gemässheit der 
1 40 D. a. r. d. 41, 1 und 1. 4 § 19 D. usurp. 41,^3 zukommen 
kann, nicht gefragt, ob der Besitzer sie erwerbe, sondern ob er 
sie behalte -- ob er sie von jetzt an, gleichviel ob sie extantes 
oder consumti seien, restituiren müsse. Dass „die von Paulus 
citirten Worte des Pomponins in 1. 48 § 1 cit. sich ursprünglich 
ebenso wie es bestimmt bei Africanus (1. 40 cit.) der Fall ist, 
auf dieses fractus cousumtos suos facere bezogen haben^S nimmt 
auch Göppert S. 369 an. 

Dergestalt würden die Entscheidungsgründe dazu fuhren, dass 
die Entscheidung selbst eine ganz andere sei, als die man in ihr 
zu finden pflegt, nicht das Erwerbsrecht, sondern die Restitutions- 
pflicht betrefie, und so deim auch mit Julians Entscheidung in 
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keinem Widerspruch stebe. Denn damit, dass vom Augenblicke 
der fac tischen mala fides an die Früchte sämmtlich, die con- 
samirten nicht minder, als die erhaltenen in die Restitution 
fallen, ist nicht gesagt, dass sie nicht fort und fort, nach Mass- 
gabe des jus b. f. possessbris, in desselben Eigenthum fallen. 
Nicht der Satz, dass dem b. f. possessor fructvs quoquo modo 
sint separat! zufallen, ist es, den Pomponius modiiicirt, sondern 
der Satz, dass der b. f. p. fructus consumtos suos facit; diese 
soll er vom Augenblick der mala fides super veniens an resti- 
tuiren; der Erwerb selbst ist nach wie vor von überkommender 
mala f. unabhängig. Dem ist Julian nicht entgegen; am Ende 
ist er dafür. Nach seinen Worten bleibt der b. f. emtor un- 
geachtet eintretender mala fides b. f. emtor bis zur Eviction 
„qnod ad fructus percipiendos^^ ; diesen fructus percipiendi kann 
man nicht die Usucapion entgegenstellen, von der ja dasselbe 
gilt , — wohl aber die fructus restituendi ; in ihrem BetreflFe 
kann der b. f. emtor zum malae f. possessor werden. Aber auch 
des Paulus eigene Worte (pr. suos interim facit) könnten nim- 
mehr besagen wollen, dass der b. f. emtor bis auf weiteres 
(insolange er in bona fide ist und von den fructus exstantes 
abgesehen) lucrire. 

Von den beiden übrigen, den Erwerb durch Sclaven be- 
treffenden Stellen dürfte zunächst die des Africanus (1. 40) gleich- 
falls vom prozessualischen Standpunkte aus geschrieben sein. 
Wir glauben dies aus dem Schlüsse derselben — ut quo casu 
fructus praediorum consumtos suos faciat b. f. possessor, 
eodem per servum ex opera et ex re ipsius ei acquiratur folgern 
zu müssen. Kann man gegenüber den Worten fructus suos fa- 
cere zweifeln , ob sie den blossen Eigenthumsübergang oder das 
Behaltendürfen oder Nichtrestituirenmüssen bedeuten, so ist 
dieser Zweifel gegenüber dem fructus consumtos suos facere nicht 
mehr möglich ; einen Eigenthumsübergang an consumirten Früch- 
ten gibt es nicht, -wohl aber eine Restitution trotz Ccnsamtion. 
(janz in Uebereinstimmung mit unserer obigen Auslegang des 



— 110 — 

Pomponinfi nnd Panlas modificirt also in Betreff der Frfichte 
ancb Africanns Dicht das statita nbi a boIo separati siot ejas fieri, 
oder den Anfall, sondern nnr das consomtos snos facere oder die 
Lncrirang. Er etatairt zweierlei Fälle (caens) der Consiuntion ; den 
da sie noch mit gntem Gewissen geschieht, and den da nicht 
mehr; letztereu&lls hat der jadex seines Amtes zu walten, 
and Restitution zq befehlen , ersterenfitlls nicht. — Ob nun 
aber A&icanus dasselbe anch tür den Erwerb dnrch Sclaven an- 
nimmt , vermeinend , dass hier wie dort anter denselben Vor- 
anssetzongen restitnirt werden mnss , oder ob er s^en will, 
dass hier in dem Falle, da man dort nur nicht lucrirt, gar nicht 
erworben wird, so dass „eodem casu per serrnm aeqairatnr" mit 
bewnsstem Aceente anf dem acquiratur en^egeu dem consnmtos 
SDos facere zn lesen wäre? Würde man annehmen dürfen, dass 
selbst bei dem acqnirere nur an den definitiven Erwerb gedacht 
s^, so gälte för den Erwerb durch Scluren genau dasselbe wie 
fär den der Früchte und könnte man ans 1. 23 § 1 so wenig 
als aus 1. 48 § 1 eine Anfechtung der 1. 25 g 2 cit. ableiten. 
Indessen war doch Grnnd, im Erwerbe durch Sclaven einiger- 
maesen anders zn verfahren, als in dem der Früchte. Unter 
dem bona fide serviens ist nicht nnr der servns alienns sondern 
anch der über homo bona fide serviens zn verstehen. An ihm 
konnten sich die Conseqnenzen einer anföngliohen bonae iidei 
possessio nnd des jus b. f. possessionis entg^^n einer nachher 
auftauchenden Erkenntniss des Status unm^lich geltend machen. 
Am servQS alienns war possessio und das Recht der b. f. pos- 
sessio in Wirklichkeit mSglich, so wirklich, als er einen wirk- 
lichen Herren hatten am hber homo bona äde serviens war eine 
b. f. possessio in Wirklichkeit so wenig mc^lich, als pos- 
sessio; hier war nicht nur die bona fides, sondern die possessio 
selbst ein Irrthum, mithin anch ein jus b. f. possessionis nnr 
irrthümlieh vorhanden. Liess man dieses vermeintliche Recht 
wirken, so lange der Irrthum seine Nichtexistenz verdeckte, so 
konnte man ihm doch von dem Augenblicke an, da der Irrthnm 
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schwand, und es also weder opinione noch re bestund, keine 
Folge mehr geben. Die quaestio, ntrum initinm spectamns, an 
singnla momenta (1. 23 § 1) musste hier dünkt uns noth wendig, 
nicht bloss „niagis^S im Sinne der singula momenta ausfallen (et 
magis est ut singula momenta spectemus). Möglich nun, dass 
der liber homo b. f. serviens eine Attraction auf den alienns 
servus b. f. serviens ausübte , und dass , was dort nothwendig 
war, hier „mehr^^ gefiel. Beruhigen kann man sich freilich aach 
hiebei nicht, weil Julian in 1. 25 § 2 in fin. für den Erwerb 
durch einen bona fide serviens dasselbe gelten lässt, wie für die 
Früchte, ja das was er in derselben Stelle über die Unverfang- 
lichkeit der mala fides superveniens für den blossen Fruchtanfall 
bis zur Eviction entscheidet , auf den gleichen Entscheid in Be- 
treff des Sclaven-Erwerbes stützt: 

Nam et servus alienus, quem bona fide emero, tamdiu 
mihi ex re mea vel ex operis suis acquiret, quamdiu 
a me evictus non fuerit. 
Aber alle Beachtung verdient es, dass Julian hier nur von der 
Einen Gattung der bona f. servientes, den fremden Sclaven näm- 
lich, redet. Folgerichtiger ist nichts, als für den alienus servus 
b. f. serviens dasselbe was für die Früchte, für den liber homo 
b. f. serviens dagegen etwas Besonderes gelten zu lassen. Nichts 
desto weniger möchten wir — selbst um den Preis^ der Einheit 
und Vereinigung aller Stellen — nicht behaupten, dass Ulpian 
und African unter acquirere blos das lucrari verstehen. Viel- 
leicht wird noch einmal ein Gesichtspunkt aufgefunden, nach 
welchem African u. A. Grund hatten, den alienus servus b. f. s. 
dem liber homo b. f. s. gleichzustellen und eine von Julian ab- 
weichende Meinung geltend zu machen. 

VI. 

Dass der b. f. possessor und der sog. bonitarische Eigen- 
thümer in B^riffsgemeinschaft stunden, vnrd schon dadurch 
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wahrscheinlich, dass ihnen Publiciana und iisucapio gemein war. 
Wie der b. f. possessor sich auch in den übrigen Actionen, 
activ nnd passiv, dem Eigenthümer an die Seite, ja mitunter 
entgegenstellt, wie ihm nicht nur actio Publiciana und communi 
dividundo zur Geltendmachung, sondern auch in factum actio aus 
damnnm injuria datum, und damni infecti postulatio zum Schutze 
seiner b. f. p. zustehen, wie er anderseits um seiner b. f. pos- 
sessio willen damni inf. nomine, und insonderheit durch den 
Besitz von Sclaven aus adjecticischen Klagen in allen Richtungeu 
haftet, ist von Ihering in der oben agf. Abhandlung S. 98 — 100 
zusammengestellt und ausgeführt worden. Seinen Activkiagen ist 
namentlich noch folgende — nicht als ob Ihering sie übersehen 
hätte ^s. S. 113), sondern insofern er sie in die systematische 
üebersicht der dem b. f. possessor zuständigen Klagen (S. 98. 
T. A) nicht aufgenommen hat — beizufügen: 

— furti actio malae fidei possessori non datur, quam- 
vis interest ejus rem non subripi, quippe cum res 
periculo ejus sit. Sed nemo de improbitate sua conse- 
quitur actionem. Et ideo soli bonae fidei possessori, non 
etiam malae fidei furti actio datur. (1. 12 § 1 D. fürt. 47, 2). 
Si bona fide rem meam emeris, eamque ego subripuero; 
vel etiam tuus ususfructus sit, et eam contrectavero : 
tenebor tibi furti actione, et si- dominus rei sum. Sed 
his casibus usucapio quasi furtivae rei non impedietur, 
quoniam et si alius surripiat et in mea potestate reversa 
res fuerit, usucaj)iebatur (1. 20 § 1 eod.). 
Da so vielerlei Personen actio furti zusteht, die kein ding- 
liches Recht, geschweige denn Eigenthum oder ein eigenthuras- 
artiges Recht an der Sache haben, überhaupt ein „Interesse" und 
„honesta causa" alles ist, was die Legitimation zu dieser Klage 
erheischt (1. 10, 1. 11 D. h. t), so scheint man sich über die 
Berechtigung des b. f. possessor zur furti actio von den Glossa- 
toren an bis heute nie viel Gedanken gemacht zu haben. Indessen 
darf das Interesse, das Kläger haben muss, kein blos factisches,. 
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sondern mnss es ein im Recbte begründetes sein. Wo dem malae 
fidei possessor nach Massgabe der 1. 12 § 1 cit. die Klage vom 
Standpunkte des Interesses aus zustünde, wird dieses nicht etwa in 
den faktischen Yortbeilen des Besitzes , sondern in der rechtlichen 
Haftung erblickt, die dem m. f. possessor zufallig obliegt (quippe 
cum res periculo ejus sit). unter allen den Personen, welchen 
die actio zusteht, ist keine, die durch das furtum nicht rechtlich 
berührt wäre. Die actio ad exhibendura , welche mit der furti 
actio concurrirt, stützt sich gleichfalls auf Interesse, aber aus- 
dracklich auf ein im Recht begründetes Interesse (vgl. 1. penult. 
mit 1. 3 § 10, § 11 D. h. t. 10. 4). Gerade vom Standpunkte 
der herrschenden Ansicht aus, nach welcher die b. f. possessio 
nichts &1s ein qualificirter Besitz ist, wäre die Frage, wie der 
b. f. possessor zu dieser auf rechtlichem Interesse beruhenden 
actio gekommen ist, nicht mnssig gewesen, um so weniger, als 
ihm die Klage nicht nur unter Umständen, sondern schlechthin 
eingeräumt ist. Es sind Umstände denkbar, unter denen auch 
ein b. f. possessor die Gefahr der Sache tr^gt; wie wenn er 
z. B. die Sache verkauft, und deren Gefahr bis zur Tradition 
übernommen hätte; da läge ein besonderes Interesse, aber ein 
Interesse vor, das er als Verkäufer, nicht als b. f. possessor 
hätte (vgl. 1. 14 pr. D. h. t. 47, 2). Unsere Stellen geben die Klage 
dem b. f. possessor als solchem. Was also hat der b. f. possessor 
als solcher für ein im Recht begründetes Interesse? Denken wir 
an den Eigenthümer, so ist sein Eigenthum sein Interesse ; wenn 
an den Usufructuar, mit dem der b. f. possessor in 1. 20 § 1 
cit. zusammengestellt ist, sein Ususfructus; sollten wir nicht an- 
nehmen dürfen, dass bezüglich des b. f possessor dasselbe gilt, 
dass er sein rechtliches Interesse in der b. f. possessio hat, darin 
dass er b. f. possessor ist? Wenn das der Fall ist, muss aber 
auch die b. f. possessio, nicht minder als Eigenthum und Usus- 
fructus, ein Recht sein; denn wie wäre sonst in ihrem blossen 
Dasein der Grund rechtlichen Interesses gegeben? oder wie wäre 
das Da^iein rechtlichen Interesses auch nach eingetretenem Besitzes- 

Briui n. HMirerf Festgabe. 3 
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Verlust denkbar, wenn die b. f. possessio von dem Äi^enblicke 
ihrer Grüudang au uicbt ein Ober den Fortbestand der possessio 
erhabenes Secht wäre? Gibt man aber einmal zn, dass dem b. 
f. posseseor die furti actio zostelit, weil b. f. possessio ein Becbt 
ist, so glauben wir nns mit der weiteren Behauptung, dass dieses 
Recht ein rem in bonis habere oder eine Art bonitarischen Eigen- 
thnms sei, uicbt lediglich auf die vorherg^angenen Erörterungen 
bezieheo zu müssen ; der Commentar der furti actio selbst acheint 
einen speciellen Beleg bieftlr an die Hand zu geben. Denn 
nachdem in 1. 12 § 1 cit. festgestellt ist, dass dem b. f. possessor 
die Klage zusteht, geht § 2 auf ihre Concedirung an den Ffand- 
gläub^en über. Denn eine Concession kann man ea nenuen, 
wenn ges^t wird : 

äed si res pignori data sit, creditori quoque damns farti 
actioaem, quamvis in bonis ejus res non ait. — 
Im allgemeinen sind es zweierlei Gattungen rechtlichen In- 
teresses , auf denen die L^timation zur actio fnrti be- 
ruht; einmal nämlich erscheint es als eine Haftung, die der 
Kl^er fQr die gestohlene Sache ti^t (omnibus quorum peri- 
culo res alienae sunt — 1. 14 § 16 näher § 10. § 3. § 4. 
D. h. t.), dann aber als ein Recht an der gestohlenen 
Sache selbst (Eigenthom, b. f. possessio, usus&nctus). Den 
Gegenstand der Superficies und Emphyteuse kann man nicht 
stehlen. Aber das Pfand ? Im Ffandgläubiger kommen beiderlei 
Interessensarten vor. Als Fanstpfandgläubiger ptästirt er nicht 
minder als der Walker in 1. 12 pr. und der Conunodatar in 1. 
14 § 15 D. h. t. custodiam der übernommeDen und empfangenen 
Sache (§ 4 J. quib, mod. re contr. 3. 14 1. 13 § 1 D. pign. act. 
13. 7), tr^t er denn insoweit auch periculum rei alienae and erscheint 
er denn auch in Ansehung der furti a^tio mitten auter diesen obliga- 
torisch Interessirten (1. 14 § 16 D. h. t, 47, 2. Anderseits aber hat 
jeder, dem eine Sache verpfändet ist, in rem actionem, jus in re, in 
Anbetracht der furti actio mithin, scheint es, Anspruch auf Stellung 
auch neben dem Eigenthümer, b. f. possessor, Usufructuar. Und 
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in der That taucht der creditor im Ulpian'schen Commentar 
zweimal und in zweierlei Weise auf ; einmal um jenes Haftungs- 
Interesses halber (1. 14 § 16 cit); dann aber und zwar vorher 
schlechthin um seines Pfandrechtes willen, gleichviel ob dieses 
Faustpfand oder Hypothek sei (1- 12 § 2 vgl. 1. 19 § 6 h. t.). 
Auf diesem letzteren Grunde ist er nicht etwa blos dann und 
wann, sondern stets, nicht etwa um besonderer Zufälligkeiten 
willen, sondern gleich dem Eigenthümer, b. f. possessor, Usu- 
fnictuar um des Rechtes willen, das ihm auf die Sache zusteht, 
berechtigt. Ob der Schuldner solvent sei, oder nicht, ist gleich- 
giltig — semper ejus interesse pignus habere — ubique videri 
creditoris interesse (1. 12 § 2 cit.). Allein ohne Bedenken ward 
diese Legitimation zur Klage nicht eingeräumt. So weitgehend 
die Rechte des Gläubigers an der Pfandsache im übrigen sein 
mögen : zu seinem Vermögen zählt diese nicht. Abgesehen von 
dem Interesse, das man an fremden Sachen darum hat, weil man 
fär sie haftet, scheint aber eine Klage wegen Diebstahls nur in- 
sofern zutreffend zu sein, als man durch denselben um ein Ver- 
mögensstück gekommen ist. Nichtsdestoweniger (quamvis in bonis 
ejus res non sit) „geben wir ihm die Klage". Geben wir sie 
zuweilen doch selbst dem, der an der Sache nur mehr Reten- 
tionsrecht hat (1. 15 § 2 eod.). 

Bezüglich der b. f. possessio bestund dieses Bedenken nicht. 
Da dieses erst bei dem mit § 2 zur Erörterung gelangenden 
Pfandrecht erhoben wird, ist stillschweigend gesagt, dass das in 
bonis esse bei den unmittelbar vorhergehenden Rechten der b. f. 
possessio und des ususfructus nicht fehle. Wie beim ususfructus 
das jus, so ist bei der b. f. possessio die Sache in bonis, das 
Recht der b. f. pi ein bonitarisches Eigenthum. — 

Einer eigenen Beachtung ist auch die Thatsache werth, dass 
die Sache dem b. f. possessor vom Eigenthümer gestohlen und 
also furti actio von jenem wider den Eigenthümer selbst erhoben 
werden kann (1. 20 § 1 cit.). Es mahnt diess daran, dass auch 
legis Aquiliae (in factum) actio vom b. f. possessor gegen den 

8* 
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Eigenthümer selbst angestrengt werden kann (si dominus seryum 
sunm occidierit 1. 17 pr. D. ad leg. Aq. 9, 2) — aber auch 
daran, dass die b. f. possessio mit dem Verluste des Besitzes 
nicht zu existiren aufhört, selbst dann nicht, wenn die Sache in 
den Besitz- des Eigenthümers gelangt. Wie Julian der Früchte 
wegen den b. f. emtor ohne unterschied der dazwischen tretenden 
mala fides in so lange b. f. emtor sein lässt, als nicht Ssvincirt 
wird (1. 25 § 2 in fin. D. usur. 22, 1), so mnss man vom b. f. 
possessor allgemein sagen, dass er es bleibe, so lange nicht evin- 
cirt wird, gleichviel ob er sich im Besitze erhält oder ihn ver- 
liert, ob der Eigenthümer selbst, oder wer sonst im Besitze 
sei. Ünters?cheidet doch 1. 21 C. fürt. 6, 2 bezüglich der 
noxalis actio innerhalb der b. f. possessores (an Sclaven) prin- 
cipiell darnach, ob sie besitzende oder nicht besitzende Possessoren 
seien, und ob wenn sie nicht besitzende sind, nicht etwa der 
dominus im Besitze des in b. f. possessione befind- 
lichen Sclaven sei. Hierin liegt vor allem wieder eine 
Bekräftigung der Rechtsqualität der b. f. possessio. Ist b. f. 
possessio einmal gegründet, erworben, so kommt nicht nur 
auf mala fides superveniens, sondern selbst auf den Besitz 
nichts mehr an. So wenig als Eigen thum, hängt b. f. pos- 
sessio am Besitz. Allerdings ist zum Erwerb der b. f. pos- 
sessio Besitz nothwendig, aber aach zum Erwerb des Eigenthums 
ist Besitz vielfach nothwendig; die Fortexistenz des Eigenthums 
aber ist von der des Besitzes nicht mehr unabhängig, als die Fort- 
existenz der b. f. possessio. Nur zur Usucapion muss sich der b. f. 
possessor im Besitz erhalten, mit nichten zum Fruchterwerb^ zur 
Publiciana , fiirti actio , in factum Aquiliae actio u. s. f. ; diese 
Klagen hat er zum Theil erst damit, dass er den Besitz verliert. 
Sofort liegt insonderheit darin, dass die b. f. possessio erst mit 
der Eviction aufhört, nicht nur ein Abschluss gegen das Eigen- 
thura, sondern so viel uns dünkt, auch ein Ausschluss des Eigen- 
thums. Im Conflicie mit dem b^ f. poss-essor nämlich 
nützt dem Eigenthümer sein Eigenthum nichts, in so lange dieses 
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nicht mit der b. f. possessio den Prozess nm Sein oder NiehtseiD 
d. i. den Evictionsprozess darehgekämpft und bestanden hat. 
Rückt der b. f. possessor mit der Pabliciana wider ihn an, so 
mag er die Gelegenheit ergreifen, und die Eviction gleich hier 
durchsetzen; denn die Publiciana enthält, indem sich Kläger zur 
Erhärtung seiner b. f.. possessio erbietet, zugleich stillschweigend 
eine Provokation an den Besitzer, sich mit gleich gutem oder 
besserem Rechte zu reinigen. Stellt der b. f. possessor dagegen 
die Klage wegen Sachbeschädigung oder Diebstahls wider ihn 
an, so nützt ihn hier seine Berufung auf Eigenthum nichts; 
denn evincirt in einer vorausgegangenen Eviction ist noch nicht, 
uod Eviucirung aus Anlass und bei Gelegenheit dieser Klagen, 
in denen eine Delictsschuld, nicht das Recht an der Sache in- 
tendirt wird, ist nicht möglich. Denken wir die Formel z. B. 
der furti actio nach der uns richtiger scheinenden Bethmann- 
Hollweg'schen Fassung: 

Quod N' N* A° A® furtum fecit paterae aureae, 
q. d. r. a. : 

si paret ob eam rem N" N"* A° A° pro füre dam- 
.: num decidere oportere : 

quanti paret eam rem fuisse, tantae pecuniae duplnm 
judex N" N" A** A** condemna, s. n. p. a. 
so ist in der intentio N" N"* A** A** pro füre damnum decidere 
oportere das Recht zur Sache oder allgemeiner das rechtliche 
Interesse des Agerius zwar vorausgesetzt, indem ausserdem von 
keinem damnum decidere oportere die Rede sein kann. Be- 
klagter mag darum des Klägers rechtliches Interesse, und wenn 
dieses in b. f. possessio besteht, dessen b. f. p. bestreiten; allein 
dazu, dass er überdies sein etwaiges Eigenthum der b. f. pos- 
sessio entgegen zur Geltung und Entscheidung bringe: dazu 
hätte er seinerzeit die dafür bestimmte Vindication anstellen, 
nicht stehlen sollen; dazu mag er auch jetzt noch, wenn der 
b. f. possessor nach der furti actio mit der Publiciana gegen ihn 
klagen sollte, mit der exceptio dominii opponiren und excipiren; 
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in der furti actio iat für evictio kein Raum. Was für die fnrti 
actio f^ilt aber gleichmässig fiir die legis Äquiliae (in factam 
actio). Iherings Wort, daas „daa Recht des b. f. posaeseor 
dem Eigeuthame gegenüber Leben and Werth verliere, nnd nnr 
dritten Personen gegenüber beides habe" (S. 113) kann darum 
nicht als zutreffend erachtet werden. Nicht nnr in Anbetracht 
dieser Delietskl^en , sondern auch in dem der Früchte nnd ge- 
wisser nachher zu erwähnender Haftungen hat das Recht des 
b. f. possessor gegenüber dem Eigenthume, oder vielmehr gegen- 
über dem Eigenthümer, bis zur Eviction Leben und Werth. 

Hat das Recht des b. f. poases.'tor um so sicherer dritten 
Personen gegenüber Leben und Werth, so entsteht hier eine an- 
dere, nicht minder wichtige, aber schwerer zn entscheidende 
Frage: in welchem Verhältnisse, namentlich in Anbetracht jener 
Delictsklagen , b. f. possessor und Eigenthümer nebeneinander- 
atehen? Soll etwa Jeder kl^en können, wie dies für den Pfand- 
gläubiger und Eigenthümer (1. 12 § 2 D. fiirt. 47, 2, 1. 30 § 1 
D. ad leg. Aq. 9, 2), sowie für den Usufructuar und Eigen- 
thümer feststeht (1 46 § 1 D. fürt. 47, 2 cf. 1. 12 D. quod vi 
43, 24), — und wenn ja, findet Ausschluss des Einen durA den 
Anderen statt, wie wir dies im Verhältnisse des Pfandgläubigers 
zum Eigenthümer ans 1. 15 pr. D. fürt. 47, 2 1. 22 pr. D. pign. 
aet. 13, 7 vermuthen und aus 1, 30 § 1 D ad Itg. Aq. beweisen 
können, und wie es bezüglich der furti actio für die Concurrenz 
zwischen dem Commodatar und Eigenthümer durch Justinian 
featgeatellt ist (§ 16 J. obl. quae ex de!. 4, 1), oder bfisst der 
Thäter Beiden, nnd jedem ganz nnd gleich, oder getheilt, wie 
dem Usufructuar und Proprietär {1, 46 § 1 cit.)? — oder aber 
besteht vornherein keine Concurrenz, und ist vielleicht gar dem 
Eigenthümer die Klage verschlossen? 

Es bedarf der Erwälinnng kaum, wie sehr das Rech^' der 
b. f. possessio an Bedeutung stiege, wenn insolange sie dauert 
die Verfolgung Dritter ausschliesslich bei ihr läge. Und an Ver- 
muthui^en hiefür fehlt es nicht. Wie lässt sich denken, dass 
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der Eigenthümer dem b. f. possessor aus Sachbeschädignug und 
Diebstahl hafte, wenn er aus derartigen Delicten Dritter selbst 
berechtiget ist? Kann ich eine Sache, durch deren Entwend- 
ung mir der Dritte haftbar wird, selbst entwenden? Qui habet 
adversus alium furti actionem, ipse ea teneri non potest (1. 21 
C. fürt. 6, 2). Ulpian denuncirt hiegegen zwar den casus quo 
far furti agere possit (1. 48 § 4 D. h. t.) ; allein es ist auch nur 
ein Casus, den er vom Bereiche der Regel ausnimmt, der Fall 
nämlich, da sich zwischen den Eigenthümer und den Dritten 
ein custodiam praestirender Obligirter einschiebt; der kann in 
dftr That dieselbe Sache stehlen, die ihm gestohlen werden kann, 
dieselbe Sache derenthalber er das einemal haffcet, das anderemal 
klagt. Allein der Bereich in dem wir die Regel finden, und in 
dem sie, mit umgekehrter Fassung auch für die noxalis furti 
actio vorkommt (— hujus hominis gratia, pro quo noxalem furti 
actionem suscipere quis compellitur, adversus alium furti actionem 
habere non concedens — 1. 21 cit.), ist eben die bonae fidei 
possessio im Verhältnisse zum Eigenthum (1. 21 cit.), und für 
diesen Bereich steht sie ausnahmslos da. Würde sich über- 
dies, wiewohl Ihering S. 116 das Gegen theil annimmt, er- 
weisen, dass wohl der b. f. possessor den Eigenthümer, aber nicht 
umgekehrt der letztere den ersteren zur Rechenschaft ziehen kann, 
so würde das unsere Vermuthung bestärken: denn die Linie der 
Dritten, gegen welche der Eigenthümer soll klagen können, wäre 
auf einem wichtigen Punkte durchbrochen. Allgemeiner spricht 
das bonitarische , den Eigenthümer vom Nutzen und Werth der 
Sache ausschliessende Wesen der b. f. possessio für dessen Aus- 
schliessung auch in diesen Poenfallen. Allein der nähere Be- 
fund der Quellen bietet, wie schon angedeutet, der Schwierig- 
keiten nicht wenige; betrachten wir zunächst den Fall des 
Diebstahls. 

In nur einer Stelle sehen wir hier den b. f. possessor und 
Eigenthümer neben einander, auf den ersten Blick in der Art, 
als ob wenn dem b. f. possessor entwendet wird, Beide, der b. f. 
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■potsesBOT and der Eigenthümer, in cumnlativer Concorrenz klagen 
können: 

L 74 (76). D. fnrtis 47, 2 Javolenns. FnrtiTam an- 
oillam bona fide dooram aureorum emtam com pos- 
siderem, snbripDit mibi Attius, com quo et ego et do- 
minns fuiii agimos. Qaoero, quanta aestimaÜo pro 
ntroqae fieri debet? Respondit: Emtori dnplo, quanti 
ejos intereet aestimari debet ; domiDO auteni dnplo, qnanti 
ea mnlier faerit. Nee no8 movere debet, qood dnobus 
poena fnrti praestabitnr : qnippe cum ejusdem rei no- 
mine praestetnr, emtori ejus jiossessioiiia, domino ipsins 
proprietatis causa praestanda est. 
Indessen ist nicht ausser Acht zu lassen, dass hier eine 
turtiva ancilla gekanit ist, die dem Käufer gestohlene Sclavin 
also schon zuvor einmal gestohlen worden sein muss. lusofern 
ist Iherings Bemerkung: „in 1. 74 war die Sache zwei Mal 
gestohleu, das erste Mal dem Eigeuthümer, das zweite dem b. f. 
possessor" (S. 115. Änm. 1 und ähnlich S. 116. Anm. 4) gewiss 
gegründet, und das Fragezeichen, welches in einem aas des seel. 
Schraders Bibliothek herrührenden Exemplar von Iherings Ab- 
handlungen am Rande dieser Ihering'schen Bemerkungen ange- 
bracht ist, ungegrUudet. Allein ebeuso beachtenswerth ist, dass 
auch des Eigeuthümers Klage gegen den Attius geht, von welchem 
es heisst , dass er dem Käufer gestohleu habe. Nimmt man an, 
dass der Eigenthnmer g^en Attius kls^, weil er ganz ab- 
gesehen von einem ihm selbst und zuvor widerfahrenen Dieb- 
stahl aus dem am b. f. possessor begangenen Diebstahl neben 
und gleich diesem klagen kann, so wissen wir nicht, wozu uns 
denn Javolenus wenn auch nur mit Einem Worte die Geschichte 
von dem vorhergegangenen Diebstahl erzählt; — wollte man 
dagegen annehmen, dass der Eigeothfimer aus dem an ihm selbst 
begangenen Diebstahl klagt, so sieht man nicht ein, warum er 
nicht gegen seinen Dieb klagt. Oder sollte Attius auch sein 
Dieb, an die Stelle des Dilemma's eine Supposition zu setzen sein? 
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Fast möchten wir annehmen, dass Ihering an diesen letzteren 
Answeg gedacht hat, trotzdem er sich nicht aassprieht; denn 
warum sonst sollte er zweimal hervorgehoben haben, dass hier 
wegen zwei verschiedener Entwendungen geklagt werde? Der 
casus des Franciscus Accursias, und die anderwärts vorkommen- 
den Verweisungen auf 1. 46 § 1 und 1. 82 § 1 D h. t. dagegen 
lassen auf die entgegengesetzte Auslegung schliessen. Wenn 
man indessen bedenkt, dass Javolenus die Concurrenz der beiden 
Kläger als ein blosses Vorkommen (cum quo et ego et dominus 
furti agimus), nicht als einen Rechtsgrundsatz (kraft dessen ihnen 
beiden gegen Attius zu klagen erlaubt ist) hinstellt, wird die 
Sapposition , dass zufällig Attius beide Male entwendet — ent- 
wendet, verkauft, und abermals entwendet — habe, leichter. 
Denn auch das cum quo et ego et dominus agimus lautet wie 
ein Zufall. Damit wäre dann freilich der Beweis, dass aus einem 
und demselben furtum überall von Beiden geklagt werden kann, 
durch 1. 74 nicht erbracht. — Ausser dem Doppeldiebstahl ent- 
hält die Stelle noch eine Thatsache, welche an Concurrenz aus 
Einem Diebstahle schwer glauben lässt. Dem Einen muss At- 
tius sein ganzes Interesse (was weniger als rei pretium nicht 
wohl sein kann), dem Anderen aber rei pretium büssen. Man 
mag den Dieb noch so hart behandeln : dafür dass die Sache 
zweierlei Herren hat, kann man ihn nicht strafen. Würde eine 
Theilung des Interesses oder Werthes stattgefunden haben, wie 
Ihering für andere Fälle annimmt (S. 115), so läge die Sache 
anders : nun zeigt uns aber die Stelle keine divisio, sondern eine 
multiplicatio der W.erthe. — 

In Betreff des damnum injuria datum kommt 1. 38 D. h. 
t. 9, 2 (Javolenus) in Betracht: 

Si eo tempore, quo tibi meus servus, quem bona fide 

emisti, serviebat, ipse a servo tuo vulneratus est, placuit 

omni modo me tecum recte lege Aquilia experiri. 

Hiemit ist erwiesen, dass dem Eigenthümer legis Aquiliae 

actio erworben werden kann, trotz- und nebstdem ein anderer 
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b. f. possessionem an seiner Sache hat; kommt nun hiozn, dass 
anderwärts anch der b. f. possessor als klageberechtigt erscheint 
(1. 11 § 8 1. 17 D. h. t. 9, 2), so acheint eine concurrirende 
Berechtigung Beider angenommen werden zn müssen, wie sie 
denn namentlich anch Ihering auf Grund dieser Stellen an- 
nimmt. Indessen ist der Fall in 1.38 cit. 1.) von der Art, dasa 
der b. f. possessor selbst, obsehon ihm sonst die Klage znsteht, 
zufälligerweise, weil der Thäter sein eigener Sciave ist, nicht 
kl^en kann (arg. 1. 13 § 1 D. h. t. cf. 1. 16 l. 18 D. fürt. 
47, 2). Daraus nun, dass der Eigenthümer in einem Falle klagen 
kann, wo dies der b. f. possessor nicht kann, zn schliessen, dass 
der Eigenthümer stets, anch neben dem b. f. possessor klagen 
könne, dürfte zu gewagt sein. Vielleicht blickt ans dem Worte, 
dass der Eigenthümer hier, wo der b. f, possessor nicht kli^en 
kann, „dmnimodo" klagen kann, die Frage hervor, ob und wie- 
weit er denn auch ausserdem, überhaupt, oder gegen den b. f. 
possessor insonderheit, klagen könne. 2.) Fraglich ist, ob mit 
der Vergangenheit serviebat blos auage.sprochen werden wollt«, 
dass die Beschädigung in die Zeit äel, da der beschädigte Sciave 
in Sclaverei des b, f. possessor war, oder ob damit zugleich an- 
gesagt sein sollte, dass jetzt, da die Klage gestellt wird, der be^ 
schädigte Sciave sich nicht mehr in jenem Zustande befindet. 
Je nachdem man der einen oder anderen Deutung folgt, wird 
der Sinn und Belang der Stelle verschieden. Ers terenfalls 
kommt darauf, ob der Sciave sich auch jetzt noch in Sclaverei 
des b. f. possessor befindet oder nicht, nichts an; ein Erforder- 
nis s der Koxalklage gegen den Eigenthümer des schnldhaften 
Sclaven kann es ja überhaupt nicht sein, dass der Eigenthümer 
zugleich b. f. possessor der beschädigten Sache sei; vielmehr 
wird die Nozalklage nur um so mehr Platz greifen wenn er dies 
nicht ist; wird gleichwohl darauf Nachdruck gelegt, dass der 
verwundete Sciave sich zur Zeit der Verwundung in b. f. pos- 
sessione des Eigenthümers des schuldigen Sclaven befand, so kann 
dies nur als ein etwaiges Hinderniss, nicht als ein Erforderniss 
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der Klage des Eigenthümers gedacht sein ; Javolenns ss^ dann : 
mag mein Sciave zu der Zeit, da er durch den Deinigen ver- 
wundet wurde, immerhin in Deiner b. f. possessio gestanden 
sein, so steht das gleichwohl meiner Klage gegen Dich nicht im 
Wege. Das Bedenken, gegen welches die Entscheidung gerichtet 
wäre, läge darin, ob denn für den Eigenthümer aus der Be- 
schädigung einer Sache, woran ein Anderer b. f. possessionem 
hat, legis Aquiliae actio entspringen könne. Letzteren falls 
wäre angedeutet, dass dem PJigenthümer aus Beschädigungen 
seiner, in b. f. possessione eines Anderen befindlichen Sache erst 
nach Wegfall der b. f. possessio die Klage zukomme — aber- 
mals unter Umständen, da der b. f. possessor selbst nicht klagen, 
freilich, insolange er b. f. possessionem hatte, auch nicht belangt 
werden konnte. — Sprachlich und sachlich dünkt uns die erstere 
Auslegung richtiger. Sprachlich musste, da die Beschädigung 
in's Perfectum fällt (vulneratus est) auch die Zeit des sie be- 
gleitenden ümstandes in die Vergangenheit gestellt werden (ser- 
viebat) ; dass dieser Umstand (servire) nun nicht mehr fortdauert, 
darf nicht gefolgert werden. Sachlich aber würde, wenn dem 
Eigenthümer aus dem Schaden zur Zeit der b. f. possessio die 
Klage nicht hätte entspringen können, diese nicht noch hinter- 
her , nach Endigung der b. f. possessio , entsprungen sein — 
neque enim actio quae non fuit ab initio nata, oriri potest 
(postea, post alienationem etc.) 1. 17 § 1 cf. pr. D. fürt. 47, 2. 
Ist der Zustand währender b. f. possessio die Zeit, in welcher 
der b. f. possessor Früchte und Actionen erndtet, so kann 
nicht in dieselbe Zeit rückwärts nachher der Eigenthümer Recht 
haben. 1. 38 cit. wäre somit allerdings ein Zeugniss dafür, dass 
dem Eigenthümer aus Schäden der Sache legis Aq. actio zu- 
kommen kann, trotzdem sie sich in b. f. possessione eines An- 
deren befindet — zukommen kann unter Umständen da der b. f. 
possessor selbst nicht klagen kann. 3.) Ein Zeugniss etwa dafür, 
dass mit legis Aquiliae actio seitens des dominus gegen den b. f. 
possessor überhaupt, auch aus Beschädigungen durch den b. f. 
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possessor selbst geklagt werden könne, ist aus dieser Stelle nicht 
za entnehmen ; aus dem Umstände, dass mein Sclave den Schaden 
verschulden kann, folgt nicht, dass auch ich, obwohl b. f. pos- 
sessor, dessen fähig sei. 

Ein mit dem sicheren Klagrechte des b f. possessor con- 
carrirendes Klagrecht des Eigenthümers scheint also bezüglich 
der furti actio gar nicht, bezöglich der legis Aquiliae actio nur 
für den Fall erweislich zu sein, da wegen besonderer Umstände 
das Klagrecht des b. f. possessor cessirt; also nicht sowohl ein 
concurrirendes, als ein subsidiäres Klagrecht ist erweislich. 

Nan begegnet uns aber noch eine Stelle, welche auf einem der 
legis Aquiliae actio verwandten Gebiete zwar dem Gedanken, dass 
von den Beiden nur Einer klagen könne, einen energischen Aus- 
druck gibt, hinwider aber gegen unsere Erwartung dem Eigen- 
thümer den Vorzug einräumt, und dem b. f. possessor das An- 
recht aus einem Grunde abspricht, der ihn um alles Klagreclit 
bringen müsste, wenn dieser Grand so allgemein zu verstehen 
sein sollte, als er lautet, und ihm nicht so speciellc Bestimmungen 
entgegenstünden, als sie ad legem Aquiliam und de furtis vor uns 
liegen. Diese Stelle ist 

1. 1 § 1 D. de servo corrupto 11, 3. Ulp. Qui bona fide 
servum emit, hoc edicto non tenebitur, quia nee ipse po- 
terit servi corrupti agere, quia nihil ejus interest, 
servum non corrurapi, et sane si quis hoc admiserit, eve- 
uiet, ut duobus actio sefvi corrupti competat, 
quod est absurdum. Sed nee cum, cui bona fide 
homo liber servit, hanc actionem posse exercere opina- 
mur. 
Der Eingang der Stelle steht noch in Uebereinstimmung 
damit, dass (von einer Noxalklage wie 1. 38 cit. abgesehen) auch 
keine legis Aquiliae und keine furti actio wider den b. f. pos- 
sessor vorkommt oder denkbar ist. Wie bemerkt, spricht auch der 
Schluss dieses Absatzes (quod est absurdum) einen an und für sich 
wohl zulässigen Gedanken aus. Das Mittelstück dagegen steht in 
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schneidendem Widerspruche mit der sonstigen Behandlung der b. f. 
possessio. Denn wollte man sich darin noch zu finden trachten, 
dass dem b. f. possessor gerade diese Klage abgesprochen wird, 
während ihm die Klagen wegen körperlicher Beschädigung und 
wegen Entwendung der Sache sogar wider den Eigenthümer zu- 
stehen, so lässt sich doch schlechthin nicht begreifen, wie ihm 
die Klage „mangels Interesses" abgesprochen wird. Han- 
delte es sich am den b. f. possessor eines liber homo b. f. 
serviens, dann wäre die Sache so leicht erklärlich, wie dass man 
durch diesen vom Augenblicke der Entdeckung an nichts mehr 
erwerben kann (V. und 1. 21 in fin. C. fürt. 6, 2). Allein dieser 
Fall der b. f. possessio ist ausgeschieden und an das Ende der 
Stelle verwiesen. Eigens vom b. f. possessor eines servus alienus 
also heisst es, er habe kein Interesse an der Gorruption des 
Sclaven, während er doch rem in bonis hat, und ausser anderen 
ohne Interesse undenkbaren Klagen die vielleicht fprmelmässig, 
jedenfalls aber materiellrechtlich auf Interesse gebaute actio 
furti hat. 

Soweit ist kein Vorwurf gerechter, als der „der grossen In» 
consequenz*', welchen Ihering gegen den Verfasser der 1. 1 
§ 1 erhebt (S. 117); man möchte nur noch weiter gehen, und 
dem Aussprach, dass der b. f. possessor kein Interesse an der 
Gorruption des Sclaven habe, allen Sinn und Verstand absprechen. 
Hiezu kommt aber noch eine andere Ungereimtheit. An der 
blossen ünschönheit des „weil weil'^ hat man längst Anstoss ge- 
nommen; dabei dagegen, dass das erste sachlich so unpassend ist 
als das zweite, scheint man sich niemals aufgehalten zu hab^n. 
Wollen wir davon absehen, dass das nee ipse allen Accent auf 
die Person des b. f. possessor lenkt, während er nach Art and 
Weise der Begründung auf dem agere liegen sollte: wie mag 
man den Satz, dass der b. f. possessor mit der servi corrupti 
actio nicht haftet, mit dem Satze, dass er diese Klage nicht an- 
stellen kann, begründen? Mit Ausnahme Weniger können 
alle Anderen diese Klage nicht anstellen, sie zu verschulden da- 
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gegeu steht ihnen nichts im Wege; wie kann da das Nicht- 
klf^nkönnen Gnmd des Nichtbaftenkönnens sein? Leicht geräth 
man auch hier wieder anf den Gedanken einer juatitiadiatribntiva: 
wie Du nicht haftest, sollst Da auch nicht klagen ; allein dann 
wäre jeder dieser beiden Sätze gegenseitig der Grond des an- 
deren, nicht das Nichtkl^enkSnnen einseitig der Grand des an- 
deren, und endlich das Nichtklagenköunen nicht erst wieder eines 
weitereu Grundes (qaia nihil ejus inf«reat) bedürftig. Auch liegt 
ein anderer, nad der wirkliche Grund, weshalb der b. f. possessor 
nicht haftet, bo nahe, dass er einerseits nicht ausgesprochen zu 
werden brauchte, and anderseits durch denjenigen , welcher aus- 
gesprochen wird (qaia nee ipse poterit agere), nur verdunkelt, 
verdorben, uegirt, nicht etwa ausgeführt oder bekräftiget werden 
konnte. Der wirkliche Grund liegt, wie die Griechen und Abend- 
länder aach allerwege herkommen lassen, darin, dass von all d^m, 
worauf das Edict über servi corrupti actio die Haftbarkeit bant, 
beim b. f. possessor nichts zutrifft: nicht das alienum, weil er 
den Selaven pro sno hat und haben darf; nicht das recipere, 
weil dieser seine Unterkunft ohnedies bei ihm hat; nicht das 
dolo malo persuadere quo enm, eam deteriorem faceret, weil das 
Alglist gegen eich selber wäre. Wollte statt dieser selbst- 
verständlichen Gründe ein anderer ausgesprochen werden, so 
musste das (wie mir ein jüngerer Interpret bemerkt) eib noch 
stärkerer, nicht jener nichtssagende Grand sein. 

Die Veränderung des ersten quia in quin, welche Ihering 
S. 105 Anm. 1. billigt, beseitiget allerdings das Eine Aergerniss, 
dess das Nichtkl^enkÖnnen der Grand des Nichthaftenmüssens 
sei, indem das quin als ein immo, immo etiam ersteres nur als 
eine Fortsetzung und Parallele des letzteren erscheinen lässt. Das 
andere qaia aber mit seinem unerträglichen nihil interest bleibt 
anch bei diesem wie bei jedem anderen Hilfeversnch unberührt stehen. 
Wären wir sicher, dass actio furti und legis Äquiliae dem b. f. 
possessor und dominus nicht neben einander, sondern dem ersteren 
mit Ausschluss des letzteren zustehe, so würden wir einen ganz 
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anderen Eingriff in die Stelle nicht sowohl wagen als für noth- 
wendig erachten. Dann müsste der Gedanke der Stelle der sein, 
dass der b. f. possessor nicht haftet, (indem die Passivlegitimation 
bei ihm selbverständlich nicht zutrifft), dass aber (und das wäre 
der noch stärkere Grund) auch activ die Klage gegen ihn nicht 
zu begründen ist, indem derjenige, welcher allein als Kläger ge- 
dacht werden kann, der Dominus nämlich, selbst nicht klagen 
kann (quia nee ipse dominus poterit servi corrupti agere). 
Würde man sonst ja doch zu dem Absurdum kommen, dass die 
Klage (wenn ein Dritter corrumpirt) zweimal angestellt werden 
kann : vom b. f. possessor selbst, und vom dominus. Also cessirt 
wenn der b. f. possessor den Sclaven corrumpirt, servi corrupti 
actio gänzlich, activ, wie passiv betrachtet. Auch dann fällt 
sie gänzlich aus, wenn der vermeintliche Sclave liber homo 
bona fide serviens ist. 

Anstatt also von der fraglichen actio servi corrupti gegen 
den b. f. possessor auf actio s. c. des b. f. possessor über- 
zuspringen und letztere zu negiren, hielte Ulpian die actio in 
ihrer Richtung gegen den b. f. possessor fest, und spräche ihr 
in dieser Richtung ausser der passiven Zuständigkeit die active 
Anstellbarkeit ab, anstatt aller anderen Gründe die active ün- 
statthaftigkeit zum Grunde der passiven Unzuständigkeit erhebend. 
Zu dem ipse müssten wir dominus hinzusetzen. 

Würde so das erste quia gerechtfertiget, so verbliebe — wird 
man einwerfen — das zweite nicht nur in seiner syntactischen 
Lästigkeit) sondern auch in seiner sachlichen Grundlosigkeit. Die 
Interesselosigkeit würde dem b. f. possessor abgenommen, und 
dafür dem dominus angehängt, während man doch vom dominus, 
selbst wenn er manente b. f. possessione die Klage nicht hat 
oder erwirbt, so wenig als vom b. f. possessor sagen kann, dass 
ihm die Corruption gleichgiltig sei. Wiederum Bemerkung des 
jüngeren Interpreten, welche wir trotz ihrer „destructiven Ten- 

* 

denz^^ adoptiren, ist es, dass der ganze Gausalsatz quia nihil 
ejus interest servum non corrumpi ein Glossem sein dürfte, ent- 
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standen Tielleicht erst auf dem Boden der gegenwärtigen Lesung. 
Im Baülikentexte lib. 60 tit. 6. 1 g 1 heisst es: 

'0 xaX^ 7iiaxet äyoQÖaag ovte evayet, twie evayerai i^ 
neni V7co<p9oiiäs dovlov äyiay^- twJre 6 koJ-j niatei ?ioßß 
iXevÖiqov dovXevofievog — ; 
ein Scfaolion macht zu orte Iväyu die Bemerknug: ineiSii oi 
Öia(ff(iei avtii> to fifj d{aq)i>a(}tjvai avtov — ; allerdings kann 
dieses ebensowohl Uel>ersetzung des nrsprünglichen Textes, als 
eiD Glossem oder ansfuhrende Paraphrase sein ; Uebersetznng des 
Textes nm so mehr, als das Scholion auch das im Bagilikentext« 
ausgelassene et saue si quis hoc adraiserit etc. wiedergibt. In- 
dessen näher als die Annahme der Interesselosigkeit liegt doch 
die des Glossems. Denken wir das quia nihil ejus interest serram 
non corrumpi aus dem Texte hinweg, so schliesst sich auch das 
folgende et saue si qiiis hoc admiserit, so unmittelbar au das 
potent agere an, als nach Art dieses Demonatrativums erwartet 
werden darf. 

Will man es trotz aller Inconsequenz, inneren und äosseren 
Schwäche, beim hergebrachten Texte bewenden lassen, so lässt 
sich ans diesem wenigstens keine Concurrenz, Theiinng, oder 
Oetheiltheit der Kl^eo zwischen b. f. possessor und dominas 
herleiten; der b. I. possessor kommt am sein sonstiges Recht, 
aber die Concnrren« wird für ein Absurdum erklärt. — 

Keineswegs entscheidend, aber doch nicht ganz bedeutungslos 
fQr unsere Frage sind die Normen, nach welchen adjecticiscfa belangt 
wurde, wenn der contrahirende oder delinqnirende Sciave in 
b. f. possflsaione war. Zwar dasa die actio qaod jnssa, exerci- 
toria, iuatitoria nur gegen iea gehen kann, der ermächtiget oder 
praeponirt hat, gegen diesen aber auch wenn er blos b. f. pos' 
wssor ist (I. 1 pr. § 8 D. quod jnssa 15, 4 L 1 § 4 D. exerc. 
14, 1), lisst keinerlei Schlasa auf Exeluaintät der Haftbarkeit 
des b. f. possesssor oder dominus an; denn fOr den Kinen oder 
Anderen entscheidend ist nidit die Natnr seines Rechtes, sondern 
der jnssna. die praepa^itJo. Audi daraus, dass actio de pecolio 
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gegen den b. f. possessor geht, lässt sich nichts schliessen, in- 
dem hier nicht so sehr das dominium als die facultas habendi 
massgebend ist (1. 1 § 6 D. pec. 15, 1). Eher dürfte in die 
Wagschale fallen, dass man bezüglich der Noxalklagen schwankte, 
und aber doch nur zwischen dem Einen oder dem Andern 
schwankte, niemals theilte oder concurriren Hess, und aber über- 
wiegend doch in dem b. f. possessor den verantwortlichen Ver- 
treter des Sclaven erblickte. Bedeutsamer als dies an sich ist, 
wird es durch die Thatsache, dass die Frage nach der Verant- 
wortlichkeit zugleich mit der nach dem Rechte ins Auge gefasst 
ward. Eingedenk des Satzes, „dass wer für den Sclaven Dieb- 
stahls halber einstehen muss , um eines durch diesen Sclaven 
selbst erlittenen Diebstahls willen keinen Dritten belangen könne", 
sprachen etwelche den b. f. possessor, wenn der Sclave Dritte 
bestahl, von aller Haftung frei, und gaben ihm wenn er selbst 
von ihm bestohlen wurde, die Noxalklage gegen den dominus, 
vorausgesetzt, dass der Sclave in dessen Besitze war. Wahr- 
scheinlich nur unter derselben Voraussetzung gaben diese Juristen 
auch dem bestohlenen Dritten die Noxalklage gegen den dominus. 
Diesen Juristen war der dominus näher zum Sclaven, als der 
b. f. possessor. Justinian aber rühmt sich die ursprüngliche 
Regel wiederaufgefunden zu haben und herzustellen, indem er 
unterscheidet, ob der Sclave im Besitz des b. f. possessor 
oder des dominus sei, und ersterenfalls den b. f. possessor, 
letzterenfalls den dominus für haftbar und klagelos erklärt 
(1. 21 C. fürt, et serv. corr. 6, 2). Entscheidend für diese 
Normirung wirkt allerdings auch hier nicht sowohl das 
dominium oder Recht am Sclaven , als die facultas habendi. 
Allein Ulpian scheint noch schlechthin, ohne Rücksicht auf Besitz 
den b. f. possessor in Anspruch genommen, ihn also für näher 
zur Sache gehalten zu haben, als den dominus (1. 11 D. nox. 
act. 9, 4; vgl. Gaj. in 1. 27 § 1 eod. — qui alienum servum in 
jure suum esse responderit, quamvis nox. judicio teneatur — ); 
nur im Sinne der Compilation setzt 1. 11 einen besitzenden 

Brlna n« Maurer, Feitgabe. 9 
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b. f. possessor voraus. — Man sollte meinen, dass derselbe 
Gesichtspunkt wie für farti actio auch für die Noxalklage 
wegen Sachbeschädigung gelte; statt dessen erklärt ülpian 
hier schlechthin und im ausdrücklichen Gegensatze zum b. f. 
possessor den dominus für belangbar: 1. 27 § 3 D. h. t. 9, 2 Servi. . 
occidentis nomine dominus tenetur; is vero cui bona fide servit, 
non tenetur. Noch scheint es Niemand gelungen zu sein, für diesen 
Unterschied einen befriedigenden Grund zu nennen. Offenbar 
gegen den Text und auch dann nicht zutreffend ist es, mit dem 
Griechen Joannes den Ausspruch auf directe legis Aquiliae statt 
noxalis actio zu beziehen (Basil. 60, 3, 27. § 3); Willkür ist es, 
mit Gujacius tract. ad Afric. qaaest. lib. 6. (1. 28 D. h. t. 9, 4) das 
teneri hier mehr (servum ejus facere, litis aestimationem offerre) sein 
zu lassen, als dort (suo jure cedere) ; Willkür, mit Voet. conmi. ad 
Fand. h. 1. nach Anwesenheit und Abwesenheit der Personen zu 
entscheiden, das eine Mal den dominus zu citiren, das andere Mal 
verschwinden zu lassen; bedenklich aber auch, Ulpian hier eine 
antiquirte, dort die geltende Ansicht vortragen zu lassen 
(Schmidt v. Ilmenau, Civill. Abb. Bd. 1 S. 11 fgg. Ihering, 
S. 100). Auch die Differenz, welche in Ansehung der Sach- 
beschädigung durch Sklaven zwischen den 12 Tafeln und der lex 
Aquilia bestund, (1. 2 § 1 D. h. t. 9, 4) will nicht helfen ; denn 
sie betrifft nur die Frage wie, nicht die gegen wen zu klagen 
sei. ~ Sehen wir aber, wie 1. 28 D. nox. 9, 4 die noxalis 
actio überhaupt, ohne Unterscheidung des Delictes, gegen den 
b. f. possessor platzgreifen lässt, so werden wir mit Beihilfe der 
1. 21 C. fürt. 6, 2 bis zur Aufhellung der 1. 27 § 3 wohl an- 
nehmen dürfen, dass woferne der b. f. possessor den Sclaven 
besitzt, er, nicht der Eigenthümer belangbar sei. Ist ja selbst 
der malae fidei possessor und wer überhaupt den Sklaven in 
seiner Gewalt hat, (1. 13 D. nox. 9, 4 1. 27 § 3 cit.) und ohne 
dass der Sclave bei dem zu Belangenden sei, keiner belangbar 
(1. 7 pr. 1. 21 § 3 1. 22 § 1 D. h. t. 9, 4. Zu 1. 27 § 3 cit. 
— qui servum in fuga habet . . . teneri vgl. 1. 1 § 14 D. a. v. 
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a. p. 41, 2 und dagegen 1. 21 § 3 eit.). Also würde der b. f. 
possessor, wenn er besitzt, die Vertretung nicht etwa deswegen 
ablehnen können, weil ein Anderer Eigenthfimer ist (1. 11 cit.), 
und umgekehrt nicht der Eigenthümer deswegen, weil ein An- 
derer noch b. f. possessor ist. Doch lässt sich hiemit, wie auch 
Cujacius bemerkt, die anstössige 1. 27 § 3 nicht abfinden. — 

Angenommen, gegen Dritte sei wegen furtum, damnum in- 
juria datum, servi corruptio nur der b. f. possessor klage- 
berechtigt: wie verhält sich der Beklagte wenn der dominus 
klagt? Consequent werden wir dem Beklagten eine Einrede, und 
dem b. f. possessor, wenn der Beklagte wissentlich auf die Ein- 
rede verzichtete, immer noch actionem, wiederholte Klage wider 
letzteren einräumen müssen. Büsste der Dritte dem dominus 
freiwillig imd bona fide, so wäre er nur Cession der condictio 
schuldig. 

VII. 

Voraussichtlich werden der Belege für die rechtliche, boni- 
tarische, eigen thumsartige Natur der b. f. possessio noch mehrere 
sich vorfinden, als in dem bisherigen erwähnt sind. „So gross, 
sagt Cujacius (zu 1. 109 D. v. s. 50, 16. ed. Prat. tom. VI 
p. 109), ist die Macht der bona fides, dass das Wort dominus 
in zahllosen Stellen von einem b. f. possessor, nicht vom 
Eigenthümer zu verstehen ist". Dieser Aussprach beweist, dass 
Cujacius in dem b. f. possessor mehr als einen blossen Besitzer 
und Nichteigenthümer erblickt haben muss, wenn er auch seinem 
Begriffe nicht näher nachgegangen zu sein scheint. Davon da- 
gegen, dass dominus so oft für b. f. possessor stehe, haben wir 
uns bis jetzt nicht überzeugen können ; vielmehr scheint der Um- 
stand, dass dominus und ejus esse mit grosser Stetigkeit für den 
absoluten Eigenthümer vorkommt, und folgerecht denn auch der 

b. f. possessor wenigstens in den Justinianischen Quellen in der 

weit aus überwiegenden Mehrzahl von Fällen als ein alienae rei 
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possessor bezeichnet oder gedacht ist, das eigenthumsartige Wesen 
der b. f. possessio verdunkelt zu haben, und so die Hauptursache 
der Erscheinung zu sein, dass man im Laufe der Jahrhunderte 
vieles andere, am wenigsten aber unsere b. f.- possessio als ein 
dominium, utile dominium, begriiSfen hat. 

Unter den Neueren ist es namentlich Ihering, der in 
seinem „Parallelismus zwischen dem wirklichen und dem puta- 
tiven Eigenthum" die b. f. possessio dem Eigenthum zur Seite 
stellt, und in so weit mit unseren Folgerungen zusammentriflft. 
Allein was den Grund, die Geschichte, und den Umfang dieser 
Gleichstellung anlangt, weichen wir von ihm ab. 

1. Ihering verwirft zwar die Theorie der Tiger- 
ötröm' sehen b. f. possessio (1836), nach welcher der b. f. pos- 
sessor als Eigenthümer fingirt, und infolge dieser Fiction denn 
auch als Eigenthümer behandelt sei. Nichtsdestoweniger geht 
auch die Ihering'sche Parallelisirung auf irgend eine Fiction zu- 
rück. „Rechte und Bestimmungen die ursprünglich nur an das 
Eigenthum geknüpft waren, sind auf die b. f. possessio übertragen 
worden", und zwar übertragen worden nach dem „Gesichtspunkte 
eines putativen Eigenthums'^ (S. 98). Diesen Gesichtspunkt eines 
putativen Eigenthums meinen wir dabin verstehen zu müssen, 
dass auf einen der nicht wirklicher, aber (oft) vermeintlicher 
Eigenthümer war, Eigen thumsrechte übertragen wurden, wie 
wenn er wirklicher Eigenthümer gewesen wäre. Damit stimmt 
zusammen, dass Ihering nicht die ganze rechtliche Ausstattung 
der b. f. possessio, sondern nur diejenigen Attribute derselben 
in die Gleichstellung mit dem Eigenthume aufnimmt, in denen 
b. f. possessor nicht direct, oder gar nicht als Eigenthümer da- 
steht: „Es gehört also nicht hieher der Schutz, den der b. f. 
„possessor als blosser Besitzer hat, nicht das Recht, welches ihm 
,,an den Früchten zugestanden ist. Denn da er nach der rich- 
,,tigen Ansicht durch Separation das Eigenthum und nicht bloss 
„die b. f. possessio derselben erwirbt, so fallt hier ja der Gesichts- 
„punkt eines putativen Eigenthums weg, jenes Recht kann also 
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„nicht zn den Fällen gerechnet werden, in denen jener Gesichts- 
„pnnkt eintritt** (S. 98). Während Tigerström aus der 
Fiction alle, dafür aber auch unbegrenzt wie viele und was für 
Rechte ableitet, geht Ihering den jedenfalls sichereren Weg 
and untersucht, auf was für Punkten und wie weit die b. f. 
possessio wie Eigenthum behandelt, wie viel ihm zugetheilt und 
was dem Eigenthümer belassen worden sei ; allein eine Fiction 
scheint denn doch das Medium auch seiner Entwicklung zu sein. 
Selbst durch die Bezeichnung „putatives Eigenthum" zeigt er 
an, dass ihm die b. f. possessio nur als etwas das sie nicht 
wirklich, ist, zu ihren Rechten befördert worden ist. Hieran 
nun aber konnten und können wir uns nicht anschliessen. Un- 
seres Eraebtens ist der b. f. possessor um dessentwillen was er 
wirklich war, als der rechtmässige Erwerber und gutgläubige 
Besitzer, nicht um dessentwillen, was er blos vermeintlich war, 
nämlich nicht als derjenige Eigenthümer, der er nicht wirklich war, 
eigenthumsartig behandelt worden. Die Form allerdings, in wel- 
cher er dem Eigenthümer gleich oder ähnlich wurde, war zuweilen 
eine Fiction, z. B. die Fiction als ob er bereits quiritischer Eigen- 
thümer sei in der Publiciana ; allein die Form ist nicht der Grund, 
und auch als Form tritt die Fiction nicht in allen den Fällen auf, 
in welchen die b. f. possessio mit Eigenthumsrechten ,,nach dem 
Gesichtspunkte putativen Eigenthums" ausgestattet worden sein 
soll. Wir haben z. B. keinen Beweis, dass communi dividundo 
actio zwischen b. f. possessores ficticisch formirt worden sei (1. 7 
§ 2 D. h. t.), und der Umstand, dass furti actio dem b. f. pos- 
sessor ohne alle Fiction ertheilt worden ist, darf uns nicht 
meinen machen, als ob ihm diese actio nach einem anderen 
Gesichtspunkt ertheilt worden sei, als die legis Aquiliae actio, 
selbst wenn diese nicht in factum sondern ficticisch für ihn 
concipirt worden wäre. Dafür wie ihm eine Klage eingeräumt 
wurde, ob so „wie wenn er wirklich Eigenthümer wäre" oder ob 
ohne Fiction, war kein materieller, von der b f. possessio aus 
zu nehmender Gesichtspunkt, sondern die Beschaffenheit der ein- 
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zuräumenden actio, und wohl auch Zeit und Geschmack ent- 
scheidend ; rei vindicatio und legis Aquiliae actio konnten so wie 
sie waren nicht eiDgeräumt werden, wohl dagegen furti actio; 
aber nothwendig war fictio zu einer in rem actio gleichwohl 
eben so wenig, als zur legis Aquiliae actio ; aus dem Unterschiede 
in Form und Gestalt der Actionen, die für und wieder den b. f. 
possessor gingen, ist kein Unterschied im Rechte der possessio 
zu machen. Folgerecht darf man dann aber auch keinen inneren 
Unterschied machen zwischen deu Rechten, die sich als Actionen 
zeigten, und denen die ohnedies (ipso jure) zu Tage traten ; der 
Fruchterwerb und die Actionen treten in verschiedenen Weisen, 
aber aus Einem Grunde zu Tage, dieser Eine Grund aber ist das 
rem in bonis ejus esse. 

2. Da Ihering von einer „schrittweisen Eutwickluug der 
„Idee eines Parallelismus zwischen dem wahren und putativen 
„Eigenthum" spricht, und findet, dass dieselbe „zur Zeit der 
,,classischen Jurisprudenz noch in der Bildung begriflfen" aber 
in „steigender Tendenz" und durch „Paulus zum Abschlüsse ge- 
„kommen" sei (S. 109. 110), versetzt er uns in die Vorstellung, 
dass die b. f. possessio an sich keinerlei Eigenthum gewesen, 
sondern erst allmälig zu etwas derartigem gemacht worden sei. 
Die Grundlage dieser Vorstellung besteht in der Thatsache, dass 
einmal mehrere von den Actionen, die dem b. f. possessor zur 
Verfügung gestellt wurden, eine blosse Imitation der entsprechen- 
den Eigenthumsklagen sind (Publiciana, actio in factum aus dam- 
num injuria datum), und dass dann femer in der Einräumung 
dieser und jener im Eigenthum wurzelnden Actionen für und 
wider den b. f. possessor eine gewisse geschichtliche Bewegung, 
von Juristen zu Juristen, von dem potest dici, puto, dicendum 
puto zur kategorischen Behauptung (1. 136 D. r. j. 50, 17) 
stattfindet. Diese Thatsachen sind denn auch unangreifbar, und 
ihre Verzeichnung gehört nicht zu den geringsten Verdiensten, 
die sich Ihering um das römische Recht erworben hat. Allein 
für's erste darf nicht ausser Acht gelassen werden, dass es 
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Rechtswirkungen der b. f. possessio gibt, welche vor unserer 
nachweisbaren Geschichte liegen, oder aber Geltendmachungen 
der b. f. possessio, von denen man nicht sagen kann, dass sie 
jünger seien, als die gleichartigen des Eigenthams. Der Frucht- 
anfall ist eine Rechts-, ja Eigenthumswirkung , und eher, als 
dass wir sagen könnten, seit wann er platzgreife, so alt als die 
b. f. possessio selbst. Dass die „dem Interessenten^^ verliehene 
actio furti dem b. f. possessor nicht eben so frühe zugestanden 
habe, als dem Eigenthümer, lässt sich mit keinem positiven 
Grunde behaupten. Lex Aquilia lautete allerdings dermassen, 
dass der b. f. possessor nicht unmittelbar aus ihr klagen konnte; 
aber ist damit schon bewiesen, oder auch nur wahrscheinlich ge- 
macht, dass in der Zeit vor der legis Aquiliae actio, da Sach- 
beschädigungen nach Einzelgesetzen gestraft wurden, dem be- 
schädigten b. f. possessor kein Recht geworden sei? — Sofort 
aber könnten alle eigenthumsartigen Actionen für und wider 
den b. f. possessor das Product einer späteren Rechtsbildung 
sein: der Beweis dass der Begriff der b. f. possessio selbst erst 
später dem des Eigenthums angenähert, und also b. f. possessio 
erst später, und gewissermassen ex post, nämlich nachdem 
jene Klagen aufgestellt waren, zu einer Art Eigenthum geworden 
sei — wäre damit nicht erbracht. Zwischen dem quiritischen 
Eigentlium und der b. f. possessio gibt es ein Eigenthum, welches 
in unseren Quellen als ein volles und vollkommenes dasteht, und 
im Gegensatze zu dem bonitarischen und quiritischen naturales 
Eigenthum genannt werden kann; es ist dies das Eigejithum, 
welches man an res nee mancipi durch Tradition, Separation, 
Occupation, überhaupt naturale Erwerbsacte erwarb. Bis zur 
Stunde steht nicht fest, mit welcher Art von Vindication dieses 
Eigenthum seit Aufstellung der Publiciana vindicirt wurde; dass 
es vor der Publiciana überhaupt irgendwie vindicirt werden 
konnte, vermögen wir uns nicht zu denken. Dass aber deswegen 
der Bauer die Früchte, die er auf eigenem Felde und die Jungen 
die er im eigenen Stalle zog, nicht von jeher als die seinigen 
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betrachtet, nod dafär des Schatzes der farti actio, condictio fnr- 
tiva, überhaupt der Delietsklagen entbehrt hat>e, lässt sich darans 
nicht folgern. Aach konnte der Begriff des Eigenthnms ohne 
alle Actionen da, sein ganzer Schatz konnte in der possessio 
nnd deren Anfrechthaltang enthalten sein. Anstatt dflss sie zu- 
erst nichts war, dann mit Actionen bewehrt nnd dadurch Kigeo- 
thum wurde, kann b. f. possessio umgekehrt voa allem Anfang 
an als ein Eigentham gedacht, und um deswillen später mit 
Actionen ausgestattet worden sein. Dass die b. f. possessio zu- 
vor bonitarisches Etgenthum nnd erst daraufhin mit Actionen 
ausgestattet worden sei , ist unsere Meinung. Als Bel(^ mag 
vorderhand der Umstand dienen, dass eine Rechtswirknng, welche 
von aller Jurisdiction anabhängig ist, and n. E. anders als aus 
bonitarischem Eigenthmn des b. f. possessor nicht erklärt werden 
kann, — dass der Frachtanfall von unbestimmbarem Alter ist. 
Selbst das aber dürfte nicht ausser dem Bereich einer vielleicht 
noch einmal näher za begründenden Möglichkeit Hegen, dass b. f. 
possessio vor Alters mehr denn später als Eigenthum betrachtet 
worden sei. Denn wenn, wie wir vermuthen, das bloss naturale 
Eigenthum vor der Publiciana unvindicirbar war, oder wenn gar 
— wie in neaerer Zeit mehr und mehr auch gedruckt wird — der 
Unterschied von res mancipi und nee mancipi ursprünglich den nach 
sich gezogen hat, dass nnr jene vindicirbar waren, dann ist die b, f. 
possessio an allen res nee mancipi und an allen Sachen, woran ein 
Anderer nur naturales Eigentham gehabt hatte, ein so sicheres 
Gut nnd Recht gewesen, als dieses Eigenthum. Sie war so wenig 
vindicationsberecbtigt als dieses, dafür aber eben so wenig der 
Yindication ausgesetzt als dieses. Nachmals wird sie gleich 
diesem vindicationsberecbtigt, und gewinnt insoweit an Stärke; 
(Uilür iLln'i' büsst sie ihre alte Unentwindbarkeit ein, nnd sollte 
sie je einst nnunterschieden vom naturalen Eigentham als Eigen 
gedacht worden sein, so wird sie von jetzt an, um ihrer Evin- 
cirbarkt'it willen, dem Eigenthum entgegengesetzt. 

a. Mivisionem accepit dominium — müssen wir angesichts 
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unserer b. f possessio nicht minder sagen , als es Gajns ange- 
sichts seines bonitarischen Eigenthums 2, 40 gesagt hat. Diese 
Getheiltheit des Eigenthums verfolgt Ihering in Richtung der 
Klagen, welche dem b. f. possessor und dem Eigenthümer neben 
einander zustehen oder zustehen sollen, und erachtet, dass wenig- 
stens da, wo der Anlass zur Klage in einer Minderung des 
Sachwerths liegt, eine Theilung zwischen dem b. f. possessor 
und Eigenthümer in ähnlicher Weise wie zwischen Usuftuctuar 
und Proprietär, nämlich uach dem Werthe der b. f. possessio 
und dem des „reinen Eigenthums^^ platzzugreifen habe, indem 
um so viel als b. f. possessio werth ist, der Werth des Eigen- 
thums verringert sein müsse (S. 114 fg.). Wir unsererseits da- 
g^en haben nicht unbedenklich gefunden, dass jene Klagen 
(actio legis Aquiliae, furti) zu Gunsten Beider neben einander 
platzgreifen, und können uns darum auch auf den besagten 
Theilungsmodus zur Zeit nicht einlassen. Bis auf weiteres, und 
nach dem Fruchtrechte zu schliessen möchten wir eher ein Aus- 
sehliessungs-, denn ein Concurrenzverhältniss zwischen Beiden 
annehmen, so dass bis zur Eviction der b. f. possessor so wie 
alleiniger Nutzniesser auch alleiniger Beschützer, Rächer und 
Vertreter der Sache wäre — ausgenommen den Besitz von Scla- 
ven , die ex re domini dem Eigenthümer erwerben , und ausge- 
nommen die Defension von Sclaven, insoferne in dieser nicht 
sowohl das Recht der b. f. possessio oder des Eigenthums, als das 
Factum des Besitzes oder die facultas habendi entscheidend ist. 
Also hat der Eigenthümer bis zur Eviction lediglich kein Recht 
an den Früchten, selbst wenn der b. f. possessor mittlerweilen 
den Besitz verlöre und etwa der Eigenthümer selbst in ihn 
gelangte; — gleichmässig scheint er bis dahin auch keinen An- 
spruch auf Ersatz- und Strafsummen aus Delicten zu haben, den 
einzigen Fall ausgenommen, da der b. f. possessor selbst nicht 
klagen kann (1. 38 D. ad 1. Aq. 9, 2). Davon dass die Noxal- 
klagen gegen Beide gehen, ist keine Spur, wohl aber von einer 
Schwankung zwischen Beiden, die sich endlich nach dem Besitze 

Brins u. Maurer, Festgabe. Q^^K 
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regelt. Davon, dass der b. f. possessor sich selbst an der Sache 
vergehen und vom Eigen thümer belangt werden könne, ist überall 
nichts, wohl aber bezüglich der servi corruptio das Gegentheil zu 
finden; umgekehrt kann sich der Eigenthümer an der in b. f. 
possessione befindlichen Sache verschulden und vom b. f. posses- 
sor belangt werden. Wie der allein so genannte bonitarische 
Eigenthümer schlösse mithin auch der b. f. possessor in einem 
gewissen Bereiche den dominus aus, und wäre das Recht des 
letzteren gegenüber dem b. f. possessor nur darum kein nudum 
jus und auch keine nuda proprietas, weil der Eigenthümer hier 
eftectives Vindicationsrecht behält, und durch Eviction der b. f. 
possessio jeden Augenblick ein Ende machen kann. 

Wäre demnach die b. f. possessio nach römischem, and 
zwar auch noch nach justinianischem Rechte ein bonitarisches, 
obwohl evincirbares Eigenthum , so dürfte sie nicht minder als 
irgend ein anderes Rechtsverhältniss dem utile dominium bei- 
zuzählen gewesen sein. Das canonische Recht hat mit dem Er- 
fordernisse fortwährenden guten Glaubens zwar das Wesen der 
b. f. possessio selbst angegriffen, allein es hat dieses Erforderniss 
nur in Ansehung der Ersitzung aufgestellt, und das Wesen der 
b. f. possessio in seiner Totalität nicht aufheben wollen, nicht 
aufheben wollen, weil es dasselbe nicht gekannt hat. 
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